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§ 1. 

Einleitung. 

Der moderne Staat bestimmt souverän die Herrschaftsgrenzen 
seiner Gesetze. Ohne Beschränkung auf das seiner Staatshoheit 
unterworfene Gebiet und ohne Eücksicht auf andere Staatsgebilde 
bestimmt er den Umfang, in welchem seinen Gesetzen Geltung 
zukommt im Verhältnis zum Ausland. Dies gilt für das Privat- 
recht sowohl wie für die Normen des öffentlichen Eechts, ins- 
besondere des Strafrechts. 

Gegenstand der Betrachtung sind nur die Vorschriften, welche 
sich auf die Regelung des Geltungsbereichs des Strafrechts be- 
ziehen. Für sie hat sich der Ausdruck „internationales Strafrecht" 
eingebürgert, der von dem englischen Ethiker und Rechtslehrer 
Jeremias Bentham (gest. 1832) herrührt. Er wird fast allgemein 
als schlecht und irreführend anerkannt, da er die Vorstellung zu 
erwecken geeignet ist, als gäbe es ein Strafrecht, das seinen Ur- 
sprung in einer über den einzelnen Staaten stehenden, internatio- 
nalen Quelle hätte oder als ob überhaupt Normen genannten In- 
halts existierten, welche internationale, d. h. sämtliche Kultur- 
staaten verpflichtende, Geltung besässen, und besagt somit gerade 
das Gegenteil von dem, was der Wirklichkeit entspricht; denn 
nichts ist weniger gleichartig als gerade die Weise, in der die 
einzelnen Kulturstaaten diese Frage geregelt haben. Immerhin 
ist genannter Ausdruck, so wenig er Billigung verdient, allgemein 
gebräuchlich und bis jetzt durch keinen besseren ersetzt worden, 
der allgemeine Anerkennung und Geltung erlangt hätte. 

Vgl. übrigens v. Martitz I S. 401 ff., 425, der den ange- 
fochtenen Ausdruck in Schutz nimmt, und v. Meyer 
S. 118. 

Erst jüngst wurde in einem Aufsatz der Juristenzeitung vom 
1. Januar 1902 der Versuch unternommen, einen besseren Ersatz 
zu finden. Der Verfasser schlägt als solchen den Ausdruck vor: 

1 
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„Lehi-e vom örtlichen Gesetzeswechsel, d. h. die Gesamtheit der 
Rechtssätze, aus denen der Richter entnimmt, wann er in örtlicher 
Beziehung das Gesetz wechseln, also das deutsche mit einem 
ausländischen Gesetzbuch oder das einheimische mit einem aus- 
wärtigen Provinzialrecht vertauschen soll." — Der Verfasser rühmt 
diesem Ausdruck mannigfache Vorzüge nach; doch muss es sehr 
fraglich erscheinen, ob er Anerkennung finden wird. Der Ausdruck 
„Wechsel" auf Gesetze angewandt ist zum mindesten ungebräuchlich; 
daher seine Verständlichkeit eine sehr prekäre. Aber auch seinem 
Inhalte nach muss er völlig ungeeignet erscheinen. Die Lehre 
vom internationalen Strafrecht enthält Bestimmungen über die 
Fälle, in welchen inländisches Recht gegenüber dem Ausland zur 
Anwendung zu kommen hat, in denen also gerade ein Gesetzes- 
wechsel nicht eintritt. Ein örtlicher Gesetzeswechsel in dem 
Sinn, welchen der Verfasser in der seinem Ausdruck beigefügten 
Interpretation damit verbindet, tritt überhaupt nicht ein. Niemals 
hat ein deutscher Richter „sein einheimisches Strafrecht mit 
fremdem zu vertauschen" und letzteres anzuwenden. Die „Lehre 
vom örtlichen Gesetzeswechsel" würde somit von etwas handeln, 
was der Existenz entbehrt. Eine „Vertauschung von Gesetzen" 
kommt überhaupt nicht in Betracht, sondern nur die Frage, wie 
weit der inländische Staat über seine Grenzen hinaus das Recht 
ausdehnt, Strafansprüche zu erheben. Thut er dies aber, so be- 
misst sich der Inhalt der letzteren ausschliesslich nach inländischem 
Gesetz. 

Vgl. Binding I S. 372, der auch nachweist, dass § 4 Nr. 3 
Abs. 2 Str.G.Bs. nur eine Scheinausnahme darstellt. 

Der vorgeschlagene neue Ausdruck taugt also nichts und, 
wenn man sich nicht mit dem althergebrachten „internationales 
Strafrecht" befreunden kann, so lässt man es am besten bei der 
leichtverständlichen und vielfach gebrauchten Bezeichnung „Lehre 
vom örtlichen Geltungsgebiet des Strafrechts" bewenden. 

Die Lehre selbst gehört zu den bestrittensten der Wissen- 
schaft. Hiezu mag beitragen die naheliegende Vermischung recht- 
licher und kriminalpolitischer Gesichtspunkte und die verschiedenen 
Auffassungen von dem Wesen des Verbrechens, ferner auch der 
Dogmatismus vieler Gelehrten, welche irgend einen Faktor z. B. 
territoriale Beziehungen und ähnliches, dessen Bedeutung sie 
für die einschlägige Frage erkennen, sofort zu einem absoluten 
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Prinzip erheben und indem sie alles unter dem einseitigen Gesichts- 
winkel des von ihnen aufgestellten Prinzips betrachten, den viel- 
fach notwendigen Rücksichten auf die praktische Rechtsanwendung 
nicht gerecht zu werden vermögen. 

Die Streitfragen stammen grösstenteils schon aus älterer 
Zeit und haben an akutem Interesse infolge der positiven Regelung 
der Materie durch Gesetzesvorschrift erheblich verloren. 

Die verschiedenen Theorien. 

I. Steht auch dem Staat an und für sich das Recht zu, die 
Geltung seiner Gesetze unbeschränkt auszudehnen, so ist die 
praktische Durchführung dieses Grundsatzes doch nur insoweit 
möglich, als die Strafverfolgungsgewalt des Staates reicht. Diese 
aber wird nach völkerrechtlichen Grundsätzen begrenzt durch die 
Grenzen des Staatsgebiets und nur eventuell ergänzt durch die 
Auslieferungspflicht fremder Staaten. Auch beansprucht jeder 
Staat dem Ausland gegenüber für seine Gesetze naturgemäss nur 
insoweit Wirksamkeit, als sein Interesse es erfordert. Bedeutet 
4och der Strafanspruch für den Staat zwar ein Recht, zugleich 
aber auch eine Pflicht, die Lasten auferlegt. Die richtige, dem 
Staatsinteresse entprechende Begrenzung zu finden, ist schwierig. 
Vielerlei Gesichtspunkte kommen hiebei in Betracht und danach 
lassen sich aprioristisch die verschiedensten Theorien aufstellen. 

II. Die wesentlichsten derselben sind folgende: 

1. das sog. Territorialprinzip: Die Herrschaftsgrenzen 
der Strafgesetze decken sich mit den Staatsgrenzen : quidquid est 
in territorio, est etiam de territorio. 

Dieses Prinzip wird theoretisch als das richtige vertreten, 
hauptsächlich von älteren Rechtslehrern, allerdings grösstenteils 
mit Erweiterungen, durch welche die Anwendung des gemeinen 
Prinzips mit den unleugbaren Anforderungen des Lebens in Ein- 
klang gebracht werden soll. Zu seinen Anhängern zählen u. a.: 

Abbeg, über die Betrafung der im Ausland begangenen Ver- 
brechen, Erlangen 1819; Köstlin, System des deutschen 
Strafrechts § 32; Ders., Revision S. 740; Hälschner, Preuss. 
Strafrecht I S. 45 ff. ; Berner, Gerichtssaal 1865 S. 418 ff. 
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Es bietet den grossen Vorteil, dass Verfolgung und Abur-^ 
teilung am Ort der That erfolgt; auch ist es der Position nach^ 
dass nämlich alle ins Inland fallenden Handlungen inländischem 
Rechte unterliegen, zweifellos richtig; nicht so aber in der Ne- 
gative, wenn diese nämlich bedeuten soll, dass die inländische 
Strafgewalt nicht berechtigt sei, ihren Gesetzen auch dem Aus- 
land gegenüber Geltung zu verschaffen, dass vielmehr Verfolgung 
und Bestrafung aller im Ausland begangenen Handlungen aus- 
schliesslich dem Staat des Begehungsortes zu überlassen sei. 

Allerdings kann ein Staat seinen Gesetzen vernünftigerweise 
nicht absolute Geltung für die ganze Welt beilegen und von der 
ganzen Welt ihre Anerkennung verlangen, immerhin soll aber ein 
Staat bestrebt sein, jede sich bietende Gelegenheit zu ergreifen, 
seinen Landesgesetzen auch ausserhalb seines Gebiets, soweit 
möglich und seinem Interesse dienend, Geltung zu verschaffen. 
Ganz unerlässlich ist aber vollends für jeden Staat der Schutz 
seines eigenen Bestands und seiner Unterthanen gegen alle vom 
Ausland her gerichteten Angriffe. Diesen Schutz zu gewähren, 
ist das Territorialprinzip schlechterdings nicht, im stände, da es 
den Strafanspruch des inländischen Staats bezüglich der derartige 
Angriffe involvierenden ausländischen Delikte verneint. Eine 
etwaige Auslieferungspflicht fremder Staaten ist hiefür bei den 
häufig sehr einschneidenden Beschränkungen in den Auslieferungs- 
verträgen, ihrem unsicheren Bestand und ihrer komplizierten 
Handhabung kein genügender Ersatz. Auch versagt die Aus- 
lieferung stets dann, wenn die That auf staatenlosem Gebiet be- 
gangen. 

Das sogenannte Territorialprinzip hat ohne Einschrän- 
kung Geltung nur noch in England, das sich auf den Standpunkt 
stellt, alle jenseits seiner Grenzen begangenen Delikte seiner 
Unterthanen (von wenigen Ausnahmen abgesehen) völlig unbeachtet 
zu lassen. In Verbindung mit dem Fehlen einer allgemein an- 
erkannten Pflicht zur Auslieferung eigener Unterthanen führt dies 
zum Ergebnis, dass der britische Staatsangehörige, der in andern 
Staaten delinquiert, innerhalb des britischen Reichs volles Asyl 
geniesst. Er hat das Einschreiten der Staatsgewalt weder von 
britischer Seite noch von der eines ausländischen Staats zu be- 
fürchten. Es ist dies ein unter den Kulturstaaten einzig da- 
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stehender, völkerrechtswidriger Kechtszustand, der die schärfste 
Kritik herausfordern muss. 

Vgl. hiezu V. Martitz I S. 200. 

2. Das sog. Personalitätsprinzip, auch Nationalitäts- 
oder Subjektionsprinzip genannt: 

Unter die Strafgewalt des inländischen Staats fallen sämt- 
liche Handlungen seiner Staatsangehörigen, die inländischen 
sowohl wie die ausländischen, ferner diejenigen von Ausländern, 
solange sie durch Aufenthalt im Inland der inländischen Straf- 
gewalt unterworfen sind (subditi temporarii). 

(Gegen die Ausdehnung des Prinzips auf letztere speziell 

V. Meyer S. 115; v. Martitz I S. 52 Anm. 10, S. 269; 

Binding I S. 385.) 

Auf dem Standpunkt dieses Prinzips standen die meisten 

früheren deutschen Landesgesetze, u. a. auch das württembergische 

Strafgesetzbuch von 1869 Art. 3—5. Den schärfsten Ausdruck 

hat ihm das sächsische Strafgesetzbuch verliehen: 

Sächsisches Kriminalgesetzbuch von . 1838 Art. 2. 
„Sächsische Unterthanen werden wegen aller im Inland 
oder Ausland begangenen Verbrechen nach den Vor- 
schriften des Gesetzbuchs bestraft." 
Auch in der Theorie hat das Prinzip bedeutende Anhänger 
gefunden, ausser andern 

Bekker, Theorie I S. 175 if.; Zachariae, Archiv des Kriminal- 
rechts, neue Folge 1852, S. 37 ff.; Bemer, Wirkungskreis 
S. 127 ff. ; V. Bar, Das internationale Privat- und Straf- 
recht S. 527. 
Auch dieses Prinzip ist in seiner reinen Anwendung un- 
haltbar. Aus der Thatsache des Unterthanenverhältnisses lässt 
sich nicht folgern, dass die Landesgesetze an jedem Ort der Welt 
für die Staatsangehörigen massgebend bleiben sollen, selbst wenn 
<ler Staat, in dem sie sich aufhalten, die fragliche Handlung nicht 
bestraft. Weiterhin bürdet das Prinzip dem Staat die Pflicht der 
Bestrafung aller ausländischen Handlungen seiner Unterthanen 
auf, was weder dem Bedürfnis des inländischen noch dem des 
ausländischen Staats entspricht, gewährt aber andererseits dem 
inländischen Staat und den inländischen Rechtsgütern nicht den 
erforderlichen Rechtsschutz gegen die vom Ausland aus und von 
Ausländern gegen sie unternommenen Delikte. 
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3. Das sogenannte Realprin zip, auch Schutzprinzip, Prinzip 
der beteiligten Rechtsordnung (von Wächter) oder Prinzip der 
passiven Nationalität (Schütze) genannt: 

Die Handlungen gegen inländische Rechtsgüter unterstehen 
dorn inländischen Strafgesetz. Dieses System wird hauptsächlich 
vertreten von 

Feuerbach, Kritik VI S. 3 ff. ; v. Wächter, Beitrag zur Kritik 
S. 80 ff. ; V. Liszt S. 85 ; Binding I S. 387 : mit der 
Erweiterung der Schutzpflicht des inländischen Staats 
auch auf ausländische, allgemeine Rechtsgüter, sofern 
sie von Inländern im Ausland verletzt werden; S. 394. 

Als inländische Rechtsgüter gelten neben der Integrität des 
inländischen Gemeinwesens die sämtlichen im Inland befindlichen 
(lüter und die sämtlichen, inländischen Rechtssubjekten gehörenden 
ohne Rücksicht auf ihre Lage, also auch die im Ausland befind^ 
liehen (vgl. Binding I S. 391). 

Das System leidet an dem Übelstand, dass die Nationali- 
sierung und Lokalisierung nicht bezüglich aller Güter durchführbar 
ist. Ein weiterer Übelstand ist der, dass bei konsequenter Durch- 
führung des Prinzips nicht bloss das von Ausländern im Inland 
gegen einen Ausländer verübte Delikt straflos bleiben muss, 
sondern — und dies erscheint ein geradezu unannehmbares 
Resultat — auch das vom Inländer im In lande verübte 
Delikt, sofern es nur gegen einen Ausländer gerichtet ist. (Vgl. 
v. Martitz S. 88 oben, S. 49 Anm. 4.) Denn weder Leben noch 
Vermögen des Ausländei-s ist inländisches Rechtsgut. Es beruht 
also dieses Prinzip auf dem reinsten Egoismus und kann praktisch 
nie rein durchgeführt werden. Es enthält jedoch den bedeutsamen 
Grundgedanken, dass der Staat die Aufgabe hat, soweit irgend 
möglich, seine ünterthanen auch gegen Angriffe vom Ausland her 
in Schutz zu nehmen. 

4. Das sogenannte Weltrechtsprinzip: Das inländische 
Strafgesetz hat unbeschränkte Geltung. Es wird vertreten von 

V. Grohnann in konsequenter Durchführung seiner Pi*äventions- 
theorie: Strafrechtswissenschaft S. 107; v. Mohl, Die 
völkerrechtliche Theorie von Asyl-, Staats- und Völker- 
recht und Politik S. 711: v. Schwarze in Holtzendorfs 
Handbuch II S. 45 ; UUmann, Gericht^saal Bd. 32 : Hälschner I 
S. 1 36 ; v, Martitz I S. 85 ff., S. 93 ff. ; 
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sehr nahekommend auch 

V. Meyer S. 116 ii. 121 (vgl. hiezu v. Martitz S. 93 x\nm. 21, 
S. 106 Anm. 25, und Binding I S. 379 Anm. 4; vgl. ferner 
unten S. 8). 

Das Prinzip eröffnet dem inländischen Staat die gesetzliche 
Möglichkeit der Bestrafung des auf seinem Territorium ergriffenen 
Ausländers für die von ihm begangenen, nach inländischem Recht 
strafbaren, Handlungen, selbst dann, wenn sie im Ausland begangen 
und nicht gegen ein inländisches Rechtsgut gerichtet sind. Es 
wird hergeleitet aus einer sogenannten Kulturmission des einzelneu 
Staats, der die kosmopolitische Aufgabe habe, zur Herstellung 
eines möglichst vollkommenen, rechtlichen Zustandes unter den 
Menschen das Seinige beizutragen. 

Es giebt in der That gewisse, sämtlichen Kulturstaaten ge- 
meinsame Interessen, deren Verletzung alle berührt und daher 
ohne Rücksicht auf den Begehungsort möglichst prompte Ahndung 
finden soll ; ein solch gemeinsames Interesse ist z. B. die Sicher- 
heit des internationalen Handelsverkehrs ; die Unverfälschtheit der 
umlaufenden Münzsorten; die Abwehr des Missbrauchs des roten 
Kreuzes; der Schutz gegen die Piraterie u. s. w.; 

V. Martitz I S. 66 ff. ; Binding I S. 379 ff. 

Soweit sich die Ahndung gegen die Verletzung dieser Inter- 
essen richtet, ist auch mit v. Liszt S. 85 das Weltrechtsprinzip 
zu billigen, nicht so aber, soweit es hierüber hinausgeht und auf 
sämtliche strafbare Handlungen sich erstreckt. 

Zwar wollen keineswegs alle die oben als Anhänger be- 
zeichneten Rechtslehrer das Prinzip pure und dergestalt zur An- 
wendung bringen, dass der inländische Staat sämtliche irgendwo 
und irgendwie begangenen Delikte in den Bereich seines Straf- 
rechts ziehen soll; insbesondere hält v. Mohl die Anwendung der 
inländischen Strafgesetze auf die von Ausländern im Ausland 
gegen Ausländer begangene Delikte nur in subsidiärer Weise, 
nämlich dann für angebracht, wenn die Bestrafung weder durch 
den Staat, in welchem das Delikt begangen, noch durch den 
Heimatstaat erfolge. 

V. Mohl, Monogi^aphien über Staatsrecht, Völkerrecht und 
Politik (1860) Bd. I S. 756 ff.; ebenso sämtliche Gesetz- 
gebungen, die auf dem Boden des Schutzprinzips oder 
Weltrechtsprinzips stehen; vgl. weiter v. Martitz I S. 118 ff. 
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S. 135: „Es kann dem Gesetzgeber nicht entgehen, wie 
bei Privatdelikten sowohl der Ort der Strafthat als auch 
die Heimat des Beschuldigten ein besseres Anrecht auf 
die gerichtliche Verfolgung begründen, als der blosse 
Aufenthalt, den er gewählt hat. — Demnach ergiebt sich 
für ihn (den Gesetzgeber) die Notwendigkeit — die Zu- 
ständigkeit seiner Gerichtsgewalt in diesem Fall vor der 
berufeneren des Auslands zurücktreten zu lassen — den 
Ansprüchen seines Lands auf Verwirklichung des geltenden 
Rechts durch Eröffnung des Rechtswegs erst in sub- 
sidiärer Weise zu genügen." 
Aber auch in dieser Beschränkung erscheint das Weltrechts- 
prinzip als solches unhaltbar. Es widerstreitet der modernen 
völkerrechtlichen Anschauung, wonach die Souveränität fremder 
Staaten in ihren eigenen Angelegenheiten und Interessen möglichst 
zu wahren ist. Auch ist eine Übertragung des inländischen Straf- 
rechts auf andere Staatsgebiete schon wegen der tiefgreifenden 
Verschiedenheit der strafrechtlichen Bestimmungen in den einzelnen 
Staaten und der oft erheblich auseinandergehenden Anschauungs- 
weise der Völker über das, was strafwürdig ist, undurchführbar, 
in. Keines der obenerwähnten Grundprinzipien genügt also 
in seiner reinen Anwendung den praktischen Bedürfnissen. Eine 
befriedigende Abgrenzung des Herrschaftsgebiets der Strafgesetze 
lässt sich vielmehr nur durch eine Verbindung der verschiedenen 
Grundgedanken gewinnen. 

Vgl. Schütz S. 53 ff.; v. Meyer S. 116, der ebenfalls die An- 
wendung eines einzigen, rein logisch zur Anwendung zu 
bringenden Prinzips verneint, und für das von ihm an- 
gewandte , im wesentlichen dem Weltstrafrechtsprinzip 
(vgl. V. Martitz S. 105 Anm. 54, S. 93 Anm. 21) nahe- 
stehende Prinzip den übrigens v. Wächter zur Bezeich- 
nung des Schutzprinzips gebrauchten Ausdruck „Prinzip 
der beteiligten Rechtsordnung" gewählt hat. Vgl. v. Mar- 
titz S. 95 Anm. 25, S. 87 Anm. 4, S. 49. 
Aus einer solchen Verbindung der Grundgedanken aprioristisch 
eine weitere Theorie zu konstruieren und für sie Alleingeltung zu 
beanspruchen, erscheint unthunlich. Denn für die Frage, wo die 
räumliche Schranke für die Strafgesetze des Inlands zu setzen 
sei, ist nur das Bedürfnis massgebend. Letzteres ist aber seiner- 
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«eits abhängig von der jeweiligen Konstellation der völkerrechtlichen 
-Grundsätze, welche, weil vielem Wechsel unterworfen, eine irgend- 
wie sichere Grundlage zu bieten ausser stände sind. 

Vgl. V. Martitz I S. 59 ff.; Hälschner G.A. XXX S. 166. 

Doch ist die Darstellung der einzelnen Theorien zum vollen 
Verständnis des geltenden Rechts unerlässlich; auch das Straf- 
gesetzbuch hat eine Verbindung der einzelnen Theorien acceptiert. 
Ob jedoch gerade die Art und Weise, in welcher das Strafgesetz- 
buch diese Verbindung vorgenommen hat, als die richtige und den 
zurzeit herrschenden Bedürfnissen des Inlandes genügende er- 
scheinen darf, muss erheblichem Zweifel unterliegen. Das Nähere 
hierüber bleibt späterer Erörterung vorbehalten. Vgl. § 12. 

§3. 

Geschichtliches über das sogenannte internationale Straf recht. 

I. Das römische und kanonische Recht enthielt keine grund- 
sätzlichen Bestimmungen über die Frage des internationalen Straf- 
rechts. — Vgl. Kitzinger S. 1 ff — In lebhafter Weise dagegen 
beschäftigten sich mit ihr die italienischen Juristen des Mittelalters, 
jedoch von einem gänzlich veränderten Gesichtspunkte aus. Ihnen 
galt das römisch-kanonische Strafrecht als eine Art üniversalrecht, 
als ein jus commune mit allgemeiner Geltungskraft. Somit konnte 
es sich nicht um eine Konkurrenz verschiedener Gesetze handeln. 
Jeden Verbrecher, wo immer er delinquierte, bedrohte stets dieselbe 
Strafnorm. Nicht, welches Gesetz anzuwenden sei, sondern nur, 
welcher Richter es anzuwenden habe, konnte allenfalls zweifel- 
haft erscheinen. Demgemäss handelte die ganze Lehre nur von 
der Bestimmung der örtlichen Strafkompetenz und trug ausschliesslich 
stra^rozessualen Charakter. Dessenungeachtet ist ihre Darstellung 
nicht ohne Interesse, da sie Analogien für die Doktrin des inter- 
nationalen Strafrechts bietet. Denn die Zuteilung der einzelnen 
Strafsachen unter die Gerichte desselben Staats, welche ganz 
nach Zweckmässigkeitsgründen erfolgt, richtet sich im allgemeinen 
nach denselben Zuständigkeitsregeln, welche auch für die Verteilung 
der Strafgerichtsbarkeit unter dieeinzelnenStaatenin Betracht 
kommen. So ist es begreiflich, dass geschichtlich die Lehre vom 
internationalen Strafrecht in seiner heutigen Gestalt basiert ist 
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auf die früher schon ausgebildete Lehre der prozessualen Zu- 
ständigkeit. 

Vgl. V. Martitz I S. 145; v. Bar S. 504. 

II. Zunächst besass in der romanisch-kanonischen Doktrin 
der bereits in corpus juris (1. 7 § 5 de accus. 48, 2 ; 1. 7 § 4 eod. ; 
1. 22 eod.; 1. 7 de custodia et exhib. 48, 3; Nov. 69 c. 1.; Nov. 134 
c. 5) anerkannte Gerichtsstand der begangenen That allgemein 
Geltung. Danach waren alle im Bezirk, gleichviel von einem 
Angehörigen desselben oder einem Fremden, begangenen strafbaren 
Handlungen der Strafgewalt des Bezirks unterworfen. Sehr 
bestritten war die Frage unter den italienischen Praktikern, ol> 
es daneben noch ein forum domicilii in dem Sinn gäbe, dass ein 
Verfolgungözwang für den Kichter bestehe auch bezüglich der 
ausserhalb des Gerichtsbezirks von dem Gerichtsunterthan vor 
seiner Kückkehr in den Bezirk begangenen Delikte. Schliesslich 
wurde die Frage durch die herrschende Meinung bejaht und neben 
das forum delicti commissi trat als weiteres das forum domicilii. 

Vgl. Julius Clarus qu. 39 Nr. 3 hinsichtlich der Frage, ob es 
sonst ein forum originis aut domicilii gäbe: ,.in hoc 

magna est controversia inter D.D. . opinionem affir- 

mativam generalis consuetudo videtur approbare." 

Für die Zulassung des forum domicilii waren in erster Linie 
Gründe der Zweckmässigkeit massgebend gewiesen; auf diese Art 
wurde die Auslieferung an das forum delicti commissi vermieden,, 
was wünschenswert erschien, da die Gerichtsbarkeit ein Ehrenrecht 
war, dessen Ausübung häufig durch Geldbussen und ähnliches 
erhebliche pekuniäre Einnahmen brachte ; andererseits war es um 
so unbedenklicher, da der Verbrecher hier wie dort nach demselben 
Gesetz, dem jus commune, abgeurteilt wurde. War dies ausnahms- 
weise nicht der Fall, kam also eine Handlung in Frage, die nach 
gemeinem Kecht nicht strafbar war, sondern nur nach den parti- 
kulären des einzelnen Territoriums, so waren die Meinungen geteilt. 
Nach* der einen Ansicht musste der judex domicilii das am Ort der 
That bestehende, also fremdes Recht zur Anwendung bringen; 
nach der andern auch in diesem Fall sein eigenes, die lex domicilii- 
Jedenfalls wurde der einzelne Staat als berechtigt angesehen, 
seinen Normen für seine Angehörigen auch ausserhalb seines 
Gebiets Verbindlichkeit zu verleihen, und war dies geschehen, so 
musste der judex domicilii in den obengenannten Fällen ein- 
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heimisches Recht zur Anwendung bringen. Hierin findet sich also» 
bereits ein Anklang an das später aufgekommene sogenannte 
Personalitätsprinzip. Mit der Anerkennung zweier Gerichtsstände 
entstand die Gefahr des Konflikts. In der Theorie siegte die^ 
Meinung, der Gerichtsstand der Begehung gehe vor und an den 
Richter dieses Gerichtsstands müsse ausgeliefert werden: 
so auch Julius Clarus in quaest. 38 Nr. 18: 

„est tantae potentiae locus delicti commissi ut de jure communi 

teneantur alii judices, puta originis vel domicilii, ipsum 

delinquentem remittere ad judicem loci delicti, si fuerint 

ab eo requisiti." 

Die Praxis kehrte sich jedoch hieran nicht. Die ratione- 

domicilii zuständigen Gerichte lieferten nicht aus, sondern bestraften 

selbst die in ihre Hände geratenen Delinquenten. Bald berief man 

sich für diese Praxis auf allgemeines Gewohnheitsrecht und auf 

den Satz, remissiones non fleri, und es wurde geltenden Rechts, 

dass über den Vorzug des einen von beiden Gerichtsständen nur 

die Prävention entschied. 

III. Im altgermanischen Recht war ebenfalls das forum 
domicilii eingebürgert. Es stammte bereits aus dem altfränkischen 
Recht. Allgemeiner Gerichtsstand war nach diesem für jeden^ 
königlichen Unterthan derjenige pagus, in welchem er domi- 
ziliert war. 

Später kam dann daneben unter der Einwirkung des römischen 
Rechts auch das forum delicti commissi auf, als allgemeiner Gerichts- 
stand bereits anerkannt im Sächsischen Landrecht III, 79. 

Reichsgesetzliche Anerkennung beider Gerichtsstände als 
gleichwertig findet sich im Kommissionsedikt vom 12. Sep- 
tember 1668 gegen die Duelle: 

„ so solle man , wenn der Thäter intra fines 

imperii zu betreten ist, die Obrigkeit desselben Orts, wo er an- 
zutreffen, selbigem dem judici domicilii seu commissi delicti auf Be- 
gehren unweigerlich zu liefern und abfolgen zu lassen schuldig sein. " 
Für den Vorrang eines Gerichtsstands vor den andern war 
ebenfalls die Prävention entscheidend und man vermied ebenfalls 
jegliche Pflicht zur Auslieferung, die zudem der altgermanischen 
Anschauung widersprach, nach welcher jeder Volksgenosse das 
Recht hatte, wenn irgend möglich, von seinen eigenen Genossen 
gerichtet zu werden. 
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IV. Im 16. und 17. Jahrhundert kam als weiterer Gerichts- 
stand der der Ergreifung hinzu. Er verdankt seine Entstehung 
der deutschen Jurisprudenz. Die italienische Doktrin hatte ihn 
im allgemeinen verworfen, vgl. Hälschner, Preussisches Strafrecht 
II, 49, und nur für spezielle Ausnahmsfälle, z. B. die Bestrafung 
des vagabundus zugelassen; die deutschen Strafrechtslehrer dagegen 
stellten neben die bereits gegebenen das weitere forum deprehensionis. 
Fälschlicherweise hatte man seine Geltung schon für das römische 
Recht behauptet, so Donellus, der sich hiefür auf eine seit Böhmers 
Abhandlung: „de delictis extra territorium admissis" allgemein als 
unrichtig anerkannte Interpretation von 1. 1 C. ubi de criminibus 
4igi oportet 3, 15 stützte. Die Stelle, welche lautete: 

„quaestiones eorum criminum, quae legibus aut extra ordinem 

coercentur, ubi commissa vel inchoata sunt, vel ubi 

reperiuntur, qui rei esse perhibentur criminis, perflci 

debere satis notum est" 

stellt nicht, wie Donellus irrig annahm, das forum deprehensionis 

für die gerichtliche Aburteilung auf, sondern handelt nur 

von polizeilichen Voruntersuchungen. 

Donellus folgten weitere nach, bis endlich durch Carpzow 
das forum deprehensionis als gleichberechtigter Gerichtsstand 
neben den beiden überlieferten allgemeine Anerkennung fand. 
Jeder Richter war von nun an kompetent zur Abuiteilung der 
Strafsache, wenn der Verbrecher in seinem Bezirk ergiiffen ward. 
Er hatte nicht nur das Recht, sondern die Pflicht, einzuschreiten, 
sofern es sich nicht um Verletzung einer nur territorialen Rechts- 
norm eines andern Territoriums, sondern um ein Delikt des im 
gemeinen Recht niedergelegten Strafrechts handelte. Unter den 
Gerichtsständen selbst entschied die Prävention. Letztere ward 
nicht schon durch blossen Aufenthalt im Gerichtsbezirk, sondern 
erst durch Einleitung der Untersuchung begründet. War aber 
letztere eingeleitet, z. B. durch den Richter der begangenen That, 
.^0 musste der Richter des Orts der Ergreifung den Inculpaten 
ausliefern. Im einzelnen herrschten mancherlei Meinungsverschieden- 
heiten, namentlich auch darüber, in welchem Stadium des Verfahrens 
die Prävention als eingetreten anzusehen sei. 

V. Nach dem dreissigj ährigen Krieg erstarkten die Territorial- 
gewalten; die die Einzelstaaten zu einem ganzen verbindende 
Reichsgewalt verlor an Einfluss. Die Einzelterritorien fühlten 
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sich als gegenseitig gleichberechtigte, unabhängige Staatsgebilde- 
und nicht mehr als Glieder eines Gesamtstaats. Ihre gegenseitigen 
Beziehungen nahmen daher völkerrechtlichen Charakter an und in 
Konsequenz hievon wollten sie gegenseitige Auslieferungspflichten 
auf Grund Eeichsrechts nicht mehr anerkennen, auch nicht im Falle 
der Prävention. Die Doktrin kämpfte hiegegen an und es kam 
dann zum Ergebnis, dass bezüglich des gemeinen Eeichsstrafrechts 
Kompetenzkonflikte durch Prävention entschieden wurden und in 
solchen Fällen Auslieferung als eine allgemeine, auf Reichsrecht 
beruhende, strafprozessuale Pflicht anerkannt wurde. Soweit 
es sich hiegegen nur um unter Territorialstrafrecht fallende Straf- 
thaten handelte, entschieden völkerrechtliche Grundsätze. 
Eine allgemein bestehende Auslieferungspflicht gab es nicht; wohl 
aber waren Auslieferungsverträge zwischen den einzelnen Territorien 
häufig und auch sonst wurde gegenseitig im Weg der Gefälligkeit,, 
selbst ohne besonderen Vertrag Rechtshilfe gewährt. In beiden 
Fällen der Auslieferung machte man jedoch nicht Halt vor den 
eigenen ünterthanen. Sie wurden gegebenen Falls dem andern 
Territorium auf dessen Verlangen in ganz derselben Weise aus- 
geliefert, wie die Nichtterritorialen. 

VI. Nach dem vorangehenden ist die historische Ausbeute für 
die Frage des internationalen Strafrechts keine erhebliche. Als 
positives Resultat ergiebt sich nur der Satz, dass sämtliche Straf- 
thaten, soweit sie innerhalb des Territoriums begangen, auch nach 
dessen Gesetzen abzustrafen sind; ferner der Gedanke der italie- 
nischen Doktrin, den Gesetzen des Inlands Geltung beizulegen 
auch gegenüber den im Ausland befindlichen Staatsangehörigen. 

Es gestattet jedoch, wie bereits erwähnt, der Kampf um die 
richtige Kompetenzverteilung innerhalb des Gesamtstaats lehrreiche 
Analogieschlüsse auf die Regelung des internationalen Strafrechts. 
Es ist nicht zu verkennen, dass für die Aufstellung des forum 
delicti commissi ähnliche Gesichtspunkte sprechen wie für da& 
Territorialprinzip und dass andererseits mutatis mutandis das forum 
domicilii mit dem Personalprinzip und das forum deprehensioni^ 
mit dem Weltrechtsprinzip in einem gewissen analogen Verhält^ 
nis steht. 

V. Martitz I S. 38. 

VII. Auch die geschichtliche Entwicklung der Auslieferungs^ 
pflicht entbehrt nicht des Zusammenhangs mit der Materie des. 
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internationalen Strafrechts. Nicht ist die Auslieferungspflicht Teil 
dieser Materie selbst, wohl aber ist sie eventuell, nämlich je nach 
dem Prinzip, nach welchem diese letztere geregelt ist, deren 
völkerrechtlich notwendiges Korrelat. Erkennt z. B. ein Staat 
<las Personalitätsprinzip nicht an, so muss er sich zur allgemeinen 
Auslieferung seiner ünterthanen bekennen. 

Vgl. V. Martitz S. 136: „Völkerrechtswidrig wäre nur der 
Anspruch, den beiden Möglichkeiten prinzipiell sich zu 
versagen" — wie dies z. B. in England der Fall ist: 
vgl. oben § 2 n Nr. 1 S. 4. Der Grundsatz der Alter- 
nativität zwischen Abstrafung und Auslieferung der in 
auswärtigen Territorien delinquierenden Personen ist bereits 
von Hugo Groot ausgesprochen worden: 
Vgl. De jure b. ac. p. 11 21 § 4: jeder Staat habe die alter- 
native Verpflichtung: 
„ant ut ipsa interpellata pro merito puniat nocentem, aut 
ut eum permittat arbitrio interpellantis. Hoc enim illud 
est dedere, quod in historiis saepissime occurrit." 
Heutzutage ist dies als eine Forderung der Gerechtigkeit 
^illgemein anerkannt. Auslieferung und internationales Strafrecht 
stehen somit im Verhältnis zweier voneinander unabhängiger, 
t^iich wechselseitig ergänzender Faktoren und die Gestaltung des 
«inen kann nicht ohne Einfluss sein auf die des andern. Gerade 
-aber, was die Frage der Auslieferung Nationaler anbelangt, so ist 
dieselbe grossenteils Gegenstand legislatorischer Behandlung ge- 
worden, gewöhnlich im Anschluss und Zusammenhang mit der 
Eegelung des internationalen Strafrechts; so auch im deutschen 
Strafgesetzbuch in § 9. Eine gewisse Hereinbeziehung dieser 
Frage ist daher unerlässlich. 

Vgl. unten § 10 B I 5 d S. 71. 

VIII. Eine eigentliche systematische Behandlung des inter- 
nationalen Strafrechts findet sich erst seit Ende des 18. Jahr- 
hunderts in den neueren Kodifikationen. Seitdem ist diese Frage 
-eine äusserst vielseitig geregelte, ständige Materie jeglicher Straf- 
gesetzgebung gewesen. Die ausländische Gesetzgebung kann, ab^ 
gesehen von wenigen Ausnahmen, nicht berücksichtigt werden. 
Bereits die früheren deutschen Strafgesetzbücher bieten ein voll- 
ständiges Bild über die Entwicklung der Materie. Sämtliche 
Hauptprinzipien sind in ihnen mit mehr oder weniger abweichenden 
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Modifikationen vertreten und sehr beträchtlich ist die Zahl der 
differierenden Ansichten. Trotzdem gab es bereits eine Anzahl 
inhaltlich übereinstimmender Vorschriften. 

So schrieben sich alle Kodifikationen ausnahmslos Anwendungs- 
iraft zu für sämtliche im Inland begangenen Delikte. 

Durchgängig ist ferner der Unterschied, der bezüglich der 
•extraterritorialen Delikte zwischen Inländern und Ausländem ge- 
macht wird. Keine Kodifikation entschlägt sich der Möglichkeit, 
auch die ausländischen Delikte der Inländer vor das inländische 
Gesetz zu stellen. Insofern haben sie sämtlich die Personalitäts- 
maxime angenommen. Im einzelnen finden sich zahlreiche Modi- 
fikationen: so stellt das badische Strafgesetzbuch beispielsweise 
nur die gegen die Landsleute im Ausland verübten Delikte 
unter Strafe: bad. Str.G.B. von 1845 Art. 4. 

Auch darüber, ob Strafbarkeit am Ort der That zu fordern 
sei, gehen die einzelnen Gesetzbücher auseinander. Grundsätzlich 
indifferent gegen die Gesetze am Thatort verhält sich das preus- 
sische Gesetz von 1805 (Kriminalordnung), das bayerische Straf- 
gesetzbuch von 1813, das sächsische Kriminalgesetzbuch von 1838. 
Das württembergische von 1839 Art. 3 verlangt dagegen Straf- 
barkeit am Ort der Begehung insoweit, als das von Inländern 
begangene Delikt nicht gegen Landsleute gerichtet war. 
Einen entgegengesetzten Standpunkt nahm das preussische Straf- 
gesetzbuch von 1851 ein. Es verlangt durchweg Strafbarkeit am 
Ort der That und ihm ist das Reichsstrafgesetzbuch gefolgt: vgl. 
§ 4 Nr. 3. Gerade gegen diese Bestimmung wandte sich die 
.Strafgesetznovelle von 1876: vgl. unten § 12. 

Im Gegensatz zu dem heute durch das Keichsstrafgesetzbuch 
nach dem Vorgang des preussischen Strafgesetzbuchs angenommenen 
»Grundsatz der fakultativen Verfolgung der von Inländern be- 
gangenen ausländischen Privatdelikte standen die früheren Straf- 
gesetzbücher auch bezüglich dieser Delikte auf dem Standpunkt 
.des Legalitätsprinzips: 

Gegen die fakultative Strafverfolgung Binding I S. 404; 
für dieselbe v. Martitz 79 Anm. 12; vgl. unten § 10 
B I 2; S. 63. 

Allein die Kodifikationen beschränkten sich nicht darauf, die 
von Inländern auswärts verübten Strafthaten unter ihre Ahndung 
-ZU stellen; in vollkommener Einmütigkeit gingen sie hierüber 
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hinaus und wahrten sich die Möglichkeit der Verfolgung auch der 
Ausländer für gewisse auswärts begangene Delikte. In dieser 
Hinsicht herrschten allerdings noch viel weitergreifende Diver- 
genzen zwischen den einzelnen Gesetzbüchern. Hier rausste natur- 
gemäss der Gegensatz zwischen Schutz- und Weltrechtsmaxime 
besonders sich bemerklich machen, wobei übrigens angefügt sein 
mag, dass keine Kodifikation gerade dieses letztere Prinzip in 
seiner einseitigen Fassung acceptierte, sondeni nur in einer aus 
praktischen Gründen unumgänglichen, im einzelnen sehr ver- 
schiedenen Verbindung mit dem Personalitätsprinzip. 

Die neuere Gesetzgebung hat nun — zu diesem Ergebnis 
muss die Betrachtung der partikulären deutschen Gesetzgebung^ 
führen — in ganz entschiedener Weise für das Schutzprinzip 
Stellung genommen. Der Grundgedanke des Schutzprinzips, dass 
ausländische Delikte von Ausländern im Inland insoweit unter 
Strafe zu stellen sind, als sie gegen den inländischen Staat oder 
dessen Angehörige gerichtet sind, ist überall, allerdings in dem 
verschiedensten Umfang, zur praktischen Geltung gelangt. Auf 
die rechtlichen Verschiedenheiten im einzelnen soll nicht näher 
eingegangen werden. 

Bestimmungen in der angedeuteten Richtung enthalten z. B. : 

das bayerische Gesetzbuch von 1813 und 1861 ; 

das sächsische von 1838 und 1855; 

das württembergische von 1839 Art. 4; 

das badische von 1845 Art. 5 und 6; 

das thüringische von 1850 Art. 3; 

das hamburgische von 1869 Art. 3; 

das hannoverische von 1840 Art. 3. 

Vgl. die Aufzählung bei Binding I S. 387. 

Auch die deutsche Strafgesetzbuchnovelle von 1876 wollte 
das Schutzprinzip zur Geltung bringen: das Gesetzesprojekt 
scheiterte jedoch an dem Widerstand des Reichstags. 

Noch weiter zu gehen und an dem im inländischen Terri- 
torium ergriffenen Ausländer seine im Ausland begangenen De- 
likte selbst dann zu ahnden, wenn sie keinen Inländer verletzt 
hatten, was bereits den Gedanken des sogenannten Weltrechts- 
prinzips entspricht, hatten hauptsächlich einige ausländische Gesetz- 
gebungen unternommen ; beispielsweise das österreichische Gesetz- 
buch von 1852; das italienische von 1889; fernerhin aber auch 
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einige deutsche Kodifikationen, so mit verschiedenen Abgrenzungen 
das allgemeine preussische Landrecht Teil ü, Titel XX, §§ 12 — 15; 
das Kriminalgesetzbuch für das Königreich Sachsen von 1838 
Art. 2, 3, 4; das Strafgesetzbuch für Sachsen von 1855 Art. 2 — 9; 
das braunschweigische Grundgesetz von 1852 und andere. Ge- 
meinschaftlich ist hiebei allen Gesetzbüchern das Bestreben, die 
Strafpflicht des Staats, welche durch die Annahme des Weltrechts- 
prinzips eine grosse Ausdehnung erfuhr, wieder entsprechend dem 
Bedürfnisse einzuschränken, was hauptsächlich durch die Anordnung 
geschah, dass der Strafanspruch nur auf besondere Ermächtigung 
oder Anordnung der Landesregierungen einzuleiten sei. 

Auch im deutschen Strafgesetzbuch finden sich Straffälle, in 
welchen inländische Strafverfolgung eintritt ohne Kücksicht auf 
die Staatsangehörigkeit des Thäters und den Ort der begangenen 
That (vgl. § 4 Abs. 2 Nr. 1 Str.G.B.) und man kann sagen, dass 
insoweit auch das Weltrechtsprinzip zur positiven Geltung gelangt 
ist. Vgl. unten § 10 B I 3, S. 64. 

§4. 

Die Entstehungsgeschichte der §§ 3 flf. des deutschen Strafgesetzbuchs. 

I. Die Materie des internationalen Strafrechts hat durch das 
deutsche Strafgesetzbuch positive Regelung erfahren in den §§ 3 
bis 6 des Gesetzes, welche folgenden Wortlaut haben: 

§3. 
„Die Strafgesetze des Deutschen Reichs finden Anwendung 
auf alle im Gebiete desselben begangenen strafbaren Handlungen, 
auch wenn der Thäter ein Ausländer ist." 

§4. 

„Wegen der im Ausland begangenen Verbrechen und Ver- 
gehen findet in der Regel keine Verfolgung statt. 

Jedoch kann nach den Strafgesetzen des Deutschen Reichs 
verfolgt werden: 

1. ein Deutscher oder ein Ausländer, welcher im Auslande 
eine hochverräterische Handlung gegen das Deutsche Reich oder 
einen Bundesstaat, oder ein Münzverbrechen, oder als Beamter 
des Deutschen Reichs oder eines Bundesstaats eine Handlung be- 
gangen hat, die nach den Gesetzen des Deutschen Reichs als Ver- 
brechen oder Vergehen im Amte anzusehen ist; 

2 
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2. ein Deutscher, welcher im Auslande eine landesverräte- 
rische Handlung gegen das Deutsche Reich oder einen Bundesstaat, 
oder eine Beleidigung gegen einen Bundesfürsten begangen hat; 

3. ein Deutscher, welcher im Ausland eine Handlung be- 
gangen hat, die nach den Gesetzen des Deutschen Reichs als ein 
Verbrechen oder Vergehen anzusehen und durch die Gesetze des 
Orts, an welchem sie begangen wurde, mit Strafe bedroht ist. 

Die Verfolgung ist auch zulässig, wenn der Thäter bei Be- 
gehung der Handlung noch nicht Deutscher war. In diesem Falle 
bedarf es jedoch eines Antrags der zuständigen Behörde des 
Landes, in welchem die strafbare Handlung begangen worden, 
und das ausländische Strafgesetz ist anzuwenden, soweit dieses 
milder ist." 

§ 5. 

„Im Falle des § 4 Nr. 3 bleibt die Verfolgung ausge- 
schlossen, wenn 

1. von den Gerichten des Auslandes über die Handlung 
rechtskräftig erkannt und entweder eine Freisprechung erfolgt oder 
die ausgesprochene Strafe vollzogen, 

2. die Strafverfolgung oder die Strafvollstreckung nach den 
Gesetzen des Auslandes verjährt oder die Strafe erlassen oder 

3. der nach den Gesetzen des Auslandes zur Verfolgbarkeit 
der Handlung erforderliche Antrag des Verletzten nicht gestellt 
worden ist." 

§6. 

„Im Auslande begangene Übertretungen sind nur dann zu 
bestrafen, wenn dies durch besondere Gesetze oder durch Verträge 
angeordnet ist." 

II. Die Entstehungsgeschichte dieser Paragraphen ist analog 
der des übrigen Gesetzes. Durch die Versailler Verträge erlangte 
das frühere Strafgesetzbuch für den Norddeutschen Bund vom 
31. Mai 1870 samt Einführungsgesetz Geltungskraft auch für die 
übrigen Gebiete des neuen Reichs. 

Was geändert wurde, war nur die Fassung; die staatlichen 
Veränderungen brachten von selbst die Notwendigkeit einer den- 
selben entsprechenden neuen Redaktion mit sich, welche durch 
das Redaktionsgesetz vom 15. Mai 1871 erfolgte. 
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in. Die Entstehungsgeschichte des eigentlichen Reichsstraf- 
gesetzbuchs ist somit eine kurze ; nicht in gleicher Weise die des 
Strafgesetzbuchs für den Norddeutschen Bund. Letzteres ging in 
seiner Hauptsache aus dem preussischen Strafgesetzbuch vom 
14. April 1851 hervor, einem Werk langjähriger Arbeiten und Be- 
ratungen, an welches der erste Entwurf Friedberg in voller Ab- 
-sichtlichkeit sich anschloss: 

Vgl. die am 21. November 1868 dem Norddeutschen Bundestag 
eingereichte Denkschrift : 

„Als das für die Anschliessung geeignetste ist das Straf- 
gesetzbuch für die preussischen Staaten vom 14. April 1851 ge- 
wählt worden." 

S. Rüdorif-Stenglein S. 12 ; Binding I S. 57 ; femer die Motive 
zu § 3 und 4, abgedruckt im RüdorflF-Stenglein S. 86. 

So hatte sich der erste Entwurf, auch was die Fassung der 
^§ 3 ff. anbelangt, vollständig auf das preussische Strafgesetzbuch 
gestützt. Dieses selbst besass eine längere Vorgeschichte. Gegen- 
tiber dem Entwurf von 1843 hatten sich die Entwürfe von 1845, 
1846, 1847 entschieden auf den Boden des Territorialprinzips ge- 
stellt, hiebei allerdings aber verschiedentliche Ausnahmen zu- 
gelassen : 

Vgl. Goltdammers Materialien S. 61. 

In dieser Richtung bewegte sich auch der endgültige Ent- 
wurf von 1851, in dem er das Prinzip der Territorialität in seiner 
Reinheit an die Spitze stellte. 

Goltdammers Mat. S. 65. 

Durchgreifende Verschiedenheit zeigte sich jedoch in der Be- 
handlung der „Ausnahmen". Besonders in einem wesentlichen 
Punkt wich hiebei der Endentwurf von den früheren Entwürfen 
ab: War in den Vorentwürfen ganz allgemein die Strafbarkeit 
des Ausländers wegen seiner ausländischen Delikte, sofern dieselben 
sich gegen Inländer richteten, statuiert worden, so nahm der 
Endentwurf diese Bestimmung nicht auf, obgleich sie im Ein- 
klang stand mit dem Standpunkt der meisten damaligen Kodi- 
fikationen: vgl. oben § 3 VIII S. 16. 

IV. Viel weitergehend waren die Veränderungen, welche der 
sogenannte 11. Entwurf des Norddeutschen Strafgesetzbuchs mit 
»den §§ 3 ff. vornahm : 
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1. Zunächst was die Fassung anbelangt; so wurde ins- 
besondere die Ausnahme von Nr. 3 in Abs. 2 von § 4 in einen 
besonderen Paragraphen, den § 5 gestellt, und ebenso wurde der 
auf die Übertretung bezügliche Abs. 3 des § 4 des preussischen^ 
Strafgesetzbuchs zum Gegenstand eines besonderen Paragraphen,, 
des § 6, gemacht. 

Ferner erhielt Nr. 3 von Abs. 2 von § 4 einen neuen Absatz,, 
beginnend mit den Worten: „Die Zulässigkeit der Verfolgung ist 
nicht dadurch bedingt, dass der Thäter bereits bei Begehung der 
Handlung ein Norddeutscher war". 

Vgl. hierüber unten § 10 B. I 5 d S. 71. 

2. In materieller Hinsicht nahm Entwurf II folgende 
Änderung vor: 

a) Die Herrschaftsgrenzen des Strafgesetzes wurden insoweit 
eingeschränkt, als der Entwurf im Gegensatz zu seinem preussischen 
Vorbild Beleidigungen von Bundesfürsten, von Ausländem im 
Auslande begangen, nicht mehr unter Strafe stellte. 

b) Das preussische Strafgesetzbuch hat im § 4 bestimmt: 
„Wegen der im Ausland vergangenen Verbrechen findet keine 

Verfolgung und Bestrafung statt. Jedoch kann nach 

verfolgt und bestraft werden u. s. w. Im Entwurf wurden die- 
Worte „und Bestrafung" — „und bestraft" gestrichen. 
Über die Bedeutung dieses Abstrichs vgl. unten § 10 B I 2. 

c) Der Inhalt des neueingesetzten § 5 (siehe oben unter 1)^ 
der dem Abs. 2 der Nr. 3 des Abs. 2 des § 4 des preussischen. 
Strafgesetzbuchs entsprochen, wurde erheblich ausgedehnt. 

d) Ganz neu eingeführt wurden die §§ 7 und 8 des Ent- 
wurfs. 

V. Der sogenannte III. Entwurf (Bundesratsentwurf) brachte 
bezüglich der §§ 3 ff. keine Änderung. Hiegegen nahm der Reichs- 
tag eine neue Fassung des Unterabsetzes der Nr. 3 vor und fügte 
ihm auch einen neuen Satz bei. . Der ganze ünterabsatz von 
Nr. 3 in seiner jetzigen Fassung: „die Verfolgung ist auch zu-^ 
lässig, wenn der Thäter u. s. w." ist vom Reichstag und Bundesrat 
angenommen worden und ohne Veränderung in das Gesetz über- 
gegangen. 

VT. Eine weitere Veränderung brachte die Strafgesetznovelle 
von 1876. Sie dehnte in Nr. 1 von Abs. 2 von § 4 die voraus- 
setzungslose Verfolgbarkeit der ausländischen Delikte aus auf* 
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sämtliche von einem Beamten des Deutschen Keichs oder eines 
Bundesstaats begangenen strafbaren Handlungen, die sich nach 
<len Gesetzen des Deutschen Keichs als Verbrechen oder Vergehen 
im Amt charakterisieren, gleichviel ob der Thäter inländischer 
Staatsangehöriger ist oder nicht. 

Im Anschluss hieran erfolgte noch eine weitere, übrigens 
oinerhebliche Änderung in der Fassung der Nr. 1 und 2 des Abs. 2 
von § 4 Str.Gr.B.s. 

§ 5. 

Der prinzipielle Standpunkt des Strafgesetzbuchs. 

Die Realisierung eines der unter § 2 erwähnten Prinzipien 
in dem daselbst damit verbundenen strengen Sinn hat keine 
der modernen Kodifikationen unternommen. Es zeigte sich bald, 
dass starrer Dogmatismus und starres Festhalten an einem Prinzip 
sich nicht durchführen liess. Dies duldete nicht die Macht des 
thatsächlichen Bedürfnisses, die gebieterisch Konzessionen an die 
andern Maximen forderte. Das Resultat war überall, auch im 
deutschen Strafgesetzbuch (vgl. oben § 2 m S. 8), eine Kom- 
bination der verschiedenen Maximen. Trotzdem hat die Frage, 
welcher Maxime ein Gesetzbuch folge, ihre volle Berechtigung. 
Nicht darf hierunter verstanden werden die reine Anwendung 
«ines Prinzips in dem Sinne, dass jegliche Ausnahme als Ab- 
weichung vom Grundsatze eine begriffliche Unmöglichkeit ent- 
halte. Vielmehr muss man die Frage gerade vom Standpunkt des 
Kompromisses aus, der von vornherein die strenge Durchführung 
eines einzigen Prinzips verneint, betrachten und dann hat sie 
ihren guten Sinn, nämlich den, welches der Systeme den that- 
sächlichen Vorrang hat vor den übrigen, welche Maxime die 
herrschende, die Regelmaxime ist, gegenüber welcher die An- 
wendungsfälle der übrigen nur als Ausnahme figurieren. 

Man könnte einwenden, diese Frage sei überhaupt eine 
müssige; habe doch der Gesetzgeber seine klaren positiven Be- 
stimmungen getroffen; auf wessen Prinzipes Boden sie beruhen, 
könne füglich unerörtert bleiben. Allein diese Frage muss nicht 
nur den Theoretiker interessieren, der nach Subsumption unter 
•ei» Prinzip drängt; sie erscheint auch praktisch von Bedeutung. 
Liegt der prinzipielle Standpunkt des Gesetzes klar, dem gegen- 
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Über alle Abweichungen nur als Ausnahmen erscheinen, so er- 
fahren die etwa vorhandenen Lttcken des Gesetzes ihre Ergänzung- 
naturgemäss aus dem Prinzip: denn Ausnahmen vertragen keine^ 
analoge Ausdehnung. 

Der Standpunkt, den das deutsche Strafgesetzbuch einnimmt^ 
ist bestritten. Es ist jedoch der Streit erst neueren Datums. 
Lange Zeit herrschte Einmütigkeit darüber, dass das Strafgesetz- 
buch auf dem Boden der Territorialmaxime stehe, dass dies aus-^ 
drücklich ausgesprochen sei in den §§ 3 und 4 Abs. 1 Str.G.Bs^ 
und dass die Vorschiiften des Abs. 2 von § 4 nur Ausnahmen von 
dem Grundsatze darstellten. Auf diesem Standpunkt steht auch 
heute noch die weitaus herrschende Meinung: 

V. Liszt S. 86, 88 sub. Nr. III; Frank S. 19 zu § 3 sub 11; 
S. 22 zu § 4 Nr. I; Kitzinger S. 177; Schütze S. 56, 57 II: 
Rubo S. 261, 269; Olshausen Anm. 1 zu § 3 S. 51 ; Anm. 1 
zu § 4 S. 60 ; Oppenhoff Nr. 1 zu § 3 S. 33 ; Rüdorff- 
Stenglein Nr. 2 zu § 3 S. 88 ; Hamm, Goltdammers Archiv 
XXVI S. 423; modifiziert v. Bar, Lehrbuch S. 256 ff., 
speziell S. 259 ; 
insbesondere auch das Reichsgericht: 

Urt. vom 14. Januar 1887 E. 15 S. 225 und 
Urt. vom 24. Juni 1884 E. 11 S. 21: 

^Zwar hat diese Gesetzesvorschrift (§ 3) in beabsichtigter 
Weise das sogenannte Territorialitätsprinzip zu der für das 
Deutsche Reich geltenden Regel des internationalen Strafrechts 
gemacht** ; femer Urt. vom 15. Februar 1883 E. 8 S. 55. 

Gegner sind: Binding I S. 402 ff., 337: wohl auch v. Meyer 
S. 123; Meves S. 85; v. Wächter, der ein modifiziertes Personal- 
prinzip annimmt, in j. Beitrag zui* Geschieht« und Kritik des Ent- 
wurfs des Norddeutschen Strafgesetzbuchs", Leipzig 1870, S. 74 ft\: 
V. Martitz S. 45 Anm. 18; v. Schwarze S. 57. 

Es ist vollkommen zuzugeben, dass der § 3 des Gesetzes 
(vgl. dessen Wortlaut oben § 4 S. 17), den man als die sogenannte 
positive Seite des Temtorialprinzips zu bezeichnen pflegt, keine 
Proklamierung des letzteren enthält: denn, wie v. Martitz mit 
Recht S. 44 henorhebt, „ist dieses keine Eigentümlichkeit des 
Strafgesetzes, sondern eine Qualität des gesetzlichen Rechts über- 
haupt". 

S. auch Bi-eraer Gerichtssa^l XVII S. 420. 
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Selbst die Anhänger des Realschutzprinzips gehen ja in 
Konsequenz ihres Grundsatzes selten so weit, das im Inland be- 
gangene Delikt insoweit straflos zu lassen, als es nicht gegen 
inländische Rechtsgüter gerichtet ist. 

Es giebt aber der § 4 Abs. 1 Str.G.Bs. folgende positive 
Vorschrift: „AVegen der im Ausland begangenen Verbrechen und 
Vergehen findet in der Regel keine Verfolgung statt". 

Gegenüber dem klaren Wortlaut dieser Gesetzesbestimmung 
(vgl. insbesondere die Worte „in der Regel") erscheint es ge- 
radezu ein Wagnis, die Geltung des Territorialprinzips in i^brede 
zu ziehen, und es bedeutet mehr eine Verbesserung als eine 
Interpretation des Gesetzes, wenn Binding I,S. 402, 437, wenig- 
stens was Verbrechen und Vergehen anbelangt, diesem Satz in 
Verbindung mit den folgenden Absätzen des Paragraphen den 
Gedanken des Realprinzips unterschiebt. In Konsequenz seiner 
Auffassung sieht Binding als die herrschenden Prinzipien des 
Strafgesetzbuchs die des Realprinzips und des Personalitätsprinzips 
an. Gegen die Bindingsche Auffassung spricht ausser dem Wort- 
laut des Gesetzes ganz überzeugend der Umstand, dass gerade in 
den Fällen, in welchen gegenüber dem Ausland die Schutz- bezw. 
Personalitätsmaxime im Strafgesetzbuch zum Ausdruck kommen 
soll, nämlich in den Fällen des Abs. 2 von § 4 Str.G.Bs., die Ver- 
folgung nur eine fakultative ist. Sollte nicht bereits der 
Gesetzeswortlaut genügen, so muss doch aus dem Cessieren der 
sonst überall geltenden Legalitätsmaxime mit Notwendigkeit die 
Absicht des Gesetzgebers entnommen werden, die Verfolgung der 
auswärtigen Delikte als eine Ausnahmeerscheinung zu kennzeichnen. 
Dass Konzessionen an andere Systeme mit der Geltung des Terri- 
torialprinzips als des Regelprinzips in dem oben erörterten Sinne 
wohl verträglich sind, ist bereits hervorgehoben. Unhaltbar aber 
erscheint es, eine prinzipielle, grundlegende Bedeutung Gesetzes- 
bestimmungen beizulegen, deren thatsächlichen AVirkungskreis das 
Gesetz selbst in dem Mass verringert hat, wie es mit den Vor- 
schriften des Abs. 2 des § 4 Str.G.Bs. durch Statuierung der 
nur fakultativen Verfolgung geschehen ist. Um so weniger kann 
den Konzessionen an das Schutzprinzip die Bedeutung zugemessen 
werden, dass sie den eigentlichen grundsätzlichen Standpunkt des 
Gesetzes enthalten, als das Gesetz, wie Binding selbst S. 405 zu- 
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giebt, weit entfernt ist, im übrigen auch nur annähernd den An- 
forderungen des Schutzprinzips zu genügen. 

Die Absicht des Gesetzgebers ist nicht bindend für die 
Gesetzinterpretation, wohl aber ist sie ein geeignetes Hilfsmittel 
für dieselbe. Es kann deshalb nicht unerwähnt bleiben, dass auch 
die Motive durchweg als Standpunkt des Gesetzes den des Terri- 
torialprinzips bezeichnen : 

A^gl. die Motive, abgedruckt in ßüdorff-Stenglein S. 86: 

„Dieser in der Bundesverfassung begründeten Auffassung 
gemäss regeln die §§ 3 und 4 des Entwurfs die räumliche Herr- 
schaft der Bundesstrafgesetze im Sinn des Territorialprinzips." 

Auch der v. Martitzschen Auffassung kann nicht beigetreten 
werden. Wenn er . in Anm. 18 S. 45 schreibt, das deutsche 
Strafgesetzbuch huldige jedenfalls dem Territorialprinzip deshalb 
nicht, weil es die Strafbarkeit der Delikte nicht ausschliesse, 
wenn sie im Ausland verübt worden seien, so ist letzteres aller- 
dings richtig, berührt aber nach den oben (vgl. S. 21.) gegebeneu 
Ausführungen unsern Standpunkt nicht; denn dass das deutsche 
Strafgesetzbuch dem Territorialprinzip in dem äusserst strengen 
Sinne huldige, den v. Martitz hiemit verbindet, nämlich ohne 
irgendwelche Ausnahmen von der Straflosigkeit der ausländischen 
Delikte zuzulassen, wird auch hier nicht behauptet, vielmehr 
wird, wie bereits mehrmals hervorgehoben, die Geltung der Terri- 
torialmaxime im Strafgesetzbuch nur in der Bedeutung angenom- 
men, dass letzteres prinzipiell auf dem Boden derselben stehe, 
aber nicht ohne zugleich mannigfache Ausnahmen hievon zu 
statuieren. 

Zu den Gegnern der herrschenden Meinung ist ferner 
V. Schwarze zu zählen. Vgl. S. 57. Ihm gegenüber ist zu be- 
merken: dass die deutschen Gesetzgebungen das Territorialprinzip 
nicht konsequent durchgeführt haben, und dass den Vorschriften 
des Str.G.Bs. ein bestimmtes Prinzip in konsequenter Durch- 
führung nicht zu Grunde liegt, soll nicht geleugnet werden, so- 
fern nur der Nachdruck auf das Wort „konsequent" gelegt 
wird. Im Gegenteil, es steht dies im Einklang mit der Auffas- 
sung, die die Abhandlung vertritt. Daraus folgt aber noch keines- 
wegs, dass, wie v. Schwarze a. a. 0., übrigens ohne nähere Be- 
gründung, behauptet, das Territorialprinzip vom Strafgesetzbuch in 
der Hauptsache nicht mehr anerkannt werde. Es muss daran 
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festgehalten werden, dass der ausdrücklichen Vorschrift des § 4 
Abs. 1 im Gegensatz zu Abs. 2 nicht bloss die Bedeutung einer 
aus Gründen der Übersichtlichkeit und der leichteren Rechts- 
anwendung gewählten, zufälligen redaktionellen Anordnung, son- 
dern prinzipielle, die Stellungnahme des Gesetzes charakterisierende 
Bedeutung zukommt. 

Über die Herrschaft des Territorialprinzips auf dem Gebiet 
der Übertretungen herrscht keine Meinungsverschiedenheit : s. 
deutsches Strafgesetzbuch § 6; Binding S. 437. 

§ 6. 

Der Ort der Begehung. 

Vgl. das Geschichtliche hierüber bei Kitzinger §§ 1 — 4. 

Folge der Vorherrschaft des Territorialprinzips ist die scharfe 
Scheidung zwischen dem inländischen Begehungsort der That 
einerseits und dem ausländischen andererseits. Diese Scheidung 
bildet die Grundlage der Regel; jeder Anwendung des Gesetzes 
geht die Vorfrage voraus, fällt der Begehungsort in inländisches 
oder ausländisches Gebiet, und für ihre Beantwortung ist wiederum 
uiierlässlich die Untersuchung des konkreten Begehungsortes der 
strafbaren Handlung überhaupt. Es leuchtet ein, welch grosse 
Bedeutung der vielumstrittenen Frage des Begehungsortes gerade 
in dieser Materie zukommt. 

Bedauerlicherweise hat das Gesetz hierüber keine positiven 
Bestimmungen getroffen. Folge hievon sind zahlreiche Kontro- 
versen in Litter atur und Praxis. 

1. Wesentlich für die Bestimmung des Begehungsorts einer 
Handlung ist der Begriff der letzteren. Gerade hierüber herrscht 
mannigfachste Meinungsverschiedenheit. 

„Handlung ist eine durch den Willen des Subjekts bestimmte 
That (v. Wächter). „That" ihrerseits ist jedes von einem Menschen 
hervorgebrachte Geschehen. Demgemäss wird der Umfang der 
Handlung verschieden bestimmt, bald wird er beschränkt auf die 
reine Thätigkeit des Subjekts, bald ausgedehnt auf deren Wir- 
kung : das Geschehene, wobei insbesondere zu beachten ist, dass 
„AVillensbethätigung und AVirkung, ganz genau genommen, stets 
zeitlich und räumlich auseinanderfallen" (Olshausen S. 43 Anm. 1 
zu § 2). 
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Einfach liegt die Sachlage, wenn überhaupt nur ein Ort in 
Betracht kommt, z. B. wenn Thätigkeit und Wirkung örtlich zu- 
sammenfallen. Zweifel entstehen, wenn beide verschieden lokali- 
sieil sind (sogenannte Distanzverbrechen). 

Die drei hauptsächlichsten Ansichten sind folgende: 
a) die sogenannte Thätigkeitstheorie : 
„Handlung" ist nur die durch den Willen des Thäters her- 
vorgerufene körperliche Thätigkeit ohne Rücksicht auf deren 
Wirkung, also beim Töten eines andern durch eine Schusswaffe 
das Losdiücken derselben. 

Nicht zur Handlung gehört die etwa durch fremde, vom 
Thäter in Bewegung gesetzte Kräfte vermittelte Thätigkeit ; denn 
sie ist nicht eigene, sondern fremde Thätigkeit und als solche 
bereits Wirkung, nicht mehr Bestandteil der ersteren. 
Vgl. unten sub. b S. 27. 
. Konsequenz hieraus für den Ort der Begangenschaft: 
Begangen ist nur da, wo der Thäter aktiv wurde. 
Beispiel : Ein Ausländer, im Ausland an der Grenze stehend,^ 
schiesst und trifft jenseits derselben einen Inländer; hier wäre 
die That im Inland nicht strafbar. 

Für die Thätigkeitstheorie ist die gemeine Meinung: 
V. Meyer S. 142; Kitzinger S. 77 f., 157, 189; v. Bar, Lehr- 
buch S. 236; Hälschner, Deutsches Strafrecht I S. 152; 
Frank IV zu § 3, S. 19 f.; Seeger, Goltdammers Archiv 
1872 S. 184 ff.; Schütze S. 56 Anm. 3; Meves, Straf- 
gesetznovelle S. 93; Etidorff-Stenglein Anm. 4 zu § 3 
S. 188; Rubo Nr. 5 zu § 3 S. 266; so auch viele 
deutsche Partikulargesetze vor Entstehung der ßeichs- 
strafprozessordnung, vgl. Kitzinger S. 35; 
Eigenartig Schneidler S. 143: 

„Die Handlung erstrecke sich über das Gebiet der eigenen 

Thätigkeit hinaus auf das der fremden, wissentlich in 

Bewegung gesetzten, aber nur, solange der Thäter über 

letztere die Herrschaft behalte." 

Gegen die sogenannte Thätigkeitstheorie E.G.Urt. vom 

24. Juni 1884 E. 11, 20: 

„Sie führe vornehmlich in denjenigen Fällen zu unannehmbaren 
Konsequenzen, in welchen vom Ausland her durch vom 
AVillen des Handelnden gelenkte Werkzeuge strafbare, 
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körperliche Einwirkungen auf inländische Personen oder 
Sachen ausgeübt werden." 

b) Die sogenannte Zwischenwirkungstheorie: 

Jede Thätigkeit bringt eine unmittelbare Wirkung hervor^ 
auch „Zwischenwirkung" genannt, im Gegensatz zu dem hiervon 
verschiedenen entfernteren Erfolg. Diese Wirkung sei nun als 
unumgänglicher Bestandteil der Thätigkeit in dieser selbst und 
damit in der „Handlung" inbegriffen, nicht aber enthalte die 
Handlung den etwa noch weiterhin zum Verbrechenbegriff gehörigen 
entfernteren Erfolg. 

Derartige Zwischenwirkungen giebt es in mannigfachster 
Art. So ist beim Erstechen die durch den Stich entstandene Ver* 
wundung „Zwischenwirkung" ; als der entferntere Erfolg erscheint 
dann der später eintretende Tod. Ist der Thäter nicht selbst 
Träger der gesamten Ausftihrungshandlung, bedient er sich viel- 
mehr zu Verbrechensverwirklichung fremder Kräfte (tierischer, 
mechanischer, menschlicher), so entsteht ein weiterer Fall der 
sogenannten Zwischenwirkung. Auch hier handelt der Thäter, 
er setzt fremde Kräfte in Bewegung auf das Verbrechensziel ; al)er 
damit ist seine Thätigkeit auch abgeschlossen; denn dass die 
Kräfte thätig werden, ist bereits die Wirkung seines Thuns, nicht 
mehr sein eigenes Thun. Die Thätigkeit der Kräfte ist somit 
bereits Zwischenwirkung und nach obiger Theorie zur „Handlung" 
gehörig. (Häufig bedient man sich hieftir der übrigens vollkommen 
entbehrlichen Fiktion, „die Thätigkeit der fremden Kräfte gelte 
als die eigene Thätigkeit des Thäters" oder „der Thäter handle 
gleichsam durch einen langen Arm". Vgl. B.G.Urt. vom 11. Fe- 
bruar 1886 E. 13, 337.) 

Die Thätigkeit der Kräfte hat nun ihrerseits wieder eine 
weitere Wirkung. Diese kann wiederum Zwischenwirkung sein, 
sie kann aber auch sein der endgültige Verbrechenserfolg. 

Man denke an den Fall, dass A den B mittels einer Schuß- 
waffe tötet; die Thätigkeit des A besteht im Losdrücken der 
Waffe, die der Kugel im Durchlaufen der Schussbahn. Dieses 
letztere ist bereits Zwischenwirkung, ebenso das Eindringen in 
den Körper des B; „Erfolg" ist erst die weitere Folge der Ver- 
wundung, der Tod des B. 

Die Wirkung dieser Theorie ist einschneidend. Ist die ge- 
samte Thätigkeit der fremden Kräfte Zwischenwirkung und damit 
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Bestandteil der „Handlung" selbst, so erstreckt sich letztere weit 
über den Ort hinaus, an dem der Thäter seinen persönlichen An- 
teil an der Handlung vornahm. 

Vgl. E.G.Urt. vom 12. Mai 1884 E. 1(>, 240, welches dem 

Thäter auch die durch Benützung der Post als eines 

Werkzeugs verwirklichte Thätigkeit, d. h. die Beförderung 

des Briefes durch Deutschland, zurechnet: 

„die Begehung der strafbaren Handlung umfasst jedenfalls die 

gesamte Thätigkeit des Handelnden, und zwar insoweit als er zur 

Verwirklichung fremde Kräfte in Bewegung setzte". 

Vgl. fenier K.G.Üil. vom 11. Februar 1886 E. 13,337; 

R.G.Urt. vom 3. Februar 1881 E. 3,318; 

R.G.Urt. vom 17. Juni 1892 E. 23, 156. 

Begehungsort einer strafbaren Handlung ist in Konsequenz 
(lieser Ansicht sowohl der Ort, wo die Wirkung eintrat, als die 
ganze Raumlinie, auf welcher das in Bewegung gesetzte Werk- 
zeug thätig wurde. Im Ergebnis kann dies unter Umständen zu 
einer bedeutenden Vermehrung der Begehungsorte führen: z. B. 
jemand, dem ein langsames Gift beigebracht wird, macht noch 
grosse Reisen, ehe er stirbt ; begangen ist die That an sämtlichen 
^)rten, die der Ermordete vor seinem Tod berührt hat. 

A'^gl. Olshausen Anm. 5 Abs. 3 zu § 3 S. 53; femer 

R.G.Urt. vom 12. Mai 1884 E. 10,422; 

R.G.Urt. vom 3. Februar 1881 E. 3, 316; 

R.G.Urt. vom 24. Juni 1884 E. 11,20; 

R.G.Urt. vom 11. Februar 1886 E. 13,337; 

R.G.Urt. vom 25, Januar 1887 E. 15,222; 

R.G.Urt. vom 20. September 1887 E. 16, 188 ; 

R.G.Urt. vom 29. April 1889 E. 19, 147 ; 

R.G.Urt. vom 14. Juni 1894 E. 25, 424; 

fenier v. Buri, Gerichtssaal XXVHI S. 164. 

Abweichend eine ältere Entscheidung des Reichsgerichts vom 
13. März 1880 E. 1, 274, welche ausschliesslich den Ort wo die 
erzielte Wirkung, sei es Zwischenwirkung, sei es Erfolg, be- 
rücksichtigt, aber gegenüber den bereits angeführten konsequent 
einen anderen Standpunkt festhaltenden Entscheidungen neueren 
Datums bedeutungslos erscheint; vgl. auch Kitzinger S. 42 f. 

Speziell für die Frage des inländischen Begehungsortes er- 
giebt sich, dass eine That im Inland begangen ist, wenn der 
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Thäter zwar selbst nur im Ausland aktiv wurde, aber zur Ver- 
brechensverwirklichung anderer Kräfte sich bedient hat, die ihrer- 
seits im Inland thätig geworden. 

Derselben Ansicht Binding I S. 416: „das Reichsrecht ver- 
langt prinzipiell durchaus nicht, dass der Handelnde auf deutschem. 
Boden gestanden hat, um unsern Gesetzen zu verfallen". 

Jedoch macht Binding I S. 432 oben eine bedeutende Ein- 
schränkung bezüglich der von ihm so genannten Transitverbrechen, 
d. h. solcher, bei denen weder der Ort der Thatigkeit noch der 
des Erfolgs im Inland liegt: z. B. ein verschlossener Brief durch- 
läuft das Inland; sowohl Ausgangspunkt als Ankunftsort sind im 
Ausland. 

Diese Ausnahme erscheint nicht konsequent. Wendet man. 
das Prinzip auf den vorliegenden Fall an, so erscheint die Thatig- 
keit der inländischen Post ebenfalls als sogenannte Zwischen- 
wirkung und damit auch von der sogenannten „Handlung" mit 
einbegriffen; denn auch die inländische Post gehört zu den von. 
dem Thäter in Bewegung gesetzten Werkzeugen, und daraus allein,, 
dass vorliegenden Falls der inländische Staat an der Verfolgung des 
Verbrechens nicht interessiert ist, kann nicht gefolgert werden, 
dass um deswillen die Handlung auch nicht auf seinem Gebiet 
begangen sei. Letztere Frage entscheidet sich aus der Natur 
der Sache; das etwaige Interesse des Staats an der Straf- 
verfolgung beziehungsweise das Fehlen eines solchen ist voll- 
kommen unmassgeblich. 

Ebenso gegen die Ausnahmestellung der sogenannten Transit- 
verbrechen Olshausen Anm. 5 Abs. 3 zu § 3 S. 53 ; v. Buri,. 
Gerichtssaal XXVHI S. 164 ff. 

Übrigens besteht auch sonst keineswegs Übereinstimmung 
unter den Anhängern der Zwischentheorie über die Tragweite 
ihrer Auffassung für die Frage des Begehungsorts. — So wollen 
einige, z. B. Betz (das forum delicti commissi 1896), ferner Nessel 
und Häberlin in ihren anlässlich des Konflikts zwischen hamburger 
und preussischen Gerichten wegen Vertriebs hamburgischer Lose 
in Preussen in Goltdammers Archiv Bd. 25 S. 1 ff. und S. 432 ff. 
veröffentlichten Abhandlungen, ferner Oppenhoff Nr. 7 und Nr. 10 
zu § 3, als massgebenden Begehungsort allein den Ort gelten 
lassen, wo die Zwischenwirkung eintritt. Gerade diese letztere 
Ansicht wird häufig spezifisch als die sogenannte Theorie der 
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Zwischen Wirkung bezeichnet. Sie hat neuerdings wenig Anhänger 
mehr; auch v. Liszt, der sie in den früherem Ausgaben seines 
Lehrbuchs vertrat, hat sie jetzt endgültig verlassen. 

c) Die bisher angeführten Ansichten leiden sämtlich an dem 
gemeinsamen Fehler, dass sie die Entscheidung der Frage in der 
Sache selbst suchen. Hieraus erklärt sich die ungewöhnlich grosse 
Verschiedenheit der Meinungen. Handelt es sich, wie hier, um 
die Interpretation eines Gesetzesausdrucks, so muss zunächst 
untersucht werden, ob nicht der Gesetzestext selbst Anhaltspunkte 
bietet, und nicht, welche Bedeutung der „Handlung" überhaupt 
in sprachlichem und auch in juristischem Sinne zukommt, ist 
wesentlich, sondern was gerade das Strafgesetzbuch und speziell 
die §§ 3 und 4 desselben hierunter verstehen. Mit Unrecht wird 
von vielen behauptet, aus dem Gesetzbuch selbst sei hierüber 
nichts zu entnehmen. Zwar ist zuzugeben, dass das Wort 
„Handlung" im Gesetze verschiedene Bedeutung besitzt; vgl. 
beispielsweise seinen Sinn in § 51 des Str.G.Bs. Dessenungeachtet 
zeigt sich bei der näheren Betrachtung des Gesetzes, dass es eine 
bestimmte Bedeutung vorzugsweise mit dem Worte „Handlung" 
verbindet. Von wenigen Ausnahmen abgesehen (vgl. die Aufzählung 
bei Binding I S. 565 Anm. 3), geht der Sprachgebrauch des Ge- 
setzes dahin, dass „strafbare Handlung" synonym gebraucht wird 
für „die verbrecherische That". Das Gesetz beschi-änkt somit 
nicht den Begriff auf die persönliche Thätigkeit, sondern begreift 
darin ein den gesamten Erfolg, soweit er rechtlich erheblich ist, 
wobei zwischen den unmittelbaren nächsten Wirkungen und dem 
weiteren Erfolg kein Unterschied gemacht wird: so Binding in 
konsequenter Durchführung S. 1, 565: 

„Handlung ist das Verbrechen von seinem juristischen Anfang 
bis zu seinem juristischen Endpunkt"; — S. 556: „Ganz 
zweifellos versteht das Gesetzbuch unter der „strafbaren 
Handlung" die ursächliche Thätigkeit samt dem Erfolge 
selbst"; Frank Nr. III zu § 1 S. 11; A. A. Kitzinger 
S. 160 ff., 167, 171. 

Steht nun der Sprachgebrauch des Gesetzbuchs im allgemeinen 
fest, so hat man wahrlich keinen Grund, gerade für die §§ 3 ff. 
und die Frage des Begehungsortes eine Ausnahme von ihm an- 
zunehmen, um so weniger, als das von diesem Standpunkt aus 
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gewonnene Resultat mit den Anforderungen der Praxis im Ein- 
klang steht. 

Auch der § 67 Abs. 4 Str.G.Bs. beweist, wie sehr die Auf- 
fassung einer Handlung als einer Einheit von Thätigkeit und Er- 
folg in das (Tesetzbuch übergegangen ist. Um der Anwendung 
dieser Auffassung auf den ähnlich gelagerten Fall der Begehungs- 
zeit vorzubeugen, hat das Gesetz es für nötig gefunden, eine 
ausdrückliche Ausnahme von ihr in Abs. 4 des § 67 vorzuschreiben 
durch den besondern, sonst schwer verständlichen Zusatz: „ohne 
Rücksicht auf den Zeitpunkt des eingetretenen Erfolgs". Das 
Fehlen eines derartigen Zusatzes in § 3 ff . muss weiterhin als 
Beweis dafür dienen, dass das Strafgesetzbuch von seiner üblichen 
Begriffsauffassung nicht abgewichen ist. 

A. A. Schneidler S. 17. 

Übrigens stützt sich das gewonnene Resultat keineswegs 
allein auf die hier verfochtene Auffassung des Gesetzes selbst; 
zvi demselben Ergebnis führt auch die sogenannte Entscheidung 
aus der Sache. Bereits die Jmputationslehre Berners versteht 
unter Handlung die Thätigkeit des Handelnden samt dem ihm zu- 
rechenbaren Erfolg. 

Streng zu sondern ist der Begriff der Handlung, wie ihn 
das tägliche Leben auffasst, vom juristischen Begriff. Ersterer 
bezeichnet den Zustand reiner Aktivität in bestimmter Richtung, 
letzterer muss den Erfolg mitumfassen; die Thätigkeit allein ist 
für das Recht, von Ausnahmefällen abgesehen, vollkommen be- 
deutungslos ; was die Thätigkeit juristisch, insbesondere strafrecht- 
lich qualifiziert, ist im allgemeinen ausschliesslich ihre Wirkung, 
nicht sie selbst. Wohl wird die Thätigkeit als solche bestraft, 
wenn sie strafrechtlich reprobierte Wirkung erzeugt, aber auch 
dann nur um ihrer Wirkung willen. Exzeptionell geartete Fälle 
wie Polizeidelikte und ähnliches bleiben naturgemäss unberück- 
sichtigt. Es gehört somit zu den begriffswesentlichen Bestand- 
teilen einer Handlung im juristischen Sinn sowohl Thätigkeit als 
Wirkung. 

So Binding I S. 565, 415, 420, Anm. 1; v. Lilienthal S. 18; 
Frank I. Aufl. S. 19 IV 2 c zu § 3 und H. Aufl. S. 19; 
V. Liszt S. 116: „Die Eigentümlichkeit der Handlung (in 
juristischem Sinn) bestimme sich nach dem eingetreteneu 
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Erfolg." — S. 104: „die beiden Bestandteile der Hand- 
lung : Willensbethätigung und Erfolg"; 

ferner ß.G.ürt. vom 24. Juni 1884 E. 11, 20: überall, wo 

es wesentlich auf die Wirkung des Handelns ankommt, 

wird es näherliegen, bei der Vorstellung der Handlung 

als eines Geschehenen von dem weiteren Begriff derselben 

auszugehen und dies gilt insbesondere auch dann, wenn 

von Handlungen als juristischen Thatsachen, als Ursachen 

von Rechtsfolgen die Eede ist, da ohne diese Wirkung 

das Handeln als körperliche Bewegung gedacht, juristisch 

bedeutungslos ist; 

ferner R.G.Urt. vom 11. Februar 1886 E. 13, 337; 

anderer Ansicht v. Meyer S. 142; Olshausen S. 43 Anm. 1 

zu § 2, S. 53 Anm. 6 zu § 3; Schneidler S. 7 ff.; 

Kitzinger S. 77. 

Wird unter einer Handlung im juristischen Sinn die Wirkung 

der Thätigkeit mitverstanden, so gehört zu derselben nicht nur 

die nächste Wirkung, sondern naturgemäss auch der weitere, in 

ursächlichem Zusammenhang mit der Thätigkeit stehende Erfolg, 

der als zum Verbrechensthatbestande gehörig so recht eigentlich 

der Handlung ihre juristische Qualifikation verleiht: ähnlich R.G.Urt. 

vom 14. Juni 1894 E. 25, 426. 

Wenn übrigens im vorhergehenden vom „Erfolg" die Rede 
war, so wird darunter der Erfolg verstanden, der sich nach dem 
inneren Wesen des Delikts als Bestandteil des Thatbestands 
erweist, nicht etwa auch der entferntere durch positive Gesetzes- 
bestimmung noch weiter erforderte Erfolg. 

Nicht ohne weiteres ergiebt sich aus dem gewonnenen Re- 
sultat, dass nämlich die „Handlung" Thätigkeit, Zwischenwirkung 
und Erfolg mitumfasst, die Lösung der Hauptfrage. Gerade daraus, 
dass Thätigkeit und Erfolg erst in ihrem Zusammenfallen die 
Handlung des Strafgesetzbuchs bilden, entstehen neue Schwierig- 
keiten. Zunächst ist es zweifellos, dass die Handlung dann im 
Inland begangen ist, wenn alle Faktoren in den Bereich des In- 
lands fallen, wenn auch innerhalb desselben, örtlich auseinander. 
Ist aber dies unerlässlich , um eine Handlung als im Inland be- 
gangen anzusehen ? Wäre also die Handlung nur dann im Inland 
begangen, wenn Thätigkeit und Erfolg ins Inland fallen? Dass 
dies nicht erforderlich ist, darüber herrscht im allgemeinen Ein- 
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Verständnis. A. M. nur Eubo Nr. 5. Solches zu leugnen, müsste 
zu den unhaltbarsten Konsequenzen führen. Man muss sich daher 
in solchen Fällen, wenn die Thätigkeit ins Ausland, der Erfolg 
ins Inland fällt oder umgekehrt, mit einem Teil der Handlung 
begnügen. Manche wollen dem Erfolg den Vorzug geben, so dass 
der Ort seines Eintritts ausschliesslich den Begehungsort bestimmt. 

So bereits Carpzow; ferner v. Liszt S. 116 f.; Häberlin 
G. S. XXV, S. 432; Merkel, Lehrbuch S. 276. 

Dies erscheint inkonsequent. Lässt man einen Bestandteil 
der Handlung genügen, um dem Ort, wo er lokalisiert ist, den 
Charakter des Begehungsorts zu verleihen, so ist nicht abzusehen, 
weshalb ein Teil der Handlung vor dem andern den Vorrang 
haben soll. Alle sind unentbehrliche Bestandteile der Handlung 
selbst und als solche untereinander gleichwertig. Daraus folgt, 
dass beide Orte, der der Thätigkeit und der des Erfolgs, als Be- 
gehungsorte zu charakterisieren sind; sofern aber im „Erfolg", 
als rechtliche Gesamtwirkung der Thätigkeit aufgefasst, auch die 
Zwischenwirkungen inbegriffen sind, gehören auch die Orte ihres 
Eintritts zu den Begehungsorten. 

Vgl. V. Buri, G.S. XXVHI S. 164 ff.; Frank I. Aufl. 8. 19 
IV 1 c. zu § 3 ; anders die H. Aufl. IV zu § 3 S. 19 f. 

Begangen ist also tiberall, nicht nur, wo der Thäter bezw. 
seine Werkzeuge thätig wurden, oder eine sonstige unmittelbare 
Wirkung sich vollzog, sondern auch wo der entfernte Erfolg 
eintrat. 

Beispiel: A schiesst auf B in X, trifft ihn in Y; B. stirbt 
in Z. Die That ist begangen an sämtlichen drei Orten 
X, Y, Z. 

Die Rechtssprechung des Reichsgerichts scheint einen einheit- 
lichen Standpunkt nicht einzunehmen. Jedoch dies scheint nur 
so. Die eingehendere Betrachtung der einschlägigen Entscheidungen 
führt zu dem Ergebnis, dass abgesehen von der älteren Ent- 
scheidung in E I, 274, welche allein einen abweichenden und später 
verlassenen Standpunkt einnimmt, die Rechtsprechung des Reichs- 
gerichts konsequent auf dem Boden der Erfolgstheorie in der hier 
vertretenen Bedeutung steht und unrichtig ist daher der Vorwurf 
Kitzingers S. 42 f., die Stellung des Gerichts sei unentschieden 
und ebenso schwankend, wie die Theorie. 

3 
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Falsch ist es zunächst, wenn Olshansen Anni. 6 zn § 3 
J?;. 54 annimmt, aus dem Urteil vom 29. September 1884 E 11, 
247 ergebe sich ein die Erfolgstheorie negierender Standpunkt 
des Gerichts. In der angezogenen Entscheidung soll diese Frage 
überhaupt nicht entschieden werden; es handelte sich um einen 
Betrugsfall, bei dem die Täuschung und Irrtumseiregung im In- 
land, die Vermögensbeschädigung im Ausland erfolgte. Das Ge- 
richt fahit aus: 

„Nicht ausgeschlossen wüi*de bei einer solchen Sachlage der 
Charakter einer Begehung des Betrugs im Inland dadurch, dass 
die (zum Thatbestand des vollendeten Vei^hens des Betrugs) 
erforderliche Beschädigung des Vermögens eines andern im Aus- 
land eintritt. Bezüglich der Frage, an welchem Ort die Handlung 
des Betrugs als begangen erscheint, kommt der hiedurch bewirkte 
Erfolg nicht mehr in Betracht." 

Es ist verfehlt, aus diesem letzteren Satz, dessen Formu- 
lierung allerdings eine missverständliche ist, zu folgern, das Gre- 
richt wolle hiemit ein für allemal dem Erfolg jeden Elinfluss auf 
den Begehungsort absprechen. Nur der von v. Liszt aufgestellten, 
auch von der Abhandlung (oben S. 33) verworfenen, einseitigen 
Auffassung der Erfolgstheorie will es entgegentreten, als ob es auf 
den Ort des Erfolgs allein ankomme und ihm gegenüber der Ort 
der Thätigkeit derart zurücktrete, dass er vollkommen unmass- 
geblich sei für den Ort der Begehung. In diesem Zusammenhang 
will das Urteil nicht mehr besagen als : da es feststehe, dass die 
betrügerische Thätigkeit im Inland stattgefunden habe, komme 
für diesen Fall der hiedurch bewirkte Erfolg nicht mehr in 
Betracht; denn — so ist zu ergänzen — damit sei ja der in- 
ländische Begehungsort gegeben und daran ändere auch nichts, 
dass der Erfolg eventuell ins Ausland falle. 

Dass es sich mehr um eine missverständliche Fassung in dem 
eben angedeuteten Sinne, als um eine prinzipielle Zurückweisung 
der Erfolgstheorie handelte, beweisen die folgenden Ausführungen 
desselben Urteils: 

„wie bei einer solchen Sachlage der Ort der Vermögens- 
schädigung für die Frage der inländischen Begehung nicht mehr 
von Belang ist" — ; femer: 

„und wenn weiter nach dem vorhin Gesagten der Umstand, 
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dass die Vermogensbeschädigung im Ausland eintritt, den Charakter 
-einer Begehung des Betrugs im Inland nicht ausschliesst". 

Der wesentliche Punkt, ob nicht neben dem Ort der Thätig- 
keit auch noch der Ort des Erfolgs als Begehungort zu gelten 
habe, ist also in dem angezogenen Urteil überhaupt nicht berührt 
worden; das Ausgeführte selbst ist aber mit der Erfolgstheorie 
wohl vereinbar und es kann somit dieses Urteil weder für noch 
gegen die Erfolgstheorie ins Feld geführt werden; dagegen steht 
ganz auf ihrem Boden das Urteil vom 3. Februar 1881 E 3, 318: 
„Unter einer Handlung ist nicht lediglich das formelle Thun, in 
welchem sich der AVille offenbart, mit Ausschluss seiner Wirksam- 
keit zu verstehen. Zur Handlung im strafrechtlichen Sinne gehört 
vielmehr auch diese Wirksamkeit, wenigstens da, wo nicht das 
bloss formelle Thun den Gegenstand eines Strafgesetzes bildet." 
Unzulässig wäre es, unter der Wirksamkeit nur die soge- 
nannten Zwischen Wirkungen zu verstehen; zu der Wirksamkeit 
^iner Handlung im strafrechtlichen Sinne gehört gerade spezifisch 
und in erster Linie der zur strafbaren Handlung als solche er- 
forderliche Erfog, und das Urteil hätte sich unzweideutig hierüber 
aussprechen müssen , hätte es den letzteren als ausserhalb der 
Handlung stehend angesehen wissen wollen. 

Am klarsten spricht sich das Urteil vom 14. Januar 1894 
E. 25, 426 für die Erfolgstheorie aus; es handelte sich um die 
Frage, ob eine im Ausland begangene Anstiftung zu einer im 
Inland begangenen Hauptthat auch zugleich im Inland begangen 
sei. Das Reichsgericht entschied sich hiebei ausdrücklich für die 
Erfolgstheorie und kam gerade auf Grund dieser Stellungnahme 
zu dem Resultat, obige Frage zu bejahen, indem es ungefähr 
folgendes ausführte: 

Im Sinne des Strafgesetzes sei die Anstiftung ohne die ihr 
nachfolgende (wenn auch nur versuchsweise) Ausführung des Ver- 
brechens straflos; es bilde also letztere gerade den strafrechtlich 
relevanten Erfolg der Anstiftung selbst ; habe somit die Ausführung 
der Hauptthat im Inland stattgefunden, so falle auch der Erfolg 
der Anstiftung ins Inland; gemäss der Erfolgstheorie sei nun die 
Anstiftung ebenfalls im Inland begangen, wenn auch die anstiftende 
Thätigkeit nur im Ausland vorgenommen worden. 

Von demselben Gesichtspunkt ausgehend gelangt bezüglich 
der Beihilfe zu demselben Resultat wie das citierte Urteil vom 
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14. Juni 1894 E. 25, 426, das Urteil vom 24. Juni 1884 E. 11, 20. 
Wenn in seiner Begründung die „Handlung** bis zum nächsten 
strafrechtlich relevanten Erfolg, aber nicht weiter ausgedehnt 
wird, so ist unter diesem letzteren nicht die sogenannte „Zwischen-^ 
Wirkung" gemeint im Gegensatz zum „Erfolg*" in dem hier stets 
gebrauchten Sinn, vielmehr, wie sich aus der Heranziehung des 
Urteils aus dem 5. Bd. der Entscheidungen S. 223 sich ergiebt^ 
gerade dieser letztere „Erfolg" im Gegensatz zu weiteren ausser- 
halb des eigentlichen Verbrechensbegriffs liegenden strafrechtlich, 
erheblichen Erfolgen, welche als Bedingung erhöhter Strafbarkeit 
in Betracht kommen (vgl. oben S. 32). 

Wie nun die Kechtsprechung des höchsten deutschen Gerichts 
nach dem Vorangegangenen der Erfolgstheorie in dem hier ver- 
tretenen Sinne sich angeschlossen hat, so ist auch in der sonstigen 
derzeitigen Praxis der Gerichtshöfe dessen allgemeine Anerkennung 
und Geltung ausser Zweifel. 

2. Vom Standpunkt sämtlicher Ansichten mit Ausnahme der 
von V. Liszt (oben sub Ic S. 33), Nessel und Häberlin (oben 
sub 1 b S, 29) vertretenen hat sich darüber Einverständnis gezeigt,, 
dass an dem Ort, wo der Handelnde thätig geworden, jedenfalls 
die Handlung begangen ist. Nicht jede, irgendwie beschaffene 
Thätigkeit des Handelnden, sofern sie nur mit der Begehung der 
That im Zusammenhang steht, genügt aber, um dem Ort ihrer 
Vornahme die Eigenschaft eines Begehungsortes zu verleihen. Es 
muss vielmehr hiezu eine derartige Beschaffenheit der Handlung 
verlangt werden, dass in ihr die Bethätigung des Verbrecherwillens 
genügend manifestiert erscheint. Eine nur „vorbereitende" Thätig^ 
keit kann also nicht genügen: so bereits die italienische Doktrin,, 
vgl. Kitzinger S. 10; vielmehr sind „Ausftihrungshandlungen" er- 
forderlich, wobei diese von der Versuchslehre übernommenen Aus- 
drücke in der Bedeutung genommen werden, welche ihnen die 
vom Reichsgericht, von Hälschner u. a. vertretene sogenannte sub-^ 
jektive Theorie beilegt. 

Übereinstimmend Kitzinger S. 174; ebenso v. Meyer S. 143, 
der ebenfalls Vorbereitungshandlungen als belanglos ansieht, nur 
mit dem Unterschied, dass er im Einklang mit der sogenannten 
objektiven Theorie für die Ausführungshandlung einen Anfang 
der Ausführung des Delikts verlangt. Auf die Unterschiede der 
verschiedenen Theorien und die Konsequenzen hieraus, welche 
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«spezifisch die Versuchslehre berühren, ist hier nicht näher einzu- 
gehen. Vgl. auch Kitzinger S. 174. 

3. Nicht immer erschöpft sich die verbrecherische Thätigkeit 
<les Schuldigen in einem Akt; häufig besteht sie aus mehreren 
Einzelakten, sei es als zufälliges Ergebnis der konkreten Sach- 
lage, sei es als begriffsnotwendige Folge des Verbrechensthat- 
bestands selbst, wie dies z. B. bei der Urkundenfälschung (§ 267) 
<ler Fall ist, welche sowohl Fälschung wie Gebrauch der ge- 
fälschten Urkunde verlangt. In solchen Fällen ist die Handlung, 
w^enn beide Thätigkeiten an zwei verschiedenen Orten vor- 
genommen werden, an beiden Orten begangen. 

So weitaus die meisten : Olshausen Anm. 3 zu § 3 S. 52 ; 

V. Lilienthal S. 270; v. Meyer S. 143; Frank IV 2 zu § 3 
S. 21, ebenso im Ergebnis Kitzinger S. 173 vgl. mit S. 86 f. ; 
ferner, wie die Abhandlung, das K.G.Urt. vom 30. Dezember 
1889 E. 20, 170; Urt. v. 12./19. Mai 1884 E. 10, 420 und 

Urt. V. 11. Februar 1886 E. 13, 337: „Besteht eine straf- 
l^are Handlung aus einer komplexen, ausgedehnte Zeit- und Raum- 
verhältnisse umspannenden Thätigkeit, so füllt die Begangenschaft 
•der That auch diese zeitlichen und räumlichen Grenzen aus und 
t^ie muss als auf deutschem Territorium deutsche Strafnormen ver- 
letzend erachtet werden, sobald auch nur ein Teil des einheitlichen 
Begehungsaktes innerhalb der Grenzen des Deutschen Eeichs in 
die äussere Erscheinung getreten ist." 

Demgegenüber vertritt eine ältere Ansicht, die übrigens 
nur noch wenig Anhänger zählt, so Hälschner, Deutsches Straf- 
recht I S. 153; Oppenhoff Nr. 10 zu § 3 und Nr. 22 zu § 267: 
Ettdorff-Stenglein Nr. 4 zu § 3 S. 88; v. Schwarze S. 44 den Stand- 
punkt, nur derjenige Ort sei Begehungsort, wo die letzte 
Thätigkeit stattgefunden. Zu Ungunsten dieser Ansicht müssen 
die gleichen Gründe entscheiden, welche dagegen sprechen, bei 
örtlichem Auseinanderfallen von Thätigkeit und Erfolg letzteren 
allein als massgebend für den Sitz der Handlung anzusehen. Auch 
hier ist es ungerechtfertigt, einen der Einzelakte zu bevorzugen, 
da doch sämtliche gleichmässig zur Verbrechensverwirklichung 
beitragen, vgl. oben sub 1 c S. 33 ; 

femer ß.G.Urt. vom 25. Januar 1887 E. 15, 223. 

4. Im wesentlichen gleich gelagert sind die Fälle der 
liOgfenannten fortgesetzten Handlungen und der sogenannten Dauer- 



— 3S — 

und Kollektivdelikte. Es handelt sich ebenfalls am eine Reihe 
von E^inzelakten, die unter einem Gesichtspunkt znsanunengefasst 
als juristische E^inheit gelten, nur mit dem hier übrigens belang- 
losen unterschied, dass diesen Einzelakten eine selbständigere 
Bedeutung insofern zukommt, als jeder von ihnen bereits für sich 
den Verbrechensthatbestand enthält. Auch hier entstehen die 
Schwierigkeiten erst, wenn die verechiedenen Einzelakte örtlich 
anseinanderfallen. Der gleiche Gegensatz der Ansichten, wie 
unter 3, wiederholt sich. Vom Standpunkt der in der Abhandlung 
bereits oben vertretenen Absicht ergiebt sich folgendes: 

a) Die Dauer- und Kollektivdelikte sind überall da begangen, 
wo immer eine von denjenigen Thätigkeiten stattfand, aus deren 
Vornahme das Fortdauern des Delikts oder die geschäfts-, gewerbs- 
oder gewohnheitsmässige Begehung desselben sich ergiebt. 

b) Eine foi-tgesetzte strafbare Handlung wird überall da 
begangen, wo auch nur eine der durch den gemeinsamen Voinsatz 
zu einer juristischen Einheit verbundenen Einzelhandlung vorge- 
nommen wird. 

Vom Standpunkt der Gegner ist für die unter a) und b) 
angefahrten Delikte in Konsequenz ihrer Ansicht (vgl. oben sub 3) 
allein massgebend der Ort der letztvorgenommenen Thätigkeit, 
mit Ausnahme von Hälschner I S. 153, der wenigstens für die 
Dauer- und Kollektivdelikte der herrschenden Meinung beitritt. 

5. Bis jetzt wurde nur gehandelt von den sogenannten Be- 
gehungsdelikten. Besonderes gilt für die ünterlassungsdelikte. 
Sie sind zunächst da begangen, wo die unterlassene Handlung 
hätte vorgenommen werden sollen. Dies triflft sowohl für die 
sogenannten echten Unterlassungsdelikte als die sogenannten un- 
echten zu, d. h. die durch Unterlassung begangenen Kommissiv- 
delikte, wobei bezüglich der Bedeutung dieser BegriflFe auf die 
allgemeine Strafrechtslehre verwiesen wird. 

Olshausen Nr. 4 c. zu § 3 S. 52; Frank S. 20; v. Bar S. 242; 
Rüdorflf-Stenglein Nr. 4 zu § 3 S. 88 ; ebenso wenigstens 
far die echten Unterlassungsdelikte v. Liszt S. 133; ähn- 
lich, wie die Abhandlung, jedoch mit mannigfachen M(Kli- 
fikationen Kitzinger S. 127 f., 148 f.; Oppenhoff Nr. 6 zu 
§ 3 subsidiär far den Wohn- bezw. Aufenthaltsort desv 
Thäters. 
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Als Konsequenz der in der Abhandlung vertretenen Auf- 
fassung ergiebt sich, wie für die Begehungsdelikte, so auch für 
die unechten ünterlassungsdelikte als^weiterer Begehungsort der 
Ort des eingetretenen Erfolgs. 

Ebenso v. Liszt S. 116, der aber den letzteren Ort als allein 
ausschlaggebend ansieht ; anderer Ansicht hinsichtlich der unechten 
ünterlassungsdelikte natürlicherweise alle die, die bereits für die 
Begehungsdelikte die Bedeutung des Erfolgsorts negieren. 

Vgl Olshausen Nr. 4 zu § 3. 

Neben dem Ort, wo die Handlung vorzunehmen war, kommt 
nach Ansicht einiger als weiterer Begehungsort hinzu der x\uf- 
enthaltsort des Handlungspflichtigen zur kritischen Zeit. 

Vgl. Binding S. 423 ; v. Lilienthal S. 284 ; 
ebenfalls abweichender Ansicht 

V. Meyer S. 196 und Schneidler S. 61 ff.: 

„Nur derjenige Ort sei wesentlich, an welchem es dem 
Thäter möglich gewesen sei, die ihm obliegende Verpflichtung zu 
erfüllen, doch komme hiefür hinsichtlich der eigentlichen Unter- 
lassungsdelikte nur der letzte Teil des Verhaltens des Thäters in 
Betracht." 

6. Der Versuch der strafbaren Handlung untersteht den 
allgemeinen Grundsätzen über die strafbaren Handlungen, so auch 
hinsichtlich der Frage des Begehungsorts ; er ist somit überall da 
begangen , wo irgend eine Ausführungsthätigkeit stattgefunden 
und wo die nächsten Wirkungen eingetreten sind. 

Vgl. Binding I S. 420 Nr. 22 ; v. Lilienthal S. 284 ; Schneidler 
S. 71 ; a. M. v. Liszt S. 117 vom Standpunkt der sogenannten 
Gefährdungstheorie und in Durchführung seiner bereits 
oben sub Ic S. 33 präzisierten Ansicht: „Dort und dann 
ist allein begangen, wo und wann die Gefahr eingetreten 
ist" ; abweichend auch Kitzinger S. 229 ff., es entscheide 
nur der Ort der Thätigkeit. 

7. Ausserordentlich bestritten in Doktrin und Rechts- 
sprechung ist die Frage des Begehungsorts bei Teilnahmehand- 
lungen. Auf die grosse Anzahl der hierüber vorhandenen Meinungs- 
verschiedenheiten kann hier nicht erschöpfend eingegangen werden. 
Kommen doch in allen diesen Fragen naturgemäss all diejenigen 
zu andern Ergebnissen, welche die grundsätzliche Auffassung der 
Abhandlung, wie sie in 1 c S. 33 niedergelegt ist, nicht teilen. 



— 40 — 

Im einzelnen ergiebt sich für die verschiedenen Formen der 
Teilnahme : 

a) die sogenannte mittelbare Thäterschaft, d. h. die durch 
den Thäter erfolgende Benützung dritter Personen als Werkzeuge, 
scheidet aus der Betrachtung aus. Sie fällt strenggenommen 
überhaupt nicht unter den Begriff der Teilnahme. Auch ist bereits 
früher oben sub Ic S. 30 von ihr gehandelt und dabei ent- 
schieden worden, dass der mittelbare Thäter überall da „gehandelt" 
hat, wo er oder seine Werkzeuge thätig geworden sind. 

b) Die Mitthäterschaft ist überall da begangen, wo auch 
nur einer der Mitthäter in Thätigkeit war. Mit Notwendigkeit 
folgt dies aus dem allgemeinen anerkannten Grundsatz, dass jeder 
Mitthäter voll verantwortlich ist auch für die innerhalb des ge- 
wollten Zusammenwirkens von Seiten jedes andern Mitthäters ent- 
faltete Thätigkeit. 

Verteilt sich somit die Thätigkeit der einzelnen Mitthäter 
auf verchiedene Orte, so gilt jeder von diesen als Begehungsort 
für jeden einzelnen Mitthäter; 

gleicher Ansicht die gemeine Meinung: Oppenhoff Anm. 13 
zu § 3; Olshausen § 3 Anm. 10a; Bindingl S. 424; R.G.Urt. 
vom 24. Juni 1884 E. 11, 20 ; R.G.Urt. vom 11. Februar 1886 
E. 13,337; 
a. M. V. Meyer S. 231; Schneidler S. 75; 

Kitzinger S* 224 und wohl auch v. Bar, Lehrbuch S. 239. 

Als weiterer Ort der Begehung kommt femer in konsequenter 
Durchführung des prinzipiellen Standpunkts der Abhandlung der 
Ort in Betracht, wo der Erfolg eintrat. 

c) Viel umstrittener ist die Frage für die Anstiftung und die 
Beihilfe. 

Auch hier folgt aus dem früher aufgestellten Prinzip mit 
Notwendigkeit, dass begangen zunächst da ist, wo der Teilnehmer 
gehandelt hat, da, avo im Einzelfall die auf Hervorrufung des 
verbrecherischen Willens beziehungsweise auf Förderung der ver- 
brecherischen That gerichtete Thätigkeit entfaltet wurde: 

so auch die weitaus herrschende Meinung: Olshausen Anm. 10b 
zu § 3 S. 55; Oppenhoff Nr. 10 zu § 48 S. 120; Frank 
S. 20 IV 7. Abs. zu § 3; v. Meyer S. 231; Kitzinger 
S. 217 ff.; Hälschner S. 153; v. Bar, Lehrbuch S. 239; 
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anderer Ansicht natürlich v. Liszt S. 117, ven seiner ver- 
schiedenen prinzipiellen Anffassung aus. 

Aber für die herrschende Meinung insbesondere das 
Reichsgericht, in konstanter Rechtsprechung hauptsäch- 
lich anlässlich der Frage, ob die im Inland geleistete Bei- 
hilfe- beziehungsweise Anstiftungshandlung zu einer im 
Ausland begangenen Hauptthat auch im Inland strafbar 
sei, was durchweg bejaht wurde; 

Vgl. R.G.Uil. vom 24. Juni 1884 E. 11,20; 
ürt. V. 14. Juni 1883 E. 9, 10 (Beihilfe betreffend); 
Urt. vom 12. April 1886 E. 14, 127 (Beihilfe betreffend); 
Urt. vom 14. Juni 1894 E. 25, 424. 

Aus der Natur eben dieser Teilnahmehandlungen ergiebt sich 
jedoch noch ein weiteres. Beihilfe wie Anstiftung sind an und 
für sich, losgetrennt von der Hauptthat, strafrechtlich indifferente 
Akte. Bedeutung und Strafbarkeit gewinnen sie erst durch die 
letztere. Man sagt deshalb auch: Beihilfe und Anstiftung tragen 
accessorischen Charakter. Es kann daher nicht allein darauf 
ankommen, wo ihre nächste Wirkung in Erscheinung tritt, d. h. 
wo der Entschluss des Hauptthäters zur Verbrechensverwirklichung 
durch des Anstifters Thätigkeit hervorgebracht wird, oder wo die 
Beihilfehandlung eine Förderung der Hauptthat bewirkt, auf was 
V. Liszt und Olshausen mit Unrecht allein abstellen. Diese nächste 
Wirkung erzeugt noch keine Strafbarkeit. Vielmehr bleibt, wenn 
trotzdem in der Folge wegen Eintritt anderer Umstände die That 
nicht ausgeführt wird, das, was Anstifter und Gehilfe gethan, 
positivrechtlich straflos, ebenso, wie der blosse Versuch der An- 
stiftung oder der Beihilfe, falls überhaupt begrifflich konstruierbar, 
keiner Strafe unterliegt. Strafbar wird das ganze, vorhergehende 
Thun des Anstifters und Gehilfen erst durch die an ihre Thätig- 
keit bewusst kausal sich anschliessende, wirkliche, zum mindesten 
zum strafbaren Versuch gediehene Ausführung der Hauptthat. 
Gerade diese Ausführung ist es, welche somit für Anstiftung und 
Beihilfe den zu ihrem Verbrechensthatbestand erforderlichen „Erfolg" 
darstellt. W^as vorher vorhanden ist, ist zwar begiifflich auch 
Anstiftung und Beihilfe; aber diese Teilnahmehandlungen bleiben, 
bevor der „Erfolg" hinzutritt, positivrechtlich straflos. 

Vgl. auch V. Meyer S. 231 ; Olshausen S. 192 Anm. 23 zu 
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§ 49; R.G.Urt. vom 9. Juni 1884 E. 11, 56; K.G.Ürt. vom 

7. Juli 1884 E. 11, 37. 

Es ist daher nur eine Konsequenz des oben sub 1 c S. 3H 

dargelegten Prinzips, wonach auch der Erfolg der Handlung einen 

Begehungsort begründet, wenn Anstiftung und Beihilfe auch da 

als begangen erscheint, wo die Hauptthat begangen ist. 

So auch die herrschende Lehre, insbesondere Binding I S. 424 

(aber nur betreffs Anstiftung); 

R.G.Urt. vom 24. Juni 1884 E. 11,20 (Beihilfe); 

ürt. vom 18. März 1889 E. 19, 147 ; 

Urt. vom 29. April 1889 E. 19, 196; 

Urt. vom 14. Juni 1894 E. 25, 424 (betreffend Anstiftung); 

ferner unter Beschränkung auf den Ort der Hauptthat 

Goltdammers Materialien 1 S. 72; Schütze S. 56 Anm. 3; 

anderer Meinung einerseits Olshausen Anm. 10 b zu § 3 

S. 55, der neben dem Ort, wo die Teilnahmehandlung 

vorgenommen, als weiteren Begehungsort den Ort ansieht, 

wo sie zur Wirksamkeit gelangt sind. Andererseits 

V. Meyer S. 231, der nur ersteren gelten lässt, Aveil 

Teilnahme als eine durchaus selbständige Handlung und 

demgemäss ihr Begehungsort auch unabhängig von der 

Haupthandlung zu bestimmen sei. Ebenso Schneidler S. 74 ; 

insbesondere ausführlich Kitzinger S. 220 ff; Oppenhoff 

Nr. 10 zu § 48 S. 120; v. Bar, Lehrbuch S. 240; Hälschner 

1 S. 153; ebenso wie Olshausen Frank 1. Aufl. W iC 

Abs. 5 S. 20. 

Wenn letzterer übrigens bei seiner Polemik gegen die 

herrschende Meinung annimmt, dieselbe beruhe erstens auf einer 

falschen Auffassung von dem Erfolg der Anstiftung beziehungsweise 

Beihilfe, insofern sie als solchen die Hauptthat betrachte und 

zweitens auf unrichtigen Folgerungen aus der accessorischen Natur 

der erwähnten Teilnahmeformen, so geht er offenbar, wie sich aus 

seiner Darstellungsweise ergiebt, von der unrichtigen Annahme 

aus, als ob die herrschende Lehre auf diese beiden ohne inneren 

Zusammenhang nebeneinander bestehenden Gründe sich stütze, als 

ob von ihnen jeder allein schon zu ihrer Motivierung hinreiche. 

Thatsächlich verhält es sich jedoch anders. Diese Gründe sind 

nur in ihrer Verbindung hiezu geeignet. Die herrschende Lehre 

versteht, wie sich bereits aus den früheren Erörterungen ergiebt. 
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unter dem Erfolg der Äustiftungs- beziehungsweise Beihilfethätig- 
keit das Existentwerden der Hauptthat einzig und allein deshalb, 
weil gerade wegen der accessorischen Natur dieser Teilnahm e- 
formen die Hauptthat hinzukommen müsse, um letztere überhaupt 
zu einer im Sinne des positiven Strafrechts strafbaren zu gestalten. 
Insofern aber erscheint dann allerdings der Umstand der Acces- 
sorietät geeignet, die räumlichen Beziehungen von Anstiftung und 
Beihilfe zu beeinflussen und gerade auch der Standpunkt Franks, 
der ebenfalls den Ort des Erfolgs als Begehungsort ansieht: 
vgl. 1. Aufl. 8. 19, und auch im allgemeinen die accessorische 
Natur von Anstiftung und Beihilfe bejaht: 1. Aufl. S. 66 II Nr. 4 
zu § 48 ; n Nr. 1 zu § 49, muss konsequenterweise dazu führen, 
den Ort der Hauptthat ebenfalls als Begehungsort anzusehen, da 
die Ausführung der Hauptthat nach der positivrechtlichen Stellung 
des Strafgesetzes insofern als der zum Begriff der strafbaren 
Handlung erforderliche Erfolg erscheint, als ohne dieselbe weder 
Anstiftung noch Beihüfe strafbare Handlungen darstellen. Vgl. 
übrigens auch Frank 2. Aufl. S. 20. In der neuen Auflage hat der 
Verfasser seinen Standpunkt geändert und vertritt jetzt die Auf- 
fassung der Thätigkeitstheorie. Er beleuchtet aber auch die 
Konsequenzen der hier vertretenen Theorie und ist hiebei der 
bereits in erster Auflage innegehabten unrichtigen Ansicht treu- 
geblieben. 

8. Aus den vorhergehenden Erörterungen ergiebt sich die^ 

Möglichkeit der Mehrheit der Begehungsorte. Dies ist z. B. 
der Fall 

a) wenn die Thätigkeit aus mehreren Einzelhandlungen be- 
steht, welche örtlich auseinanderfallen, 

b) wenn die Einzelakte der Thätigkeit, aus denen sich ein; 
fortgesetztes Delikt, ein Dauer- oder Kollektivdelikt zu- 
sammensetzt, an verschiedenen Orten begangen werden, 

c) wenn Thätigkeit und Zwischenwirkung und Erfolg an ver- 
schiedenen Orten lokalisiert sind. 

Es kann somit ein Verbrechen teilweise ins Inland, teilweise 
ins Ausland fallen. „Begangen" ist es dann an beiden Orten. 
Hiebei ist nun festzuhalten, dass jede strafbare Handlung von 
Beginn bis zu ihrem vollständigen Abschluss — d. h. wenn zum 
Verbrechensbegriff ein Erfolg gehört, bis zu dessen Eintritt — 
als ein Ganzes anzusehen ist und dass keine Trennung erfolgeni 
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xlarf zwischen den einzelnen Teilen der kausalen Thätigkeit und 
der Wirkung. Erstrecken sich solche „Teilhandlungen" gegebenen 
Falls sowohl auf das Inland als aufs Ausland, so ist die Handlung 
nicht teilweise im Inland, teilweise im Ausland begangen je nach 
dem Mass der etwaigen lokalen Thätigkeit oder der Wirkung; 
sie ist vielmehr sowohl im Inland als im Ausland begangen. 
In der That müsste die Annahme der Möglichkeit einer teilweisen 
Begehung an diesem und an jenem Ort zu den unhaltbarsten Kon- 
-sequenzen führen. Beispiel: A will B töten, versetzt ihm im 
Ausland einen Stich, verfolgt den Verwundeten über die Grenze 
und tötet ihn dort vollends durch einen Schuss: hier wäre der 
Thäter im Ausland wegen Mordversuchs und Körperverletzung, 
im Inland wegen Mords zu bestrafen. 

So ist auch die gegenteilige Auffassung von der durchaus 
Jierrschenden Meinung in Litteratur und Praxis anerkannt: 

So Olshausen Anm. 2 Abs. 2 des § 3 S. 51. 

R.G.Urt. V. 12./19. Mai 1884 E 10, 420: „Der Umstand 
aber, dass die Thätigkeit des Angeklagten zum Teil im 
Inland erfolgte, genügt, um die Handlung zu einer auch 
im Inland begangenen zu machen." 

Weiterhin Urteil v. 11. Februar 1886 E 13, 337; 

R.G.Urt. V. 13. Juni 1884 E 9, 10; 

Urt. V. 18. März 1889 E 19, 147; 

IJrt. V. 30. Dezember 1889 E 20, 169 ; 

•derselben Ansicht Binding I S. 416, 422, der allerdings 
gegen die gewöhnliche Fassung polemisiert: die ganze 
That unterliege der inländischen Strafgewalt, nicht aber 
weil die Handlung, wie gewöhnlich gesagt werde, ganz 
in Deutschland vorgenommen sei, was gerade nicht der 
Fall sei, sondern weil sich der ausländische Teil von dem 
inländischen nicht abtrennen lasse; 

anderer Meinung Rubo Nr. 55 S. 266. 

Ist aber in einem Fall eine strafbare Handlung sowohl im 
Inland wie im Ausland begangen, so hat die positive Bestimmung 
4es § 3 Str.G.B. den Vorrang, wonach Strafverfolgung im Inland 
:Ntattzufinden hat. 

So auch R.G. v. 24. Juni 1884 E 11, 20; 

v. Liszt S. 115; A. M. Rubo Nr. 5 zu § 3 S. 265 ff. 
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Streit herrscht bezüglich des Falls, wenn eine straf barö- 
Handlung im Inland begonnen und daselbst bis zum strafbaren 
Versuch gediehen und im Ausland straflos vollendet ist. Binding I 
S. 417 Nr. 7, S. 422 Nr. 26 und OppenhofF Nr. 11 zu § 3 wollen 
nur wegen Versuchs strafen; andererseits will Hälschner I S. 154^ 
die That überhaupt straflos lassen, „weil, wenn die vollendete 
That eine erlaubte sei, der Versuch nicht strafbar sein könne, 
da niemals irgendwelche Thätigkeit nur vermöge ihrer objektiven 
Beschaffenheit, sondern immer nur vermöge der hier mangelnden 
Absicht, eine strafbare Handlung zu wollen, als strafbarer Ver- 
such erscheinen könne-*. Olshausen dagegen Nr. 2 Abs. 3 zu § 3 
S. 52 und V. Bar, Lehrbuch S. 241 wollen die That als voUendete- 
bestrafen. Diese Auffassung erscheint als die allein konsequente. 
Ist die That zum Teil, wie hier, nämlich zu ihrem Beginn, im 
Inland begangen, so muss sie in ihrer Gesamtheit als einheitliche^, 
also auch zusammen mit ihrer erst im Ausland eintretenden Voll- 
endung nach inländischen Strafgesetzen beurteilt werden: eine 
Trennung in ihre thatsächlichen Bestandteile, je nachdem sie dem 
Inland oder dem Ausland der Beziehung nach angehören, ist, wie 
bereits oben dargelegt, unzulässig und folglich kann der Umstand' 
überhaupt nicht in Betracht kommen, dass am Orte ihrer Vollendung 
die That nicht unter Strafe gestellt ist. Dies ist auch der Stand- 
punkt des Reichsgerichts, vgl. die bereits citierte Entscheidung 
Ell, 23. Wenn es in derselben heisst: „So wie das gesamte 
strafbare Handeln eines Thäters, welches im Ausland begonnen, 
aber im Inland zur Vollendung gediehen ist, nach den Strafgesetzen' 

des Inlandes zu beurteilen ist, so wird auch " und damit 

das gesamte strafbare Handeln, nicht bloss der Teil, der gerade 
ins Inland fällt, der Beurteilung nach inländischem Recht unter- 
stellt ist, so trifft dies mit gleichem Recht auch für den Fall zu^ 
wenn, wie hier, die straf bare Thätigkeit im Inland begönne n^ 
und im Ausland vollendet Avorden ist. 

Einen materiellen Analogieschluss für diese Frage, wenn 
auch keine unmittelbare Entscheidung ihrer selbst, giebt das R.G.Urt., 
vom 12. April 1886 E 14, 124: zu einer im Ausland ausgeführtem 
Hauptthat (Vergehen gegen englische Zollgesetze) ist im Inland 
Beihilfe geleistet worden, welche aber, da die Hauptthat, Ver- 
letzung ausländischer Zollgesetze nach inländischem Recht straf- 
los sei, ebenfalls als straflos erachtet wurde; denn, so führt das 
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Heichsgesetz aus, es sei schlechterdings erforderlich, dass die 
Hauptthat, so wie sie begangen sei, den Thatbestand einer vom 
inländischen Strafgesetz anter Strafe gestellten Handlung erfolle. 
Es genügt also nicht, um die inländische Beihilfe strafbar zu 
machen, dass die Hauptthat nach ausländischem Recht strafbar 
ist, vielmehr ist für die Frage der Strafbarkeit der inländischen 
Beihilfe die ausländische Hauptthat ausschliesslich nach inländischem 
Recht zu qualifizieren. Daraus folgt aber auch für den umge- 
kehrten Fall, dass inländische Beihilfe strafbar sein muss, auch 
wenn die im Ausland begangene Hauptthat nach ausländischem 
Recht straflos ist, sofern letztere nur durch das inländische Gesetz 
unter Strafe gestellt ist. Aus dieser Konsequenz, die auch im 
Ergebnis durchaus zu billigen ist und die gleichermassen auch 
auf die Anstiftung Anwendung findet (vgl. Binding I S. 425; 
V. Meyer S. 231 Anm. 56; A. A. Hälschner S. 155; OppenhoflF 
Nr. 10 zu § 48 S. 120), ergiebt sich die Nutzanwendung von 
selbst. Für die Rechtsprechung des Reichsgerichts und überhaupt 
die herrschende Meinung ist die Ausführung der Hauptthat be- 
grifflich erforderliches Thatbestandsmerkmal der strafbaren Bei- 
hilfe. Die Hauptthat bildet sozusagen die „Vollendung" der Bei- 
hilfe; vor der Ausführung der Hauptthat liegt keine strafbare 
Beihilfe, nicht einmal strafbarer Versuch derselben vor. Vgl. oben 
sub 7 c S. 40. Fällt nun die Ausführung der Hauptthat ins Aus- 
land, so fallt in diesem Sinn die „Vollendung" der im Inland ge- 
leisteten Beihilfe ins Ausland. Diese „Vollendung" ist nun nach 
obigem allein nach inländischem Recht zu beurteilen und es bleibt 
sich für die Strafbarkeit der Beihilfe gleich, ob die „Vollendung" 
nach ausländischem Recht straflos ist, wenn nur das inländische 
Recht sie bestraft. Dasselbe muss konsequenterweise für die Fälle 
jrelten, in welchen es sich nicht um Beihilfe zu einer Hauptthat 
handelt, sondern um eine andere strafbare Handlung, welche im 
Inland versucht und im Ausland straflos vollendet wird. 

9. Für die Pressdelikte gab es bis vor kurzem keine abweichende 
Bestimmung bezüglich des Begehungsorts ; auch für sie galten die 
allgemeinen Grundsätze. Insbesondere war es nicht geltenden 
Rechts, dass der Erscheinungsort der Druckschrift der alleinige 
Begehungsort sei. Zwai* hatte die Reichstagskommission dem § 7 
<ler Strafprozessordnung folgenden Absatz zugefügt: „Bildet der 
Inhalt einer Druckschrift den Thatbestand einer strafbaren Hand- 
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luiig, so gilt, soweit die Verantwortlichkeit des Verfassers, Heraus- 
gebers, Redakteui-s, Verlegers und Druckers in Frage steht, die 
Handlung nur an dem Ort als begangen, an welchem die Druck- 
schrift erschienen ist." 

Es wurde jedoch dieser Absatz vom Plenum des Reichstags 
auf Verlangen des Bundestags gestrichen. Die Meinungen waren 
geteilt; in der Doktrin ward vielfach, man kann sagen über- 
wiegend, für die Pressdelikte trotz obigem eine Ausnahmestellung 
in Anspruch genommen. Teils sollte der Ort des Erscheinens 
des Presserzeugnisses, teils der, von welchem aus die Ver- 
breitung begonnen hatte, als alleiniger Begehungsort gelten; so 
Binding, Grundriss des Strafprozesses S. 62; v. Liszt S. 118 u. a. 

Dagegen hatte die Rechtsprechung und ein Teil der Litteratur 

diejenige Auffassung acceptiert, welche dem Texte zu Grunde liegt, 

so das Reichsgericht in konstanter Rechtsprechung, vgl. 

das ausführlich begründete Urteil vom 17. Juni 1892 E. 23, 

155; ferner v. Meyer S. 143; Loewe S. 999; Kitzinger 

S. 270 ff., 294. 

Die Streitfrage ist jetzt endgültig erledigt durch das Reichs- 
gesetz vom 13. Juni 1902 betreffend die Abänderung des § 7 der 
Strafprozessordnung. Danach hat der § 7 folgenden Zusatz er- 
halten: „Wird der Thatbestand der strafbaren Handlung durch 
den Inhalt einer im Inland erschienenen Druckschrift begründet, 
so ist als das nach Abs. 1 zuständige Gericht nur dasjenige Gericht 
anzusehen, in dessen Bezirk die Druckschrift erschienen ist. 
Jedoch ist in den Fällen der Beleidigung, sofern die Verfolgung 
im Wege der Privatklage stattfindet, auch das Gericht, in dessen 
Bezirk die Druckschrift verbreitet worden ist, zuständig, wenn in 
diesem Bezirk die beleidigte Person ihren Wohnsitz oder gewöhn- 
lichen Aufenthalt hat." 

10. Der Ort der begangenen That ist wesentlich auch für 
den Gerichtsstand. Es bestimmt nämlich § 7 Abs. 1 der Str.P.O. : 
„Der Gerichtsstand ist bei demjenigen Gericht begründet, in 
dessen Bezirk die strafbare Handlung begangen ist." 

Als Begehungsort im Sinne des Prozessrechts gilt nun in 
Ermanglung abweichender reichsgesetzlicher Vorschriften eben 
derselbe Ort, der im Sinne des materiellen Strafrechts der Be- 
gehungsort ist. 
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So auch die gemeine Meinuug: 

Löwe, Str.P.O., Kommentar Note 1 zu § 7 S. 218; v. Meyer 

S. 142 Anm. 2; Frank S. 19iIV zu § 3; Olshausen Nr. 6 

zu § 3 S. 53 ; Schneidler S. 20 ff. ; 
K.G.Urt. vom 25. Januar 1887 E. 15, 232; 
R.G.Urt. vom 17. Juni 1892 E. 23, 155. 

Gegen die Identifizierung des forum delicti commissi mit dem 
Ort der Begehung im materiellen Sinn: Bindingl 415 Nr. 11. 

§ 7. 
Inland und Ausland. 

Die Herrschaft des Territorialprinzips bedingt die Wesent- 
lichkeit des Gegensatzes zwischen Inland und Ausland, welcher 
die Grundlage sämtlicher Bestimmungen des Gesetzbuchs über 
das internationale Strairecht bildet. Ist vom rechtsanwendenden 
Richter der Begehungsort der konkreten That eruiert, so tritt 
die weitere Frage an ihn heran, welchem Gebiet derselbe an- 
gehört, inländischem oder ausländischem. Erst die Beantwortung 
dieser Frage wird ihm Gewissheit über das anzuwendende Straf- 
gesetz bringen. Das Gesetz selbst hat eine Definition des Begriffs 
„Ausland" in § 8 gegeben: „Ausland im Sinne dieses Strafgesetzes 
ist jedes nicht zum Deutschen Eeich gehörige Gebiet." 

„Ausland" ist somit kein selbständiger, sondern ein rein 
negativer Begriff. Er setzt voraus die Kenntnis dessen, was 
„Inland" ist und der Umfang des letzteren Begriffes bestimmt 
sich seinerseits nicht nur nach strafrechtlichen, sondern in erster 
Linie nach Staats- und völkerrechtlichen Normen. 

1. Im allgemein staatsrechtlichen Sinne ist „Inland" das 
durch die Reichsverfassung Art. 1 bestimmte Gebiet und fällt 
sonach zusammen mit den Grenzen der einzelnen Bundesstaaten. 
Dazu getreten sind fernerhin durch Gesetz vom 9. Juni beziehungs- 
weise durch Gesetz vom 27. Dezember 1890 als weitere Teile de^ 
deutschen Reichsgebiets Elsass-Lothringen und Helgoland. Mass- 
gebender Zeitpunkt, von welchem an die sämtlichen Teile für- 
einander als „Inland" zu gelten haben, ist nicht der Zeitpunkt, 
in welchem das Strafgesetzbuch in den fraglichen Landesteilen 
eingeführt wurde, sondern der Zeitpunkt des Inkrafttretens der 
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Gesetze, welche die Vereinigung beziehungsweise Angliederung 
aussprachen : 

Für das Deutsche Reich ist dies der 4. Mai 1871, 
für Elsass-Lothringen der 28. Juni 1871, 
für Helgoland der 18. Dezember 1890. 
Vgl. Olshausen 5. Aufl. S. 59 Anm. 13 zu § 3; zum Teil 
a. A. V. Meyer S. 118; durchweg kontra: Binding 8. 409 und 
V. Liszt S. 87, welche den Einführungstermin des Strafgesetz- 
buchs als massgebenden Zeitpunkt betrachten. 
Die nachträglich zum Reichsgebiet geschlagenen Gebiete 
kommen aber als Inland nur soweit in Betracht, als es sich um 
nach den oben genannten Zeitpunkten begangene Delikte handelt. 
2. Nach völkerrechtlichen und speziell staatsrechtlichen 
Grundsätzen erweitert sich der Umfang des unter 1 erwähnten 
inländischen Gebiets. Im Sinne des Strafgesetzbuchs ist „Inland" 
in der erweiterten Bedeutung zu fassen und beschränkt sich dann 
nicht auf das eigentliche „Staatslandgebiet", dessen Umfang unter 1 
dargethan ist, sondern begreift darüber hinaus das von der in- 
ländischen Staatsgewalt beherrschte Gebiet, das sogenannte „Staats- 
gewaltgebiet" (vgl. Binding I S. 406). 

Zum „Inland" in diesem Sinne gehören ausser dem eigent- 
lichen „Staatslandgebiet" : 

a) die Küstengewässer, soweit die Staatsgewalt sich über 
sie vom Ufer her erstreckt, also, wie die herrschende 
Meinung annimmt, in Kanonenschussweite. 

Ahnlich auch der internationale Vertrag betreffend die 
Fischerei auf der Nordsee vom 6. Mai 1882, wo drei See- 
meilen genannt werden. 

A. M. Harburger, Inland S. 21, der die Küstengewässer als 
Übergangsstufe zwischen Inland und Ausland betrachtet. 

b) der über dem Staatslandgebiet befindliche Luftraum, eben- 
falls auf Kanonenschussweite; 

vgl. Binding I S. 419. 

c) die deutschen Staatsschiffe, d. h. Kriegsschiffe und solche 
Schiffe, auf welchen sich deutsche Souveräne oder deren 
Gesandte befinden, femer die unter deutscher Flagge 
segelnden übrigen Schiffe, besonders die der Handels- 
marine. Staatsschiffe gehören zum Inland, mögen sie 
sich auf offenem Meere oder in fremden Eigentums- 

4 
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gewässern befinden ; sonstige Schiffe nur, solange sie sich 
auf offenem Meere aufhalten. 

d) Nach Staatsrecht gelten Zuwiderhandlungen gegen deutsche 
Zollgesetze, welche bei im Ausland stationierten Zoll- 
ämtern begangen werden, als im Inland verübt. 

Vgl. hiezu K.G.Urt. vom 19. März 1886 E. 13, 410: die 
exponierten Zollämter bleiben zwar in Wirklichkeit im 
Ausland, aber sie seien „bezüglich des Übergangs und 
der Verzollung der zollpflichtigen Waren rechtlich so an- 
zusehen, als lägen sie auf deutschem Zollgebiet"; 

weiter R.G.Ürt. vom 19. November 1888 E. 18, 249 und der 
Vertrag mit Österreich-Ungarn vom 2. März 1897 Art. 13 
und 16. 

e) Besitzt ein Staat im Gebiete eines andern Grundeigentum, 
so begründet dies nicht die Eigenschaft als inländisches 
Gebiet des Eigentümerstaats; so ist es keineswegs ein 
völkerrechtlich anerkannter Grundsatz, dass Botschafter- 
Hotels der im Ausland beglaubigten Gesandtschaften als 
zum Inland gehörig oder umgekehrt die Hotels der im 
Inland beglaubigten Missionen als zum Ausland gehörig 
anzusehen seien: 

Vgl. R.G.Urt. vom 25. November 1880 E. 3, 70. 

Die Exterritorialität des Botschafter-Hotels gilt somit 
nur in ganz beschränktem Masse, nämlich nur insoweit, 
als es notwendig ist, um dem Gesandten selbst die Stel- 
lung eines Exterritorialen zu sichern. 

Vgl. V. Bar, Internationales Privat- und Straft*echt, Handbuch 
S. 41 1 Nr. 7. 

f) Folge der Ausdehnung des Inlandgebiets durch völker- 
rechtliche Grundsätze ist umgekehrt auch eine Einschrän- 
kung desselben; eine Nutzanwendung hieraus ist bereits 
bei e gezogen worden; weitere ergeben sich besonders 
auch für die Rubrik c: 

Fremde Staats schiffe gelten auch dann als „Aus- 
land", wenn sie sich in deutschen Küstengewässern oder 
Häfen befinden ; halten sich dagegen in den einheimischen 
Gewässern fremde Handelsschiffe auf, so unterliegen 
alle Handlungen, welche auf ihnen begangen werden, der 
inländischen Strafgewalt. 
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Vgl. auch R.G.Ürt. vom 22. April 1880 E. 3, 17 betreffs 
die ausländischen Bodenseedampfschiffe in deutschen Boden- 
seehäfen. 
3. Als Inland galten fernerhin vor Inkrafttreten des neuen 
Konsulargerichtsbarkeits-Reichsgesetzes alle Bezirke der deutschen 
Konsulargerichtsbarkeit (Türkei, Rumänien, Serbien, Persien u. a.) 
für den Umfang deutscher Gerichtsbarkeit. Es bestimmte § 4 
des Gesetzes über die Konsulargerichtsbarkeit vom 10. Juli 1877, es 
sei „anzunehmen, dass in den Konsulargerichtsbezirken das Straf- 
■gesetzbuch für das Deutsche Reich und die sonstigen Straf- 
bestimmungen der Reichsgesetze gelten". Soweit also strafbare 
Handlungen von deutschen Staatsangehörigen und von Schutz- 
genossen in solchen Bezirken in Frage kamen, galten sie als im 
Inland begangen und begründeten nach Massgabe deutscher Ge- 
setze den inländischen Strafanspruch, gleich als ob sie thatsäch- 
lich auf deutschem Gebiet verübt worden wären und ohne dass 
€S darauf ankam, ob sie auch nach den Gesetzen des Orts der 
That unter Strafe gestellt waren, und unter voller Geltung des 
Legalitätsprinzips. 

Übereinstimmend herrschende Meinung; Binding I S. 411; 
V. Meyer S. 119 ff.; 

Gegen die herrschende Meinung Frank in der deutschen 
Juristenzeitung I. Jahrgang S. 128 ff. und Kommentar 
zu § 8 I Abs. 2 S. 26: Die in den Konsulargerichtsbezirken 
von Deutschen verübten Delikte seien zwar nach inländi- 
schem Gesetz zu bestrafen, aber zugleich unter Wahrung 
ihrer Eigenschaft als ausländische Delikte; nicht §3 
sondern § 4 Abs. 2 treffe für sie zu; daher sei ihre Straf- 
verfolgung nur eine fakultative und abhängig von der 
Reprobation der That durch die lex loci. — 
Durch das neue Gesetz über die Konsulargerichtsbarkeit 
vom 7. April 1900 ist jetzt die Frage im Sinne der Frankschen 
Ansicht entschieden worden. Es besagt nämlich der § 26 des 
citierten Gesetzes : „Durch kaiserliche Verordnung kann bestimmt 
werden, inwieweit die Konsulargerichtsbezirke im Sinne der in 
■den §§ 19, 22 genannten Gesetze als deutsches Gebiet oder Inland 
oder Ausland anzusehen sind". 

4. Ferner gehörten die Schutzgebiete des Deutschen Reichs 
im Sinn des Str.G.Bs. zum Inland, soweit Strafthaten deutscher 
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Schutzgenosseii in Betracht kamen. Es bestimmten sich nämlicb 
auch die strafrechtlichen Verhältnisse in deutschen Schutzgebietea 
nach dem bereits citierten älteren Gesetz über die Konsulargerichts- 
barkeit vom 10. Juli 1877, vgl. § 2 des Gesetzes betreffend die 
Rechtsverhältnisse der deutschen Schutzgebiete vom 19. März 1888. 
Im übrigen gilt dasselbe, wie bereits zu Ziffer 3 bemerkt; 
insbesondere findet jetzt das neue Gesetz über die Konsular- 
gerichtsbarkeit vom 7. April 1900 Anwendung, vgl. § 3 des 
Schutzgebietsgesetzes vom 25^ Juli 1900. Sonach ist die bereits 
früher strittig gewesene Frage für die Schutzgebiete dahin zu 
entscheiden, dass von der Geltung des neuen Gesetzes ab die 
Schutzgebiete nicht „als Inland" anzusehen sind. 

5. Der Umstand, dass ein Gebiet nicht allein der deutsehen 
Staatsgewalt, sondern zugleich auch einer ausländischen unter- 
steht, schliesst nicht aus, dass es im Sinn des Strafgesetzbuch» 
als Inland gilt; denn § 8 spricht von dem zum Deutschen Eeich 
überhaupt gehörigen, nicht von dem ausschliesslich zu ihm; 
gehörigen Gebiet. 

Gemeinschaftliche Gebiete sind beispielsweise das zwischen. 
Preussen und Belgien streitige Gebiet von Moresnet, vgl. hiezu 
Olshausen Nr. 2 zu § 8 S. 74; ferner der Bodensee, der ein: 
Condominat Badens, Württembergs, Bayerns, Österreichs und der 
Schweiz bildet; [bestritten: vgl. Rettich, Die völkerrechtlichen 
Verhältnisse am Bodensee 1884, A.A. v. Meyer S. 118 Anm. 23, 
und V. Martitz in den Annalen des Deutschen Reichs 1884 
S. 278 ff. (die Mittellinie entscheide)]; weiterhin die die Landes- 
grenze bildenden Flüsse, vgl. R.G.Ürt. vom 3. Januar 1884 
E. 9, 370. 

Strafbare Handlungen, auf solchem Gebiet verübt, sind im 
Inland begangen. 

6. Die deutsche Staatsgewalt erstreckt sich auch auf die von 
deutschen Truppen besetzten Gebiete: Sie gelten als „Inland" in 
Ansehung spezieller in § 161 M.Str.G.Bs. aufgezählter Delikte. Es 
bestimmt nämlich genannter Paragraph: 

„Ein Ausländer oder Deutscher, welcher in einem von 
deutschen Truppen besetzten, ausländischen Gebiet gegen, 
deutsche Truppen oder Angehörige derselben oder gegen 
eine auf Anordnung des Kaisers eingesetzte Behörde eine 
nach den Gesetzen des Deutschen Reichs strafbare Hand- 
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lung begeht, ist ebenso zu bestrafen, als wenn diese 
Handlang von ihm im Bundesgebiet begangen wäre." 

Weiterhin ist der ausländische Kriegsschauplatz in gewisser 
Beziehung der deutschen Staatsgewalt unterworfen. Insofern gilt 
•er für bestimmte Delikte ebenfalls als deutsches Gewaltgebiet 
und demgemäss statuiert § 166 des M.Str.G.Bs, die inländische 
Strafbarkeit von Ausländem oder Deutschen für gewisse, daselbst 
aufgeführte Delikte, sofern sie auf dem Kriegsschauplatz während 
^ines gegen das Deutsche Reich ausgebrochenen Krieges be- 
gangen sind. 

7. Nach der negativen Fassung des § 8 Strafgesetzbuchs 
geliört zum „Ausland" auch das sogenannte staatenlose Gebiet. 

Vgl. hierüber unten § 10 B I 5 c S. 70. 

§ ö. 
Die Regelvorschrift. 

I. Das Territorialprinzip bedeutet ein doppeltes: 

1. die Anwendung der inländischen Strafgesetze auf alle 
im inländischen Territorium begangenen Delikte; 

2. die grundsätzliche Nichtbeachtung sämtlicher ausländischer 
Strafthaten. 

Erstere Konsequenz bezeichnet man als die positive, letztere 
als die negative Seite des Prinzips. Beide haben im Strafgesetz- 
buch x^usdruck gefunden; die sogenannte positive in § 3, die 
negative in § 4 Abs. 1 und § 6. 

n. Die sogenannte positive Seite des Prinzips: Alle im 
Oebiet des Deutschen Eeichs begangenen Strafthaten fallen unter 
die deutschen Strafgesetze: 

1. Wann eine Strafthat im Deutschen Reich begangen ist, 
ergiebt sich aus den Erörterungen in den §§ 6 und 7. 

2. Insbesondere hat sich gezeigt, dass eine That auch dann 
im Inland begangen sein kann, wenn der Thäter während der 
Ausführung im Ausland sich befand. Vgl. oben § 6 1 b S. 28f. 

3. Die Nationalität des Thäters bleibt ausser Betracht ; auch 
«in Ausländer, der im Inland delinquiert, wird nach inländischem 
Strafgesetz verfolgt und bestraft. 

Das Gesetz hat dies noch ausdrücklich bestimmt durch den 
Zusatz: „Auch wenn der Thäter ein Ausländer ist". Es ist dies 
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•vübrigens eine selbstverständliche Konsequenz aus dem Prinzip als: 
solchem und daher ihre besondere Erwähnung fiberflüssig. 

4. § 3 bezieht sich auf sämtliche strafbare Handlungen; 
auch unter den einzelnen Deliktsfonnen wird nicht unterschieden ; 
insbesondere sind daher auch sämtliche im Inland vorgenommene^ 
Teilnahmehandlungen an auswärtigen Strafthaten im Inlande straf- 
bar. Auf den Ausdruck „Thäter" in der Fassung des § 3 ist kern 
Gewicht zu legen, derselbe will nicht bezeichnen, den „Thäter'"- 
im Gegensatz zum Teilnehmer, sondern den Thäter einer straf- 
baren Handlung überhaupt; eine solche ist aber auch die Teil- 
nahme, gleichviel in welcher Form. Abweichend nur wenige: 

Schütze S. 53 Nr. 3; Eüdorff-Stenglein Nr. 3 zu § 3 S. 88. 
Mit Recht wird der hierüber geführte Streit als müssig^ 
bezeichnet von Olshausen Nr. 16 Abs. H zu § 3 S. 57; 

vgl. Eubo Nr. 6 zu § 3 S. 267 ; Binding I S. 418 Anm. 12. 

Wesentlich für die Möglichkeit der Strafverfolgung inlän« 
discher Teilnahmehandlungen ist nur, dass die Hauptthat nach 
inländischem Strafrecht als strafbar erscheint; auf ihre Strafl)ar- 
keit nach ausländischem Recht kommt es nicht an. 

Vgl. oben § 6 Nr. 8 S. 46. 

5. Sämtliche im Inland begangene strafbare Handlungen 
unterstehen dem inländischen Strafrecht; zwischen Verbrechen 
und Vergehen einerseits und Übertretungen andererseits wird 
nicht unterschieden. 

Vgl. hingegen § 4 Abs. 2 und § 6 Str.G.Bs. ; und unten 
sub HI. 

6. Die Geltung des Territorialprinzips erstreckt sich auf 
sämtliche Gesetze des Deutschen Reichs, soweit sie sich mit 
Straf recht befassen. 

Auch wird vielfach seine analoge Anwendung auf die 
Landesstrafrechte behauptet. 
Vgl. unten § 9 II S. 58. 

III. Die sogenannte negative Seite des Prinzips: es be- 
stimmen § 4 Abs. 1 und § 6. 

„Wegen der im Auslande begangenen Verbrechen und Ver- 
gehen findet in der Regel keine Verfolgung statt" 

und 

„Im Auslande begangene Übertretungen sind nur dann zu 
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bestrafen, wenn dies durch besondere Gesetze oder durch Ver- 
träge angeordnet ist." 

Die getrennte Behandlung der Verbrechen und Vergehen 
einerseits und der Übertretungen andererseits rechtfertigt sich 
durch die Verschiedenheit der Ausnahmen; letztere haben bei 
§ 4 eine generelle Regelung erfahren; § 6 giebt keine solche, 
sondern weist auf andere Quellen als das Str.G.B. hin. 

1. Möglich ist, dass eine strafbare Handlung im Auslande 
begangen wird, obgleich der Thäter während der Begehung sich 
im Inlande aufhielt, vgl. oben § 6 Nr. 1 b S. 27. Unmöglich 
kann er jedoch sich hiebei überhaupt jeglicher Thätigkeit im In- 
lande enthalten haben; diese letztere bewirkt jedoch, dass auch 
die That zugleich im Inlande begangen ist; ist aber eine Hand- 
lung zugleich im Inland und im Ausland begangen, so geht die 
Vorschrift des § 3 vor (vgl. oben § 6 Nr. 8 S. 44) und es 
tritt inländische Strafverfolgung ein. 

2. Hat die That ausschliesslich im Auslande stattgefunden, 
so bleibt es unwesentlich, ob der Thäter gerade zu dem Behuf 
das Ausland aufgesucht hat, um dort das beabsichtigte Delikt, 
weil nach ausländischem Recht straflos, zu begehen. Insbesondere 
genfigt dies nicht, den inländischen Strafanspruch zu begründen, 
falls im übrigen die Voraussetzungen von § 4 Abs. 2 nicht zu- 
treffen. Der inländische Strafanspruch gründet sich auf den Ort 
der Begehung, welcher sich seinerseits lediglich nach objektiven 
Merkmalen bestimmt. 

Vgl. Oppenhoff 38 Nr. 3 zu § 4. 

3. Auch § 4 Abs. I gilt für das gesamte Reichsstrafrecht, 
nicht nur für das Strafgesetzbuch. 

Siehe folgenden Paragraphen. 

§ 9. 

Der Geltungsbereich des Territorialprinzips. 

I. In der Regelung der Materie des internationalen Straf- 
rechts ist das Strafgesetzbuch hinausgegangen über sein eigenes 
Normengebiet; nicht nur für den Kreis der von ihm selbst inkrimi- 
nierten strafbaren Handlungen, sondern für die des gesamten 
gemeinen deutschen Strafrechts hat es bindende Grundsätze auf- 
gestellt; dies wird zunächst für die §§ 3 und 4 durch ihren Wort- 
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laut bewiesen. So bestimmt § 3: „Die Strafgesetze des 

Deutschen Reichs finden Anwendung ", femer dieselbe 

Redewendung in § 4: „jedoch kann nach den Gesetzen des 
Deutschen Reichs ". 

Die hiedurch bezeugte Ausdehnung der Geltungskraft der 
§§ 3 und 4 muss jedoch auch den §§ 5 und 6 Str.G.Bs. zu- 
kommen, welche mit den angezogenen Paragraphen in gegen- 
seitigem, untrennbarem Zusammenhang stehen. 

Dagegen hat die Definition des § 8 Str.G.Bs. nur Geltung 
für das Gebiet des Strafgesetzbuchs; dies ergiebt sich ohne 
weiteres aus seinem Wortlaut: „Ausland im Sinn dieses 
Strafgesetzes". Die analoge Anwendbarkeit der Definition 
auch für die übrigen Reichsstrafgesetze wird jedoch mit Recht 
von der Doktrin angenommen. 

Vgl. insbesondere Hälschner S. 165 Note 3: „Wenn zwar § 8 
des Str.G.Bs. nur vom Ausland im Sinn dieses Gesetzes spricht, 
so wird doch, dem Sinn und Geist der Reichsverfassung ent- 
sprechend, der gleiche Grundsatz in Betreff aller anderen und be- 
sonderen Strafgesetze des Reichs gelten müssen." Femer Olshausen 
Nr. 1 zu § 8 S. 73. 

Die prinzipielle Geltung der Territorialmaxime im deutschen 
Strafgesetzbuch ist bereits oben in § 5 dargethan worden; in- 
sofern dieselbe aber in den §§ 3 ff. des Gesetzbuchs, deren Wirk- 
samkeit über den Umfang des Strafgesetzbuchs hinausreicht, ihre 
positive Grundlage hat, ist auch die Herrschaft des Territorial- 
prinzips nicht beschränkt auf den Bereich des Strafgesetzbuchs, 
sondern umfasst das gesamte Gebiet des gemeinen deutschen Straf- 
rechts und zwar ist die Herrschaft des Territorialprinzips in dem 
bezeichneten Umfange eine primäre, nicht nur sekundäre. Vielfach 
wird behauptet, so insbesondere von Binding S. 401, den §§ 3 ff. 
komme für das gemeine deutsche Strafrecht lediglich die Bedeutung 
von subsidiären Auslegungsregeln zu, während in erster Linie „die 
Frage nach dem Geltungsbereiche der Strafgesetze durch Aus- 
legung des Willens im einzelnen Gesetz zu lösen sei". Sowenig 
aber eine derartige subsidiäre Bedeutung den §§ 3 ff. im Ver- 
hältnis zum Strafgesetzbuch selbst zukommt, sowenig ist dies der 
Fall im Verhältnis zu den übrigen Strafgesetzen des Reichs. Die 
§§ 3 ff. statutieren ihre Geltung für sämtliche deutsche Strafge- 
setze, ohne Unterscheidung zwischen dem Strafgesetzbuch einer- 
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seits und den übrigen andererseits. Sowohl mit dem Wortlaut 
der angezogenen Vorschriften, welche ihre positive Geltung aus- 
drücklich statutieren, steht obige Beschränkung in direktem Wider- 
spruch, wie auch mit dem Zweck und Wesen einer modernen Kodi- 
fikation, die gerade dahin gehen, an Stelle unklarer, Kontroversen 
veranlassender, Auslegungsregeln positive, in erster Linie mass- 
gebende, Vorechriften zu erlassen. 

Es müssen daher zunächst die entgegenstehenden Bestim- 
mungen des älteren Reichsstrafrechts als unbedingt aufgehoben 
erachtet werden, sofern sie nicht das Gebiet derjenigen Straf rechts- 
normen berühren, welche nach E.G. § 2 Abs. 2 in Kraft ge- 
blieben sind. 

Dass die späteren Reichsstrafgesetze für ihren Bereich be- 
sondere gesetzliche Bestimmungen hinsichtlich ihres räumlichen 
Wirkungskreises erlassen können, ergiebt sich ohne weiteres daraus, 
dass jedes spätere Reichsgesetz Bestimmungen eines früheren auf- 
heben oder abändern kann. Jedoch muss ausdrückliche An- 
ordnung solcher Abweichungen durch bestimmte Gesetzesvorschrift 
verlangt werden. Solange eine gesetzliche Änderung nicht erfolgt, 
bleibt die positive Bestimmung des Strafgesetzbuchs in Geltung 
und Kraft, für jedes einzelne spätere Strafgesetz und die „stille 
Gewalt des Zweckmoments im einzelnen Gesetz" (Binding) kann 
zur Statutierung einer Abweichung nicht genügen. Positiven 
Gesetzesvorschriften gegenüber hat eine derartige, berichtigende 
Interpretation um so weniger Raum, als das moderne Gesetz im 
allgemeinen auf Vollständigkeit Anspruch macht. Gerade in einer 
Materie von derartiger Bedeutung kann eine Abweichung von 
geltenden positiven Grundsätzen als dem Willen des Gesetzes nur 
dann entsprechend angenommen werden, wenn dessen dahingehender 
Wille in einer diesbezüglichen, ohne weitere Schwierigkeit zu- 
treffenden Sonderbestimmung seinen unzweideutigen Ausdruck ge- 
funden hat. Das Schweigen des Gesetzes in dieser Hinsicht muss 
als eine stillschweigende Bestätigung der an und für sich für das 
gesamte deutsche Reichsstrafrecht geltenden Bestimmungen des 
Strafgesetzbuchs erscheinen. Die §§ 3 ff. des Str.G.Bs. regeln 
somit auch den Wirkungskreis der übrigen Reichsstrafgesetze, 
soweit nicht etwa ihre Anwendung durch Spezialvorschrift 
ausgeschlossen ist. Es bedeutet dies die grundsätzliche Geltung 
des Territorialprinzips für sämtliche Reichsstrafnebengesetze und 
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damit die Erstreckung seines Anwendnngsgebiets auf alle durch 
diese Gesetze betroflfenen Straffälle, welche nicht zu den durch 
das Strafgesetzbuch selbst oder durch spezielle Vorschrift der 
übrigen Strafgesetze aufgestellten Ausnahmen gehören. 

A. M. Binding I S. 402; Olshausen Nr. 17 zu § 3 S. 57. 

n. Die §§ 3 flf. beschäftigen sich mit dem Gegensatz zwischen 
Reichsrecht und ausländischem Recht. Das Gesetz spricht nur 
von den Strafgesetzen des Deutschen Reichs; gänzlich unberück- 
sichtigt blieb das sogenannte Landesstrafrecht der einzelnen 
Bundesstaaten. Auch die sogenannten Jurisdiktionsverträge der 
einzelnen Bundesstaaten mit dem Ausland sind daher nicht un« 
bedingt aufgehoben, nämlich soweit nicht, als das Gebiet der 
nach E.G. § 2 dem Landrecht vorbehaltenen Materien des Straf- 
rechts reicht ; soweit es sich dagegen um Reichsstrafrecht handelt, 
kommt den §§ 3 ff. ausschliessliche Geltung zu ; etwa hievon ab- 
weichende Bestimmungen der Einzelstaaten entbehren rechtlicher 
Wirkung. Als Ersatz für die mangelnde positive Geltung der §§ 3 ff. 
auf dem Gebiet des Landesstrafrechts wird ihre analoge Anwendung 
auf das letztere vielfach behauptet; es ist jedoch in diesem Zu- 
sammenhang hierauf nicht näher einzugehen. 

Vgl. Olshausen Nr. 3 zu § 4 S. 60; v. Bar, Lehrbuch 
S. 273. 

§ 10. 

Die Ausnahmen vom Territorialprinzip. 

A) Der negative Grundsatz des Territorialprinzips erleidet 
gewisse Ausnahmen, welche, was Verbrechen und Vergehen an- 
belangt, im Strafgesetze selbst generell geregelt sind; auch der 
positive Grundsatz wird nicht ausnahmslos durchgeführt; nicht 
immer stellt jedoch eine Ausnahme von § 3 dar, was hierunter 
gerechnet wird: 

a) Einzelne Strafgesetze haben nicht Geltung füi- das ge- 
samte deutsche Reichsgebiet; so gilt das Pressgesetz ge- 
mäss dessen § 31 nicht für Elsass-Lothringen ; auch in 
Helgoland sind nicht sämtliche Reichsgesetze eingeführt. 
Es ist unrichtig, dies als Ausnahme von der positiven 
Seite des Territorialprinzips zu bezeichnen. Nicht wiid 
hier ausnahmsweise eine That nicht bestraft, obgleich sie als 
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strafbare im Gebiet des Deutschen Eeichs begangen ist; 
vielmehr liegt überhaupt keine strafbare That vor; wird 
die fragliche Handlung in einem von der Geltung des 
Strafgesetzes ausgenommenen örtlichen Gebiet vorge- 
nommen, so fällt sie unter kein Strafgesetz und ist nicht 
„strafbar". 

b) Ebensowenig sind diejenigen Fälle Ausnahmen von § 3, 
in welchen das Strafgesetzbuch seine Geltung auf einen 
gewissen Personenkreis beschränkt; vergleiche die An- 
wendbarkeit des Strafgesetzbuchs auf Militärpersonen, § 10 
Str.G.Bs.; femer die Straf bestimmungen der §§ 87 ff. 
welche nur gegen Deutsche, die des § 296 a, welche nur 
gegen den Ausländer sich richten. Begeht in einem sol- 
chen Fall eine nicht zu dem vom Gesetz erwähnten Per- 
sonenkreis gehörige Person eine derartige nach der frag- 
lichen Straf bestimmung reprobierte Handlung, so liegt 
wiederum eine erlaubte, keine „strafbare" Handlung vor. 

c) Auch § 102 Strafgesetzbuchs enthält keine Ausnahme von 
dem positiven Grundsatz des Territorialprinzips. Die dort 
inkriminierte Handlung ist zwar an einem Ausländer nur 
strafbar, wenn er sie während seines Aufenthalts im lu-^ 
land vornimmt ; sie bleibt also straflos, wenn sie zwar im 
Inland begangen wird, aber der Ausländer während der 
Vornahme im Ausland verweilt hat. Auch hier handelt 
es sich um ein bestimmtes Thatbestandsmerkmal, bei dessen 
Fehlen die „strafbare Handlung" entfällt. 

d) Weiterhin sind nicht als Ausnahmen zu betrachten die 
Fälle der sogenannten Exterritorialität ; sie bestimmt sich 
nach völkerrechtlichen Grundsätzen und gilt insbesondere- 
für fremde Regenten und ihr Gefolge, ausländische Mis- 
sionen und ihre Begleitungen ; nicht sind sie eximiert vom« 
Strafgesetze als solchem, sondern nur von der inländischen: 
Gerichtsgewalt (bestritten). Wohl können sie im Inland, 
delinquieren und an ihren Delikten kann strafrechtliche 
Theilnahme begangen, nicht aber können sie selbst be- 
straft werden, weil die inländischen Gerichtsbehörden be- 
züglich ihrer Person der strafprozessualen Verfolgungs-^ 
gewalt ermangeln. 
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•e) Wirkliche Ausnahmen dagegen bilden die hauptsächlich 
für deutsche Landesfürsten und die Regenten deutscher 
Staaten geltenden Exemptionen vom inländischen Straf- 
gesetz; die Einzelheiten gehören dem Staatsrecht an. 
Nicht sind die angeführten Personen nur befreit von der 
inländischen Gerichtsgewalt, sondern sie sind überhaupt 
im Inland strafrechtlich unverantwortlich. 
B) Ausnahmen von dem negativen Grundsatz des Territorial- 
prinzips : 

Von grösserer Bedeutung und grösserem Umfang sind die 
Ausnahmen, welche den Grundsatz des § 4 Abs. 1 durchbrechen. 
Das Gesetz selbst hat in der äusseren Behandlungsweise derselben 
eine Trennung vorgenommen; danach ist zu unterscheiden zwischen 
Verbrechen und Vergehen einerseits und Übertretungen andererseits. 
Weitere Ausnahmen ergeben sich aus dem speziellen Teil des 
Str.G.Bs. und den strafrechtlichen Nebengesetzen. 

I. Die Ausnahmen des 2. Abs. von § 4 Str.G.Bs. 
1. Der Gegensatz von Inländer und Ausländer ist erheblich 
für die sämtlichen Ausnahmen des § 4 Abs. 2, zum mindesten der 
Fassung nach auch für die Nr. 1. Er bestimmt sich in gleicher 
Weise wie die Begriffe von „In- und Ausland". (Siehe oben 
§ 7 a A S. 48.) „Ausländer*' ist demgemäss jeder, der nicht 
Deutscher ist. Die Eigenschaft als Deutscher aber bestimmt sich 
nach staatsrechtlichen Grundsätzen, speziell dem Gesetz über die 
Erwerbung und den Verlust der Bundes- und Staatsangehörigkeit 
vom 1. Juni 1870. Möglich ist doppelte Staatsangehörigkeit. Ist 
aber jemand ein Deutscher, zugleich aber auch ein Angehöriger 
eines fremden Staats, so kommt er nur als Inländer in Betracht: 
denn nirgends wird ausschliessliche deutsche Staatsangehörig- 
keit verlangt. Dies ist eine Folge der negativen Bedeutung des 
Begriffs „Ausländer" und entspricht analoger Weise dem Fall, 
dass sich ein und dasselbe Gebiet im Besitz zweier Staaten be- 
findet, des inländischen und eines ausländischen; wird in einem 
^solchen Gebiet eine strafbare Handlung begangen, so ist sie im 
„Inland" begangen. 

Vgl. oben § 7 Nr. 5 S. 52. 

Ist nun die Nationalität des Thäters von Belang für die 
Frage seiner strafrechtlichen Verantwortlichkeit im Inland, so 
kann es zweifelhaft erscheinen, auf welchen Zeitpunkt hiebei ab- 
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zustellen ist, insofern die Möglichkeit besteht, dass zwischen der 
Begehung der That einerseits und der Verfolgung andererseits 
ein Wechsel der Staatsangehörigkeit des Thäters eintritt. Zu-^ 
nächst mag es nach dem Wortlaut des Gesetzes scheinen, als ob» 
massgebender Zeitpunkt lediglich derjenige der Verfolgung sei. 

Vgl. §4 Abs. 11: „jedoch kann verfolgt werden: Ein. 
Deutscher u. s. w." 

Überwiegende Gründe sprechen dagegen und für die Zeit 
der That. Das Gewicht der wörtlichen Fassung ist um so weniger 
zu überschätzen, als der Nachdruck des Satzes offenbar auf den. 
Worten „nach den Gesetzen des Deutschen Reichs" liegt. Dies 
folgt aus der Gegensätzlichkeit dieses Absatzes zu § 3 und § 4 
Abs. 1; nicht die inländische Verfolgung und Bestrafung, sondern 
die Existenz des inländischen auf Grund der deutschen Gesetze 
entstandenen Strafanspruchs, welcher, die Voraussetzung der ge- 
richtlichen Verfolgung ist, erscheint als das Prinzipale an der 
Vorschrift; darin allein liegt der materiell strafrechtliche In- 
halt derselben; wann Verfolgung, beziehungsweise Bestrafung, 
einzutreten hat, dies zu regeln, ist an für sich Sache des Straf- 
prozesses, nicht des materiellen Strafrechts. Häufig wird auch, 
sonst bei strafrechtlichen Bestimmungen anscheinend nach dem 
Wortlaut eine Eigenschaft für die Zeit der Strafverfolgung ver- 
langt, während es ganz zweifellos ist, dass ihr Vorhandensein nur 
für die Zeit der That in Betracht kommt. 

§ 4 Abs. 2 enthält Ausnahmen vom Territorialprinzip und 
steht insofern auch im Gegensatz zu § 3 ; letzterer stellt alle 
territorialen Delikte unter inländische Strafe, auch wenn der 
Thäter ein Ausländer ist; § 4 Abs. 2 handelt von der inländischen. 
Strafbarkeit ausländischer Delikte und unterscheidet hiebei zwischen 
In- und Ausländern. In § 3 ist die Beziehung auf die Zeit der 
That zweifellos ; analog muss dies auch für den § 4 Abs. 2 gelten. 

Die Ansicht, dass es auf beide Zeitpunkte, den der Begehung 
und den der Verfolgung oder auf letzteren allein ankomme, würde 
zu den unliebsamsten Konsequenzen führen. Ist der Delinquent, 
der zur Zeit der That Deutscher gewesen, infolge Wechsels der 
Staatsangehörigkeit zur Zeit der Verfolgung Ausländer, so wird 
er zwar infolge Cessierens von § 9 Str.G.Bs. dem Staat des Be- 
gehungsorts ausgeliefert und mag insoweit wenigstens dort der- 
Strafe verfallen. Ganz abgesehen jedoch davon, dass die Aus- 
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lieferungsmöglichkeit kein Ersatz ist für den Mangel des in- 
•ländischen Strafanspruchs, so entfällt die Bestrafung des Ver- 
brechers überhaupt, wenn der ausländische Staat nicht bestraft, 
oind dies trifft gerade in erster Linie in den von Nr. 2 von § 4 
Abs. 2 vorgesehenen Fällen des gegen das Inland gerichteten 
Landesverrats zu. Hat sich somit ein Delinquent gerade in dieser 
Richtung vergangen, so könnte er sich jeglicher Bestrafung durch 
►den Wechsel seiner Nationalität auch für den Fall seiner Rück- 
kehr ins Inland entziehen. Für ein derartig unannehmbares Er- 
gebnis kann die schlechte Fassung der Vorschrift als einzige 
^rrundlage nicht genügen. 

Die Bestimmung des § 4 Abs. 2 stammt bereits aus dem 
ipreussischen Strafgesetzbuch; sie wurde „durch die Unterwerfung 
-des Inländers auch im Auslande unter das preussische Gesetz" 
motiviert. Dieser Grund trifft auch dann zu, wenn der Thäter 
zur Zeit der That Inländer war, gleichviel ob er es noch zur 
Zeit der Verfolgung ist. 

Als massgebend muss jedoch die Fassung des § 4 Nr. 3 
Abs. 2 erachtet werden: „Die Verfolgung ist auch zulässig, wenn 
der Thäter bei Begehung der Handlung noch nicht Deutscher 
war". Aus der Thatsache, dass diese Möglichkeit ausdrücklich 
hervorgehoben wird, ergiebt sich ihre exceptionelle Stellung; sie 
hat den Sinn: an und für sich werde die Eigenschaft eines 
Deutschen zur Zeit der Begehung verlangt ; ausnahmsweise werde 
hievon unter den dann weiter folgenden, besonderen Bedingungen 
abgesehen, so dass Verfolgung solchen Falls auch ohne sie 
zulässig sei. Zugleich aber trägt die Bestimmung den Charakter 
einer Erweiterung in sich, insofern als in diesem Ausnahmefall 
verlangt werden soll, dass der Thäter zur Zeit der Verfolgung 
Deutscher sei, was im übrigen nicht erforderlich ist. Im Sinne 
des Abs. 2 von Nr. 3 kommt es dann allerdings auf die deutsche 
:Staatsangehörigkeit zur Zeit der Verfolgung an; aus dieser Vor- 
schrift lässt sich aber — gerade weil sie als Ausnahme gedacht 
und nur als eine Folgerung aus § 9 Str.G.Bs. eingeführt worden — 
für die übrigen Fälle des Abs. 2 von § 4 nichts schliessen : 

übereinstimmend die herrschende Meinung; Olshausen Nr. 8 
zu § 4 S. 62; v. Liszt S. 89; v. Meyer S. 119; Oppenhoff 
Nr. 16 zu §4 S. 39; v. Schwarze S. 49; Hamm, G.A. 
Bd. 26 S. 422; Binding I S. 44, 414: „Es ist nicht denk- 
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>bar, dass ein dem inländischen Staat erwachsener Straf- 
anspruch durch Wechsel der Nationalität des Thäters 
verloren gehen- soll" ; 
ferner Erkenntnis des preuss. Obertribunals vom 20. Sep- 
tember 1877, welches einen früheren preussischen ünter- 
than, der im Ausland eine zweite Ehe schloss und in der 
Folge das preussische Indignat verlor, wegen Bigamie ver- 
urteilte ; 
hauptsächlichster Gegner v. Hälschner, der jetzt (Straf- 
recht I S. 171) die Eigenschaft des Thäters als eines 
Deutschen zur Zeit der That und ihrer Verfolgung verlangt. 
2. Gemeinsam ist sämtlichen Ausnahmen des Abs. 2 von § 4 
der Grundsatz des Opportunitätsprinzips: Die Verfolgung kann 
nur, sie muss nicht eingeleitet werden. Diese Abweichung von 
dem sonst die Strafrechtspflege durchweg beherrschenden Legali- 
tätsprinzip (§ 152 Str.P.O.) wird häufig „als ein bedauerlicher 
Bruch mit dem Geiste aller Strafgesetzgebung" gerügt und lebhaft 
angegriffen (Binding I S. 404) ; sie rechtfertigt sich jedoch durch 
die besondere Natur des in Frage stehenden Strafanspruchs und 
durch praktische Rücksichten, hauptsächlich durch die Möglichkeit 
ausländischer Bestrafung, femer durch das häufige, namentlich 
bei leichteren Delikten mangelnde Interesse des Inlands an der 
Bestrafung ausländischer Delikte und die oft erheblichen Schwierig- 
keiten der Beweisführung bei ausländischem Thatort. 

Vgl. V. Meyer S. 123; Olshausen Nr. 6 zu § 4 S. 61. 
Massgebend für die Strafverfolgung ist in den genannten 
Fällen nicht die Willkür der strafverfolgenden Behörde, sondern 
ihr pflichtgemässes Ermessen. Die nähere Begrenzung dieses Er- 
messens sollte nach den Motiven (abgedruckt bei Rüdorff-Steng- 
leiu S. 108) in der Str.P.O. vorgenommen werden, es ist jedoch 
^ine Regelung bis dato nicht erfolgt und in der That auch ent- 
behrlich. 

Entscheidend ist das überwiegende öffentliche Interesse, 
das bei ganz geringfügigen Delikten naturgemäss entfällt und im 
übrigen hauptsächlich (aber nicht ausschliesslich) bei Verletzungen 
inländischer Rechtsgüter vorliegt, falls keine oder keine genügende 
Remedur im Ausland eingetreten ist. 

Ist im Einzelfalle die Verfolgung unterblieben, so kann der 
Verletzte im Beschwerdeweg j^bhilfe suchen; auch ist bei der 
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hierarchischen Verfassung der zur Strafverfolgung berufenen Be- 
hörden nicht nur ein jederzeitiges Einschreiten der Justizverwal- 
tung für den konkreten Fall möglich, sondern auch eine prinzipielle 
Anordnung derselben, die für ganze Kategorien von Straffällen 
die obligatorische Strafverfolgung anordnet. Auch das Reich 
selbst hat keinen Anstand genommen, eine generelle Ausnahme 
von dem Grundsatz der nur fakultativen Verfolgung für Fälle zu 
statuieren, welche im übrigen unter den Abs. 2 von § 4 Str.G.Bs. 
zu subsumieren sind: vergleiche den Auslieferungsvertrag mit 
Brasilien vom 11. September 1877 Art. 2. 

Die Staatsanwaltschaft ist, abgesehen von den Zoll- und 
Steuerdelikten die einzige Behörde, der die Entscheidung über 
den Beginn der Verfolgung zusteht; der Eichter hat keine Kom- 
petenz für die Prüfung der Zweckmässigkeitsgründe einer Klage. 

Dies wird durch die Motive bestätigt, vergleiche dieselben, 
abgedruckt bei Rüdorflf-Stenglein S. 86 f. Gerade um hierüber 
kein Missverständnis aufkommen zu lassen, hatte noch der Ent- 
wurf II den entsprechenden Passus des preussischen Strafgesetz- 
buchs „es kann verfolgt und bestraft werden" dahin geändert, 
dass die Worte „und bestraft" ausgelassen wurden, ebenso 
wie die Worte „und Bestrafung" in Abs. 1 des § 4. 

Vgl. oben §4 IV Nr. 2 b S. 20. 

3. Die Ausnahmefälle von Nr. 1 vom Abs. 2 des § 4 Str.G.Bs. 
im Gegensatz zu den übrigen in den folgenden Nummern (2 und 3) 
enthaltenen Fällen zeichnen sich durch ihre Gleichgültigkeit gegen 
die Nationalität des Thäters aus ; femer ist wenigstens im Gegen- 
satz zu den Fällen der Nr. 3 die Verfolgbarkeit der Handlung von 
ihrer Strafbarkeit am Begehungsort unabhängig und auch eine 
etwa bereits im Auslande erfolgte Verfolgung und Bestrafung bleibt 
abgesehen von § 7 Str.G.Bs. ausser Betracht. 

Im einzelnen gehören zu den Ausnahmefällen von Nr. 1 : 

. a) Jede hochverräterische Handlung gegen das Deutsche 
Reich oder einen Bundesstaat. Aus der Ausdrucksweise 
des Gesetzes „hochverräterische Handlungen" geht hervor, 
dass die Vorschrift nicht allein auf das spezielle Verbrechen 
des Hochverrats, wie es unter den §§ 80 — 82 des Str.G.Bs. 
mit Strafe bedroht ist, sich bezieht, sondern die gesamten 
Thatbestände der §§ 80—86, besonders auch die vor- 
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bereitenden Handlungen des letzten Paragraphen mit 
umfasst : 

Vgl. auch E.G.Urt vom 13. Juni 1887 E. 16, 170: „Die dort 
(in § 4 Nr. 1 des Str.G.Bs.) erwähnten hochverräterischen 
Handlungen umfassen nicht bloss den vollendeten Hoch- 
verrat, sondern auch dessen nach den §§ 83 — 86 straf- 
bare Vorbereitung." Vgl. femer v. Bar, Lehrbuch S. 263. 
Massgebend für die Ausnahmestellung des Hoch- 
verrats war zweifellos die Notwendigkeit des besonderen 
Schutzes der staatlichen Integrität. Insofern ist die Vor- 
schrift als ein Ausfluss des Schutzprinzips anzusehen. 

b) Gerade an dieses letztere Prinzip enthält die Nummer 1 
noch eine weitere durch die Straf gesetzuovelle (vgl. oben 
§ 4 IV S. 20) eingeführte Konzession, indem es die Inte- 
grität des inländischen Amts gegen ausländische Angriffe 
wahrt ; in dem erweiterten Masse verfolgbar sind nämlich 
sämtliche von einem Beamten des Deutschen Eeichs oder 
eines Bundesstaats begangenen Handlungen, welche nach 
den Gesetzen des Deutschen Eeichs als Verbrechen oder 
Vergehen im Amte anzusehen sind. 

Gleichermassen trifft die Bestrafung den In- wie den 
Ausländer. Letzteres ist wesentlich; denn, wie bereits 
aus der Fassung der Nummer 1 hervorgeht, ist es keines- 
wegs ausgeschlossen, dass dieselbe Person trotz ihrer 
Eigenschaft als deutscher Beamter ausländischer Nationalität 
ist : vgl. den in § 9 des Gesetzes über die Erwerbung und 
den Verlust der Bundes- und Staatsangehörigkeit vom 
1. Juli 1870 gemachten Vorbehalt und v. Bar, Lehrbuch 
S. 264. 

Wer Beamter im Sinn des Strafgesetzbuchs ist, 
ergiebt sich aus dessen § 359. Keineswegs sind unter den 
„Verbrechen und Vergehen im Amt" nur die unter diesen 
Titel im 28. Abschnitt zusammengefassten eigentlichen 
Amtsdelikte zu verstehen, obgleich die Überschrift dieses 
Abschnitts mit der Fassung der Nummer 1 denselben 
Wortlaut hat. Es kommen hinzu nicht nur diejenigen 
Delikte, welche etwaige spätere Reichsgesetze als Ver- 
brechen oder Vergehen im Amte charakterisieren, sondern 
auch die sogenannten uneigentlichen Amtsdelikte des 

5 
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Strafgesetzbuchs, d. h. solche Verbrechen, bezüglich deren 
ausweislich ihres Thatbestands der Beamtenqualität straf- 
begründende oder straferhöhende Bedeutung zukommt. 
Vgl. die Aufzählung bei Binding I S. 433 Nr. 5. 

Erforderlich ist, dass der Deutsche in seiner Eigen- 
schaft als Beamter gehandelt hat, gleichgültig, ob er diese 
Eigenschaft wirklich besass oder sich nur anmasste; un- 
wesentlich ist auch die ständige Lokalisierung des Beamten 
im Ausland: es genügt, dass die That während eines 
vorübergehenden Aufenthalts im Auslande in dienstlicher 
Eigenschaft vorgenommen wird. 

c) Die sogenannten Münzverbrechen, begangen an inländischem 
oder ausländischem Geld. Diese Delikte nehmen eine 
exceptionelle Stellung ein; denn die auf sie bezügliche 
Bestimmung des Strafgesetzbuchs ist die einzige, in welcher 
der Gedanke des sogenannten Weltrechtsprinzips Ausdruck 
erlangt hat. 

Uniichtig ist es, wenn Binding I S. 428 behauptet, 
das gemeine Recht „huldige mit dieser Bestimmung nur 
formell dem Weltrechtsprinzip, ohne materiell diesen Stand- 
punkt einnehmen zu wollen". Das Interesse des Inlands 
an der Unverfälschtheit ausländischer Münzen ist kein der- 
ai'tiges, dass es zur Motivierung einer solchen exzeptionellen 
Voi'schrift genügte; wenn es auch richtig ist, dass aus- 
ländisches Geld im Inlande umläuft, so ist doch dieser 
Umlauf auf verhältnismässig unbedeutende Mengen be- 
schränkt und es kommt dies ausländische Geld im Inland 
überhaupt nicht als ^Geld" im technischen Sinne, d. h. als 
gesetzliches Zahhmgsmittel, sondern höchstens als Zahlungs- 
snrrogat in Betracht. 
Vgl. v. Martitz I 8. 101 Anm. 47. 

Dass den Gesetzgeber höherstehende, über den Schutz 
des niu- inländischen Interesses hinausgehende Beweg- 
gründe geleitet haben, beweisen die Motive, welche die Vor- 
schrift durch den Hinweis auf die kommemelle und joristische 
Bedeutung des Geldverkehrs und Geldgebrauchs für die 
Allgemeinheit begründen: 
Vgrl. Motive, aboredruckt bei Rüdorft-Stenglein S. 86 f. 
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Bedroht sind nur die sogenannten Münzverbrechen, 
also die in den §§ 146, 147, 149 des Str.G.Bs. enthaltenen 
Delikte, nicht auch die Münz vergehen. 
4. Die Ausnahmefälle von Nr. 2 von § 4: 
Strafbar im Inland sind die hier aufgezählten Delikte nur, wenn 
ihr Thäter ein Deutscher ist. Hierin liegt der Unterschied zu den 
Fällen der Nummer 1; gemeinsam mit diesen hat die Kategorie 
<ler Nummer 2 die Unabhängigkeit von der lex loci; siehe oben 
sub 3 S. 64; dies ist auch der einzige Grund ihrer besonderen 
Hervorhebung; ohne dieses Unterscheidungsmerkmal wären sie 
konform den Fällen der Nummer 3, von welchen sie abzusondern 
ein weiterer Anlass nicht vorliegt. 

Landesverräterische Handlungen sind die in den §§ 87, 88, 89, 
90, 92 des Str.G.Bs. aufgezählten Delikte. Unter den „Beleidigungen 
gegen einen Bundesflirsten" sind nicht nur wörtliche, sondern auch 
thätliche Beleidigungen zu verstehen; man würde dem Gesetz einen 
unhaltbaren Gedanken imputieren, wollte man annehmen, es habe 
erstere mit Strafe treffen wollen, nicht aber letztere. Dies ist 
um so weniger anzunehmen, als der Wortlaut obige Auslegung 
nicht nur zulässt, sondern gebietet. 

Als „Bundesfürsten" im Sinn dieser Vorschrift erscheinen die 
•deutschen Landesherren, das Keichsoberhaupt inbegriffen; nicht 
aber die Mitglieder der bundesfürstlichen Häuser und die Eegenten. 
Für eine ausdehnende Interpretation im Sinne der Erstreckung 
4es durch die Strafvorschrift gegebenen Schutzes auch auf letztere 
igiebt das Gesetz keinen Anhalt. In Betracht kommen also nur die 
in den §§ 94, 95, 98, 99 mit Strafe bedrohten Handlungen. 
Übereinstimmend die gemeine Meinung. 
Die Ausnahmevorschrift der Nummer 2 bedeutet eine Konzession 
an das sogenannte Personalitätsprinzip; vgl. oben § 2. 
5. Die Ausnahme der Nummer 3: 

Sie bilden die praktisch bedeutsamste und weitaus um- 
fassendste Durchbrechung der Territorialmaxime, ebenfalls, wie in 
Nummer 2, zu Gunsten des Personalitätsprinzips. 

a) Nummer 3 stellt die von Deutschen im Ausland begangenen 
Delikte, welche nach den Gesetzen des Deutschen Reichs 
als Verbrechen oder Vergehen anzusehen sind, unter das 
inländische Strafgesetz. Der inländische Strafanspruch ist 
jedoch zugleich abhängiggemacht von der Erfüllung ge- 
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wisser Voraussetzungen (lex loci u. a. siehe unten sub c, 
welche naturgemäss entfallen, wenn aus dem Kreis 
der Verbrechen und Vergehen für bestimmte einzelne bereits 
durch anderweitige Vorschrift inländische Strafbarkeit 
statuiert worden ; so gelten diese Bedingungen beispielsweise 
nicht für die unter Nummer 1 und 2 aufgeführten speziellen 
Delikte, welche bedingungslos dem inländischen Strafgesetz, 
unterliegen, gleichermassen ob von Inländern oder Aus* 
ländern begangen; ebensowenig für die aus dem übiigea 
Inhalt des Strafgesetzbuchs oder aus den strafrechtlichea 
Nebengesetzen sich ergebenden weiteren Delikte. 

b) Die Handlungen müssen den Thatbestand eines inländischen- 
Delikts erfüllen, das als Verbrechen oder Vergehen zu 
charakterisieren, d. h. mit der Strafe bedroht sein muss,. 
welche ihnen ihre Stellung unter der fraglichen Deliktsart 
anweist; es scheiden somit sämtliche Delikte aus, welche 
nach der Natur der ihnen gedrohten Strafen sich als Über- 
tretungen qualifizieren. 

Die Anwendung des inländischen Rechts auf die aus- 
ländische Strafthat des Deutschen findet jedoch nur insoweit 
statt, als es sich spezifisch um die strafrechtliche Quali- 
fikation der letzteren handelt. Hängt die Strafbarkeit vom 
der Beurteilung eines privatrechtlichen Verhältnisses ab,, 
so ist diese lediglich nach dem Recht vorzunehmen, dem 
das fragliche Rechtsverhältnis nach den zivilrechtlichen. 
Grundsätzen untersteht, unter Umständen also auch nach 
ausländischem Zivilrecht. 
Vgl. ürt. vom 1. April 1895 I. 27, 135. 

c) Erfordert wird weiterhin Strafbarkeit am Ort der That; 
es genügt kriminelle Strafbarkeit schlechthin, nicht aber 
nur disziplinare; nicht ist dagegen erforderlich dieselbe 
rechtliche Qualifikation wie nach dem inländischen Gesetz ; 
ebenso ist Qualität und Höhe der im Ausland angedrohten 
Strafe unwesentlich, so dass Nummer 3 statthat, wenn die 
That zwar im Inland als Verbrechen oder Vergehen, da- 
gegen am Ort der That nur als Übertretung sich qualifiziert. 

Entscheidend ist die Strafbarkeit zur Zeit der Be- 
gehung. Eine erst nach der Begehung der That eintretende 
Reprobation des Delikts durch das ausländische Recht 
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genügt nicht zur Begründung des inländischen Straf- 
anspruchs. Dagegen alteriert der Wegfall der zur Zeit 
der Begehung vorhandenen ausländischen Strafbarkeit vor 
dem Eintritt der inländischen Strafverfolgung den dem 
Inland erwachsenen Anspruch an und für sich nicht ; doch 
kann es fraglich erscheinen, ob dieser Fall nicht analog 
dem zu behandelnden ist, dass nach ausländischem Recht 
Verjährung oder ein sonstiger, nach § 5 straf aufheben der 
Grund eintritt. 

Vgl. hierüber unten § 11 II f.; Binding I S. 457. 

Ob die That auch nach ausländischem Recht straf- 
bar erscheint, muss unter Berücksichtigung des konkreten 
Einzelfalls nach jeder Richtung hin geprüft werden. 
Selbst die Gleichheit der inkriminierten Thatbestände im 
in- und ausländischen Recht lässt die Möglichkeit der mit 
inländischer Strafbarkeit konkurrierenden ausländischen 
Straflosigkeit zu. Dies ist z. B. der Fall, wenn es sich 
um inländische Rechtsgüter handelt, das ausländische Gesetz 
aber nur die Verletzung ausländischer Rechtsgüter, allerdings 
im übrigen unter denselben Voraussetzungen bestraft. In 
jedem einzelnen Fall bedarf es daher der Prüfung in 
dieser Richtung. Dasselbe gilt für das inländische Recht, 
wenn es sich um ausländische Rechtsgüter handelt. Auch 
hier ist bei jedem einzelnen Delikt zu untersuchen, ob 
die Strafandrohung eines deutschen Gesetzes nur gilt der 
Verletzung inländischer, oder auch der ausländischer Rechts- 
güter. Es ist dies jedoch eine Frage des materiellen 
Strafrechts, die das internationale Strafrecht nicht unmittel- 
bar berührt. 

Vgl. R.G.Urt. 29. April 1899 E. 19, 192: Vergehen gegen 
deutsche Zollgesetze, in den Niederlanden begangen, seien 
nach niederländischem Recht nicht strafbar; daher § 4 
Nr. 3 nicht anwendbar; femer 

R.G.Urt. vom 15. Februar 1883 E. 8, 53, das den von 
einem Deutschen im Ausland gegen ausländische Beamten 
geleisteten Widerstand aus § 113 des Str.G.B.s als strafbar 
erachtet: Die Anwendbarkeit des inländischen Gesetzes 
sei gegeben, sofern nicht „auf die eine oder andere Weise 
unzweifelhaft erhelle, dass die konkrete Straf\^orschrift 
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nach der Absicht des Gesetzgebers nur den Schutz in- 
ländischer Rechtsgüter beziele und darum die Verübung 
der betreifenden Strafthat gegen das Ausland überhaupt 
unmöglich sei". 

Zweifel erregt der Fall, wenn die That in einem 
der Zivilisation noch nicht erschlossenen Staate oder auf 
staatenlosem Gebiet begangen ist, etwa im offenen Meere^ 
ausserhalb der Schiffe (Schiffbrüchige auf einem Floss> 
oder im Luftraum oberhalb der von der Erdoberfläche aus 
noch beherrschten Sphäre. Nach dem Wortlaut des Ge- 
setzes müsste die Handlung straflos bleiben wegen Straf- 
losigkeit am Ort der That. Innere Gründe sprechen da- 
gegen und führen zu einer berichtigenden Auslegung des 
Gesetzes. 

Der Grund, wai-um das Strafgesetzbuch das Erfordernis 
der Strafbarkeit am Thatort aufstellte, war offenbar der^ 
dass es unbillig erschien, auswärts begangene Handlungen 
unter Strafe zu stellen, obgleich sie am Thatort nicht durch 
Strafgesetz verboten, somit nicht als Verletzung der herr- 
schenden Rechtsordnung, überhaupt nicht als Unrecht, 
sondern als etwas erlaubtes erschienen. Der Schluss vom 
Nichtverbotenen auf das Erlaubte setzt jedoch das Vor- 
handensein gesetzlich normierter Zustände voraus, welche^ 
ihrerseits durch das Dasein eines geordneten Staatswesens 
bedingt sind. Fehlt ein solches, wie in den oben ange- 
führten Fällen, so sind die Handlungen, weil die Gesetze 
mangeln, am Ort der That zwar nicht verboten, aber auch 
nicht erlaubt, letzteres genügt; denn damit entfällt der 
einzige Grund, warum das Strafgesetzbuch seine Strafan- 
drohung modifizierte. Es muss dann das ursprüngliche 
Motiv der Vorschrift der Nr. 3, dass das Inland seinen 
Unterthanen auch ausserhalb seiner Landesgrenzen die 
Beachtung seiner Strafgesetze zur Pflicht machen will, 
dazu führen, in solchen Fällen die Verletzung inländischer 
Gesetze zur inländischen Strafbarkeit genügen zu lassen: 
Gl. A. die herrschende Meinung ; Binding I S. 436 ; v. Mej'er 
S. 122; V. Liszt S. 89; A. M. Olshausen Nr. 16 zu § 4, 
S. S^ u. a. 
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d) Die Eigenschaft eines Deutschen wird nur erfordert zur 
Zeit der That, nicht zu der der Verfolgung; s. oben sub 1 
S. 61, Ausnahmsweise soll nach Abs. 2 der Nr. 3 ein 
Delinquent auch dann verfolgt werden können, wenn er 
zur Zeit seines auswärts verübten Delikts Ausländer ge- 
wesen und erst später in den Besitz deutscher Nationalität 
gekommen ist. 

Der Zusatz der Nr. 3 ist notwendig geworden durch 
die Bestimmung des § 9 Str.G.Bs., wonach die Ausliefe- 
rung eines zur Zeit des Auslieferungsbegehrens der deut- 
schen Staatsangehörigkeit teilhaftigen Verbrechers unzu- 
lässig ist. War man nicht Willens, dem naturalisierten 
Inländer für seine früheren, als Ausländer im Ausland 
begangenen Strafthaten im Inlande Asylrecht zu ge- 
währen, sollte also dem Ausländer die Möglichkeit ge- 
nommen werden, durch blossen Wechsel der Nationalität 
sich der verdienten Strafe zu entziehen, so müsste das 
Inland seine Bestrafung übernehmen. Dies zu ennög- 
lichen, war der Zweck des Zusatzes zu Nr. 3. Eigen- 
tümlich ist dieser Zusatz insofern, als er die Rückan- 
wendung deutscher Gesetze gestattet. Zur Zeit ihrer 
Verübung standen die betreifenden Delikte noch nicht 
unter deutscher Strafnorm; erst durch die später hinzu- 
tretende Naturalisierung wurde dei* deutsche Strafanspruch 
begründet. 

Die Verfolgung der im Abs. 2 von Nr. 3 hervorge- 
hobenen Fälle ist in doppelter Weise erschwert. 

Beide Erschwerungen verdanken ihre Existenz der 
Initiative des Reichstags, der, wie sich aus der Entstehungs- 
geschichte des Gesetzes ergiebt, den Schlussabsatz der 
Nr. 3 auf Grund eines Amendements der Abgeordneten 
Fries und Genossen einfügte. 

Das erste Erfordernis, der Antrag der ausländischen 
Behörde, wurde aufgestellt, um ein ausnahmsloses Ein- 
schreiten der inländischen Behörden gegen die wegen 
Naturalisierung der Auslieferung entzogenen Delinquenten 
zu verhindern. Dies erschien um so berechtigter, als bei 
Acceptierung der andern Alternative, der Auslieferung 
der Inländer in solchen Fällen, zur Einleitung der letz- 



— 72 — 

teren in jedem einzelnen Falle ebenfalls ein Antrag der 
ausländischen Behörde erforderlich gewesen wäre. Die 
Verfolgung sollte aber nicht dadurch erleichtert werden, 
dass man diese letztere Alternative ablehnte und ihr die 
Bestrafung im Inlande vorzog. Es kommt daher diesem 
Antrag keine andere Bedeutung zu, als die einer dem 
grundsätzlich nicht zulässigen Auslieferungsantrag ent- 
sprechenden Erklärung des ausländischen, in seiner Eechts- 
ordnung verletzten Staats, an der Strafverfolgung des 
Delinquenten interessiert zu sein und deshalb deren Ein- 
leitung hiemit beim inländischen Staat in Anregung zu 
bringen. Handelt es sich somit um eine Erklärung von 
Staat zu Staat, so ist unter der zuständigen Behörde 
nicht diejenige Behörde zu verstehen, der im allgemeinen 
die Strafverfolgung der Delikte zusteht, sondern die den 
ausländischen Staat in Ermanglung besonderer, in et- 
waigen völkerrechtlichen Verträgen getroffener Vorschriften 
nach Massgabe seiner Verfassung im internationalen Ver- 
kehr mit den anderen Staaten vertretende Behörde, im 
Normalfall also das Ministerium der auswärtigen Ange- 
legenheiten und für die Form der Antragstellung sind 
dann ebenfalls massgebend die Eegeln des internationalen 
Staatenverkehrs. 

Die politische Natur des „Antrags" im Sinn des 
Abs. 2 der Nr. 3 ergiebt weiterhin seine grundverschiedene 
Bedeutung von dem Antrag des Verletzten im Sinn der 
§ 61 ff. Str.Cj.Bs. und die absolute Unanwendbarkeit der 
auf diesen bezüglichen Bestimmungen des Strafgesetzbuchs. 

Vgl. Olshausen Nr. 18 zu § 4 S. 66 ; R.G.Urt. vom 30. Sep- 
tember 1887 E. 16,216. 

Aus welchem Grunde im Fall des Abs. 2 von Nr. 3 
der im Auslande delinquierende Ausländer inländische 
Staatsangehörigkeit erwirbt, ob durch Naturalisation oder 
durch Einverleibung des fremden Staatsgebiets, ist be- 
deutungslos. Das Gesetz unterscheidet nicht zwischen 
den beiden Arten der Erlangung inländischer Staatsange- 
hörigkeit. Die Vorschrift trifft somit auch die letztere 
derselben. 
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Binding S. 439 Anm. 8; A. M. Olshausen Nr. 17 Abs. 3 zu 
§ 4, S. 66, u. V. Bar, Lehrbuch S. 261. 

Die Notwendigkeit, zu prüfen, ob die Handlung am 
Begehungsort überhaupt strafbar ist, bedeutet keine Be- 
sonderheit des Unterabsatzes der Nr. 3. Eine solche 
Prüfung hat (vgl. oben sub c S. 69) auch im Regelfall 
der Nr. 3 einzutreten. — Neu ist dagegen die Anforderung 
an den inländischen Eichter, zu prüfen, mit welcher Strafe 
das ausländische Recht die That bedrohe: Das Gesetz 
schreibt die Anwendung des ausländischen Gesetzes vor, 
soweit dies milder sei. Es ist dies der einzige Fall, in 
welchem der inländische Richter ausländisches Recht zur 
Anwendung zu bringen hat. Da aber die Anwendbarkeit 
desselben doch wiederum auf deutscher Gesetzesvorschrift 
beruht, so wird für den konkreten Fall durch den Spruch 
des inländischen Gesetzes dem Inhalt des ausländischen 
der Charakter eines für das Inland massgebenden Straf- 
gesetzes verliehen und insofern kann man mit Binding I 
S. 373 sagen, dass der Fall nur eine Scheinausnahme von 
dem Satze darstelle, dass der deutsche Richter ausschliess- 
lich sein eigenes deutsches Recht zur Anwendung bringen 
dürfe. 

Bei der Feststellung des milderen Gesetzes muss 
neben der Art der vom ausländischen Recht angedrohten 
Strafe auch berücksichtigt werden, ob nicht gegebenen 
Falls die Strafbarkeit der That nach ausländischem Recht 
infolge eines Strafausschliessungsgrunds, insbesondere wegen 
VerjähiTing oder Begnadigung oder aus anderweitigen 
Gründen überhaupt erloschen ist. 

Vgl. Olshausen Nr. 19 zu § 4 S. 66; Binding I S. 438; 
Oppenhoff Nr. 33 zu § 4; R.G.Urt. vom 30. Sept 1887 
E. 16, 216; 

A. M. V. Meyer S. 121. 

Im übrigen gilt auch für die Fälle des Unterab- 
satzes von Nr. 3 dasselbe, was für Nr. 3 selbst ; besonders 
sind auch nur solche Thaten verfblgbar, die nach deutschem 
Recht Vebrechen oder Vergehen bilden; frühere im Aus- 
lande begangene Übertretungen des naturalisierten Aus- 
länders bleiben ohne Ahndung. 
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e) Die in Nr. 3 Abs. 1 und 2 vorgeschriebene Berücksichti- 
gimg des fremden Rechts bringt erhebliche Schwierig- 
keiten für die inländische Rechtssprechung mit sich: 

vgl. Binding I S. 436: 

„Wer diese Bestimmung nicht in der Praxis gehand- 
habt hat, weiss gar nicht, welche Last sie für die Praxis 
bedeutet.** 

Es ist dies eine naturnotwendige Folge der wesent- 
lichen Verschiedenheit der in den einzelnen Staaten gelten- 
den Strafrechtsysteme. Es kann sich daher empfehlen, 
den Nachweis des milderen, ausländischen Rechts in dem 
einen wie dem andern Fall dem Angeklagten nachzulassen ; 
jedoch kann dies nur de lege ferenda gelten. Zur Zeit 
ist die Prüfung des ausländischen Rechts Amtspflicht des 
zuständigen Gerichts, nicht Sache der Verteidigung. Denn 
eine Abweichung von dem Satze: Jura novit curia wäre 
etwas derartig Exzeptionelles, dass eine solche ohne aus- 
drückliche Gesetzesvorschrift nicht anzunehmen ist. 

Auf welche Weise der Richter im Einzelfall sich die 
Kenntnis der ausländischen Rechtsnormen verschafft, bleibt 
seinem sachgemässen Ermessen anheimgegeben. Alle 
Mittel, die hierzu dienen können, stehen ihm offen; eine 
bestimmte Form der Erhebung des ausländischen Rechts 
ist nicht vorgeschrieben. Demgemäss kann sie geschehen 
durch Ersuchen eines ausländischen Gerichts, durch diplo- 
matische Vermittlung, durch Durchsicht der einschlägigen 
ausländischen Gesetze, oder durch die Einholung von Gut- 
achten Rechtssachverständiger. 

f) Die Strafbarkeit am Ort der That ist ebenso, wie der 
nach dem Zusatz von Nr. 3 erforderliche Antrag der aus- 
ländischen Behörde eine „zum Thatbestand des Delikts 
hinzukommende Voraussetzung der Strafbarkeit" (Meyer 
in Holtzendorfs Handbuch des Strafprozesses Bd. 2 S. 143), 
also Thatbestandsmerkmal , nicht blosse Prozessvoraus- 
setzung : 

Vgl. Waag in Gerichtssaal Bd. 37 S. 644 ff. 

Folge hievon ist die Notwendigkeit der ausdrück- 
lichen Feststellung beider Erfordernisse im urteil nach 
§ 266 der Strafprozessordnung und wegen ihrer Zugehörig- 
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keit zur Schuldfrage ihre Aufnahme in den Kreis der von? 
den Geschworenen zu beantwortenden Fragen. 

Gleiches gilt für die Handhabung des Abs. 2 von 
Nr. 3. Soll hier das inländische Gesetz zur Anwendung 
kommen, so muss die ausdrückliche Feststellung erfolgen,, 
dass das Gesetz des Begehungsorts nicht milder sei; um- 
gekehrt bedarf es bei Anwendung des ausländischen Ge- 
setzes der Feststellung, dass es für den konkreten Fall 
mildere Bestimmungen treffe, als das einschlägige in- 
ländische. 

II. Die Ausnahmen bezüglich der Übertretung: 
Der § 6 Str.G.Bs. (vgl. dessen Wortlaut oben § 4 I S. 18> 
enthält zunächst die dem § 4 Abs. 1 entsprechende Eegel der 
prinzipiellen inländischen Straflosigkeit ausländischer Übertretungen ; 
zugleich lässt er Ausnahmen zu, soweit sie durch besondere Ge~ 
setze und Verträge angeordnet werden. Gleich den übrigen 
Paragraphen des Str.G.Bs., welche die Regelung des internationalen 
Strafrechts zum Gegenstand haben, bezieht sich auch § 6 nur auf 
die Strafgesetze des Deutschen Reichs. Daher sind unter den 
Übertretungen dieses Paragraphen nur solche zu verstehen, welche 
das Reichsrecht mit Strafe bedroht. In diesem Umfang aber ist 
die Reichsgesetzgebung die allein zuständige, so auch in aus- 
schliesslicher Weise für die Erlassung der in § 6 vorgesehenen! 
Gesetze und den Abschluss der daselbst erwähnten Verträge. 
Der Ausschuss der Landesgesetzgebung ergiebt sich daraus, dass 
es sich um eine Materie handelt, die bereits Gegenstand des 
deutschen Strafgesetzbuchs ist und damit gemäss dem Einführungs- 
gesetz (§ 2 und 5) der Gesetzgebungsbefugnis der Einzelstaaten 
entzogen ist. Dagegen bleibt es denselben unbenommen, auf den 
ihnen vorbehaltenen speziellen Gebieten des Strafrechts (vgl. Ein- 
führungsgesetz § 2) abweichende Grundsätze über die Bestrafung 
auswärtiger Übertretungen aufzustellen ; denn für die Gebiete des 
sogenannten Landesstrafrechts kommt den § 3 ff . des Strafgesetz- 
buchs überhaupt keine Geltung zu: vgl. oben § 9 II S. 58. In- 
soweit sind die Bundesstaaten nicht nur in dem Abschluss inter- 
nationaler Verträge, sondern auch im Erlass genereller Gesetze, 
welche die Bestrafung auswärtiger, nach Landesstrafrecht straf- 
barer Übertretungen vorsehen, völlig ungehindert: 
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vgl. Kubo Nr. 4 zu § 6, S. 285 ; v. Meyer S. 122 Nr. 6 ; 01s- 

hausen Nr. 1 zu § 6 S. 71. 
Als Beispiel für eine reichsgesetzliche Anordnung der Be- 
strafung ausländischer Übertretungen kann § 100 der Seemanns- 
ordnung dienen. Derselbe schreibt vor: 

„Die Bestimmung der §§ 81 — 89 (Übertretungen betreffend) 
linden auch dann Anwendung, wenn die strafbaren Handlungen 
.ausserhalb des Bundesgebiets begangen sind." 

Eine Anordnung desselben Inhalts durch Staatsvertrag hat 
das Reich unter anderem in dem deutsch-belgischen Vertrag vom 
29. April 1885 getroffen; danach werden Deutsche, welche auf 
belgischem Grenzgebiet sich einer auf das Forst-, Feld-, Fischerei- 
•oder Jagdstrafrecht bezüglichen Übertretung schuldiggemacht 
haben, nach deutschem Recht zur Strafe gezogen. 

III. Sonstige Ausnahmen aus dem Str.G.B. Der spezielle 
Teil des Strafgesetzbuchs hat bei einzelnen Delikten besondere 
Vorschriften für die Bestrafung der auswärts begangenen Straf- 
fälle dieser Art gegeben. Gemeinsam ist dieser Gruppe von Aus- 
nahmen, dass es nicht ankommt auf ihre Strafbai'keit am Ort der 
Jbegangenen That und dass ihre Strafverfolgung gemäss dem 
Legalitätsprinzip eine obligatorische ist. 

Im einzelnen ergeben sich solche Ausnahmen: 
a) Aus § 102 Str.G.Bs.: 

„Ein Deutscher, welcher im Inlande oder Auslande, oder 
ein Ausländer, welcher während seines Aufenthalts im 
Inlande gegen einen nicht zum Deutschen Reich gehörenden 
Staat oder dessen Landesherm eine Handlung vornimmt, 
die, wenn er sie gegen einen Bundesstaat oder einen 
Bundesfürsten begangen hätte, nach Vorschrift der §§ 81 
bis 86 zu bestrafen sein würde, wird in den Fällen der 
§§ 81 — 84 mit Festungshaft von einem bis zu 10 Jahren 
oder, wenn mildernde Umstände vorhanden sind, mit 
Festungshaft von 6 Monaten bis zu 10 Jahren etc. be- 
straft." 

Die Verfolgung eines Deutschen muss somit, das 
Vorhandensein der übrigen Bedingungen vorausgesetzt, 
auch dann stattfinden, wenn die Handlung in ausländischem 
Gebiet begangen ist. 
Vgl. übrigens auch oben sub A c S. 59. 
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b) Aus § 140 Nr. 1 Str.ir.Bs. : 

„Wegen Verletzung der Wehrpflicht wird bestraft: 
1. Ein Wehrpflichtiger, wecher in der Absicht, sich dem 
Eintritt in den Dienst des stehenden Heeres oder der 
Flotte zu entziehen, ohne Erlaubnis entweder das 
Bundesgebiet verlässt, oder nach erreichtem militär- 
pflichtigem Alter sich ausserhalb des Bundesgebiets 
aufhält: Mit Geldstrafe etc." 

In Betracht kommt nur die zweite Alternative der 
Nr. 1 von § 140: „Aufenthalt ausserhalb des Landesgebiets, 
nach erreichtem militärpflichtigem Alter". Der Begehungs- 
ort dieser Handlung fällt notwendig ins Ausland, in 
welchem sie nicht unter Strafe steht. Trotzdem statuiert 
der Paragi-aph ihre bedingungslose Strafbarkeit im Inland.. 

c) Aus § 298 8tr.G.Bs.: 

„Ein Schiifsmann, welcher mit der Heuer entläuft,, 
oder sich verborgen hält, um sich dem übernommenen 
Dienste zu entziehen, wird, ohne Unterschied, ob das 
Vergehen im Inlande oder im Auslande begangen worden, 
ist, mit Gefängnis bis zu einem Jahre bestraft." 

Aus den Worten: „ohne Unterschied " er- 

giebt sich die Strafbarkeit der That bei ausländischem 
Begehungsort. Ihre Hinzufügung wurde unerlässlich durcli 
die Thatsache, dass die fragliche That in England und 
Amerika straffrei ist und somit auch eventuell an einem 
Deutschen nicht gestraft werden könnte (vgl. § 4 Nr. 3). 
Die Vorschrift unterscheidet nicht zwischen Deutschen 
und Ausländem und dementsprechend erstreckt sich ihre 
Anwendbarkeit auf jeglichen Thäter, gleichviel welcher 
Nationalität. Auch ist die Strafbarkeit der Ausländer 
bei Verletzung dieser Vorschrift im Auslande keineswegs 
nur auf den Fall beschränkt, dass sie auf einem deutschen 
Schiflf geheuert haben. Zwar liegt nur insofern ein prak- 
tisches Interesse des Inlands an der Bestrafung der Aus- 
länder vor; daraus allein lässt sich aber noch nicht eine 
Beschränkung ableiten, für die es im übrigen an einem 
Anhaltspunkte im Gesetze fehlt. 

Ausländer sind somit auch dann nach § 298 im 
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Inlande strafbar, wenn es sich um ausländische Schiflfe 
handelt. 
IV. Die aus den strafrechtlichen Nebengesetzen sich er- 
gebenden Ausnahmen : 

Die grundsätzliche Geltung des Territorialprinzips auch auf 
•dem Gebiete der Eeichsstrafnebengesetze bringt es mit sich, dass 
Ausnahmen hievon nur insoweit anzunehmen sind, als sie ausdrück- 
lich statuiert werden. Solcher Ausnahmen giebt es nun zwei 
Kategorien. Die eine fliesst aus der generellen Bestimmung des 
§ 4 Abs. 2 Str.G.Bs., welche , wie die sämtlichen Vorschriften 
des Strafgesetzbuchs über das internationale Strafrecht, bei 
mangelnder ausdrücklicher Anordnung des Gegenteils auch für 
die Eeichsstrafnebengesetze gilt. 

Die zweite Kategorie beruht auf speziellen Vorschriften der 
Eeichsstraftiebengesetze selbst. Die Fälle der zweiten Gruppe 
unterscheiden sich von denen der ersten, bereits oben sub n 
näher erörterten, dadurch, dass die übrigen Bedingungen des § 4 
Abs. 2 entfallen. So ist für dieselben weder Bedrohung mit 
Strafe am Thatort Voraussetzung ihrer inländischen Strafbarkeit, 
noch ist die Strafverfolgung eine nur fakultative; es verbleibt 
vielmehr bei der dem Legalitätsprinzip entsprechenden Verpflich- 
-tung zur ausnahmslosen Anklageerhebung. 

a) Inländische Bestrafung, gleichviel in welchem Gebiet die 
That begangen, und ohne Unterscheidung der Nationalität 
des Thäters tritt ein 

bei Missbrauch von Sprengstoffen nach § 12 des Ge- 
setzes vom 9. Juni 1884 (vgl. daselbst die §§ 5, 6, 7, 
8, 10 und 12); 

bei Verrat militärischer Geheimnisse nach den §§ 1, 
3, 5 des Gesetzes vom 2. Juli 1893; 

sowie beim Sklavenraub und Sklavenhandel nach 
§ 5 des Gesetzes vom 28. Juni 1895. 
.b) Nicht hieher gehören die Fälle der §§ 160 und 161 des 
Militärstrafgesetzbuchs. Dieselben sind bereits oben sub 
§ 7 Nr. 6 S. 52 erörtert und stellen keine Ausnahme von 
der Geltung des Territorialprinzips dar, sondern bewirken 
nur eine Erweiterung des Begriffes „Inland" über das 
eigentliche Staatslandsgebiet hinaus, nämlich auf bestimmte, 
der inländischen Staatsgewalt in gewisser Eichtung unter- 
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worfene ausländische Territorien. Handlungen der in 
den citierten Paragraphen vorgeschriebenen Art gelten 
dann, soweit sie in solchen Gebietsteilen begangen, als 
im „Inland" begangen. 

Eine wirkliche Ausnahme von Territorialprinzip bildet 
dagegen der § 7 des Militärstrafgesetzbuchs: 

„Strafbare Handlungen, welche von Militärpersonen 
im Auslande, während sie dort bei den Truppen oder 
sonst in dienstlicher Stellung sich befinden, begangen 
werden, sind ebenso zu bestrafen, als wenn diese Hand- 
lungen von ihnen im Bundesgebiete begangen wären." 

Scharf scheidet sich diese Bestimmung von den 
bereits genannten §§ 160 und 161 M.Str.G.Bs. In den 
letzteren Fällen untersteht der ausländische Begehungsort 
wenigstens thatsächlich der Machtsphäre des inländischen 
Staats, nicht so bei den Handlungen des § 7 M.Str.G.Bs. 
Sie sind im Inland strafbar, auch wenn das Gebiet, in 
welchem sie begangen, vollkommen ausserhalb der in- 
ländischen Staatsgewalt liegt. Hieran ändert auch die 
Ausdrucksweise des Gesetzes nichts: Die Handlungen 
seien ebenso zu bestrafen, als wenn sie im Bundesgebiet 
begangen wären. Denn thatsächlich sind die Handlungen 
in einem Gebiet begangen, welches weder zum inländischen 
„Staatslands-" noch zum inländischen „Staatsgewaltgebiet" 
gehört. Der x\usdruck will nicht mehr besagen, als die 
Anwendbarkeit der inländischen Gesetze auf diese Hand- 
lungen. 
c) Ferner ist hier der Vollständigkeit halber eine Anzahl 
von Gesetzen beziehungsweise Verträgen anzuführen, 
welche ebenfalls Ausnahmen vom Territorialprinzip ent- 
halten und Vergehungen gegen ihre Bestimmungen unter 
Strafe stellen, gleichviel ob sie im Inlande oder Auslande 
begangen sind: 

Der internationale Vertrag vom 14. März 1884 zum 
Schutz der unterseeischen Telegraphenkabel; 

der Haager Vertrag vom 5. Mai 1882 betreffs die 
polizeiliche Regelung der Fischerei in der Nordsee ausser- 
halb der Küstengewässer; 

das Robbenfanggesetz vom 4. Dezember 1876; 
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der Vertrag vom 30. Juni 1885 betreffs die Lachs- 
fischerei im Stromgebiet des Rheins; 

der internationale Vertrag vom 16. November 1887 
zur Unterdrückung des Branntweinhandels unter den 
Nordseefischem auf hoher See und das hierauf bezügliche 
Reichsgesetz vom 4. März 1894. 
d) Zweifel erregen die Bestimmungen der §§ 22 und 25 des 
Nachdruckgesetzes vom 11. Juni 1870. Sie lauten: 

§ 22. 

Das Vergehen des Nachdrucks ist vollendet, sobald 
ein Nachdruckexemplar eines Werks der Vorschrift des 
gegenwärtigen Gesetzes zuwider, sei es im Gebiet des 
Deutschen Reichs, sei es ausserhalb desselben, hergestellt 
worden ist. 

§ 25. 

„Wer vorsätzlich Exemplare eines Werkes, welche 
den Vorschriften des gegenwärtigen Gesetzes zuwider an- 
gefertigt sind, innerhalb oder ausserhalb des Deutschen 
Reichs gewerbsmässig feilhält, verkauft oder in sonstiger 
Weise verbreitet, ist nach Massgabe des von ihm ver- 
ursachten Schadens den Urheber oder dessen Rechts- 
nachfolger zu entschädigen verpflichtet und wird ausser- 
dem mit Geldstrafe nach § 18 bestraft." 

Mit Unrecht erblicken manche in diesen Bestim- 
mungen eine Ausnahme vom Territorialprinzip. 

§ 22 enthält nur ein Thatbestandsmerkmal ; das 
Delikt sei vollendet, auch wenn nur ein Exemplar herge- 
stellt sei ; auf den Ort der Handlung komme es nicht an. 
Der übrige Thatbestand des Delikts findet sich in § 18 
des Gesetzes; danach besteht es in der in Verbreitungs- 
absicht unternommenen Veranstaltung eines Nachdrucks; 
gleichgültig soll es hiebei sein, ob die Thätigkeit des Nach- 
drucks selbst im Inland oder Ausland vorgenommen sei. 
Dies entspricht den übrigen Grundsätzen über den Be- 
gehungsort, wonach es die inländische Begehung nicht 
alteriert, dass ein Teil der Thätigkeit auch im Auslande 
vorgenommen worden ist. Es ist daher wohl möglich, 
dass die Veranstaltung des Nachdrucks im Inlande statt- 
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fand, obgleich die nachgedruckten Exemplare im Auslände 
hergestellt wurden. Für das Nachdrucksgesetz als ein 
Eeichsstrafgesetz gelten in dubio die §§ 3 ff. des Str.G.Bs. 
und in Konsequenz der hier vertretenen Auffassung 
ist damit auch für dieses Gesetz die prinzipielle Geltung 
des Tenitorialprinzips statuiert. Dass Ausnahmen von 
letzterem ausdrücklicher Gesetzesvorschrift bedürfen, ist 
ebenfalls mehrmals hervorgehoben. (Vgl. oben sub § 9, 
I, S. 55 f.) Eine derartige Vorschrift findet sich in 
dem Nachdruckgesetze nicht. Insbesondere kann nicht 
angenommen werden, dass eine solche in den ange- 
zogenen Paragraphen enthalten sei. Es ergiebt sich 
dies aus der Form derselben. Eine derartige einschneidende 
Abweichung von anderen positiven Gesetzesbestimmungen 
wäre, wenn vom Gesetz thatsächlich gewollt, ihrer Be- 
deutung entsprechend durch eine jeden Zweifel aus- 
schliessende, diese Abweichung naturgemäss als das Prin- 
zipale hervorhebende, ausdrückliche Vorschrift getroffen 
worden, nicht aber, wie hier, nur nebenbei durch zufällige 
Anfügung bei Aufstellung der einzelnen Thatbestands- 
merkmale des Nachdrucksdelikts. Die §§ 22 und 25 des 
Nachdrucksgesetzes sollen daher offenbar überhaupt keine 
Vorschriften über ihren räumlichen Geltungsbereich ent- 
halten, sondern nur ein generelles Verbot des Nachdrucks, 
auch des im Ausland vom Ausländer verübten. Fehlen 
aber besondere Vorschriften über den Geltungsbereich, 
so greifen die in § 3 ff . des Str.G.Bs. aufgestellten all- 
gemeinen Grundsätze Platz. Danach muss der auslän- 
dische Nachdrucker, sofern seine That ausschliesslich 
im Auslande begangen ist, im Inlande straflos bleiben, 
auch wenn es ein deutsches Autorrecht ist, das er verletzt. 
Für den deutschen Nachdrucker dagegen kommt § 4 Abs. 2 
in Betracht; seine Bestrafung im Inlande ist zulässig, 
falls das ausländische Gesetz des Orts der Begehung dem 
Nachdruck Strafe droht. Das Ausgeführte gilt auch für 
die späteren Reichsgesetze zum Schutz deutscher Urheber- 
rechte, welche ähnliche Bestimmungen enthalten; vgl. § 16 
des Gesetzes betr. das Urheberrecht an Werken der 
bildenden Künste vom 9. Januar 1876; § 9 des Gesetzes 

6 
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betr. deu Schutz der Photographien gegen unbefugte 
Nachbildung vom 10. Januar 1876; § 14 des Gesetzes 
betr. das Urheberrecht an Mustern und Modellen vom 
11. Januar 1876. Auch auf sie finden die generellen 
Grundsätze der §§ 3 ff. des Str.G.Bs. Anwendung. 
Wie hier v. Meyer S. 120, Anm. 30; S. 122, Anm. 35; 
V. Martitz S. 99, Anm. 45 ; A. M. v. Liszt S. 90 ; Binding I 
S. 429 sub. VII. 

Die Streitfrage hat, was das Nachdrucksgesetz selbst 
anlangt, bereits ihre aktuelle Bedeutung verloren. Die 
angezogenen Bestimmungen des Nachdrucksgesetzes sind 
aufgehoben worden durch den § 64 des Gesetzes betreffend 
das Urheberrecht an Werken der Litteratur und Tonkunst 
vom 19. Juni 1901. Soweit jedoch die Vorschriften des 
Nachdrucksgesetzes in den Keichsgesetzen über den Schutz 
von Werken der bildenden Künste, von Photographien, so- 
wie von Mustern und Modellen für anwendbar erklärt 
worden sind — und dies ist, wie bereits erwähnt, unter 
anderen gerade bezüglich der §§ 22 und 25 des Nachdrucks- 
gesetzes geschehen — , sind diese Vorschriften unberührt 
geblieben (vgl. § 64 des Reichsgesetzes vom 19. Juni 1901) 
und insofern haben die obigen Ausführungen noch weiter- 
hin zu gelten. 

Das an Stelle des Nachdrucksgesetzes getretene neue 
Reichsgesetz betreffend das Urheberrecht an Werken der 
Litteratur und Tonkunst vom 19. Juni 1901 enthält keine 
Bestimmungen über die Bestrafung auswärtiger, gegen 
das Gesetz gerichteter Handlungen, auch keine solche, 
die, analog den §§ 22 und 25 des früheren Nachdrucks- 
gesetzes, nur mittelbar Anlass zu einer Deutung im Sinne 
einer Regelung auswärts erfolgter Gesetzesverletzungen 
geben würden. Es haben daher die Vorschriften der §§ 3 ff. 
Str.G.Bs. auch auf dieses Gesetz Anwendung zu finden: 
vgl. oben § 9, I. 

§ 11. 
Die Konkurrenz von inländiochem und ausländischem Strafanspruch. 

I. Ein und dieselbe Handlung kann den Strafanspruch so- 
wohl des Inlands wie des Auslands begründen. Nicht ist dies 
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led^lich eine unabweisbare Folge der häufigen Durchbrechungen 
^68 für das deutsche Beichsstrafrecht geltenden Territorialprinzips, 
welche die inländische Strafbarkeit auch auswärts begangener 
Thaten begründen, oder umgekehrt der Erstreckung ausländischer 
Strafansprüche auf inländische Delikte. Selbst bei ausnahmsloi&er 
Durchfahrung des Territorialprinzips ist ein solches Zusammen- 
treffen mehrerer Strafansprüche nicht ausgeschlossen. Mit Not- 
wendigkeit folgt dies aus der Möglichkeit der Mehrheit der Be- 
:gehungsorte für ein und dieselbe Strafthat. S. oben § 6, S. 43. 

Ist nämlich eine strafbare Handlung sowohl im Inlande als 
im Auslande begangen, so ergiebt sich hieraus auch bei Annahme 
«ines schrankenlos herrschenden Territorialprinzips das YorbandeB- 
sein sowohl eines inländischen als eines ausländischen Straf aospruchs 
trotz Einheit der Handlung. 

Sehr ausgedehnt werden die Fälle des Zusammentreffens 
durch die Statuierung inländischer Strafansprüche für auswärts 
begangene Delikte und das dementsprechende , umgekehrte Ver- 
fahren des Auslands. 

Im einzelnen sind folgende Gruppen von Konkurrenzfällen 
denkbar : 

a) die That, gleichviel welcher Art, ist sowohl im Inland 
^Is im Auslaüd begangen; 

b) die That ist im Ausland begangen; aber auch im Inland 
gemäss §§ 4—6 Str.G.Bs. oder auf Grund sonstiger Vorschriften 
des Str.G.Bs. oder der strafrechtlichen Nebengesetze strafbar. 

c) Die That ist im Inland begangen ; doch auch ein ausländischer 
Staat erhebt Strafanspruch, sei es wegen der Angehörigkeit des 
Thäters zu seinem ünterthanenverband , oder wegen Verletzung 
ausländischer Rechtsgüter, oder aus anderweitigem Grund. 

Keineswegs sind nur Fälle zweifacher Konkurrenz möglich, 
obwohl an diese Eventualität wohl zuerst gedacht wird ; sehr wohl 
denkbar ist es, dass aus einer Handlung mehr als zwei Staaten 
Strafansprüche erwachsen. Man denke an die naheliegende Mög- 
lichkeit, dass eine Handlung mehr als zwei Begehungsorte aufweist, 
oder an die Straffälle, die gemäss dem Weltrechtsprinzip und den 
ihm etwa folgenden Kodifikationen mehrerer auswärtiger Staaten 
einer ganzen Anzahl derselben, gleichviel an welchem Ort und 
von welchem Staatsangehörigen begangen , Strafansprüche begrün- 
den: z. B. die Münzverbrechen (vgl. § 4 Nr. 1 Str.G.Bs.). 
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Aus der Mehrheit der Strafansprüche entsteht für den Delin- 
quenten die Gefahr mehrfacher Bestrafung für eine That. Dies^ 
hintanzuhalten ist ein Gebot der Gerechtigkeit; der Grundsatz:: 
ne bis in idem muss billigerweise auch ausländischen Strafurteilen 
gegenüber Platz greifen. 

Zunächst ist es oifenbar, dass die mehrfachen Ansprüche^ 
solange sie allerseits unausgeübt bleiben, nebeneinander bestehen,. 
ohne sich gegenseitig zu alterieren; denn der nur theoretisch be- 
stehende Strafanspruch fugt dem Delinquenten kein Übel zu. So- 
nimmt auch das Inland, solange der Strafanspruch des auslän- 
dischen Staats zu irgend einer Reaktion gegen den Delinquenten 
noch nicht geführt hat, bei der Bethätigung seines eigenen Straf- 
anspruchs grundsätzlich keine Rücksicht auf das Bestehen des^ 
fremden; insoweit inkonsequent die Nr. 2 von § 5 Str.G.Bs. be- 
züglich der ausländischen Verjährung der Strafverfolgung. 

Zu einer Lösung di'ängt die Frage, wenn bereits einer der 
mehreren Ansprüche in der Verwirklichung begriifen ist-, nicht ist 
es hier Aufgabe der inländischen Gesetzgebung, den Einfluss zu 
bestimmen, den die Strafverfolgung, beziehungsweise Bestrafung 
im Inlande auf den ausländischen Strafanspruch auszuüben ge- 
eignet ist; dies muss fuglich der ausländischen Gesetzgebung über- 
lassen bleiben. Wohl aber hat das inländische Gfesetz zu nor- 
mieren die Wirkung der Bethätigung des ausländischen Strafan- 
spruchs auf Dasein oder Gestaltung des inländischen. 

n. Die deutsche Gesetzgebung hat eine Gruppe von Fällen 
durch § 5 Str.G.Bs. hervorgehoben; es sind dies die unter § 4 
Nr. 3 Str.G.Bs. genannten, nämlich die von Deutschen im Aus- 
lande begangenen, sich nach inländischem Recht als Verbrechen 
oder Vergehen charakterisierenden, am ausländischen Begehungs- 
ort mit Strafe bedrohten Handlungen; bezüglich dieser Fälle hat 
die ausländische Verfolgung und Bestrafung — ja schon eventuell 
die Verjährung — die Wirkung des Untergangs inländischen Straf- 
anspruchs. Es bestimmt nämlich § 5 des Str.G.Bs.: 

„Im Falle des § 4 Nr. 3 bleibt die Verfolgung ausgeschlossen: 
wenn 1. von den Gerichten des Auslandes über die Handlung 
rechtskräftig erkannt und entweder eine Freisprechung erfolgt 
oder die ausgesprochene Strafe vollzogen, 

2. die Strafverfolgung oder die Strafvollstreckung nach 
den Gesetzen des Auslandes verjährt oder die Strafe erlassen, oder 
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3. der nach den Gesetzen des Auslandes zur Verfolgbarkeit 
<ler Handlungen erforderliche Antrag des Verletzten nicht gestellt 
worden ist." 

Die Verfolgung bleibt ausgeschlossen, sagt § 5, nicht aber, 
so muss man folgern, die Verurteilung. Da aber letztere nicht 
ohne erstere sein kann, so bewii'kt der Eintritt der Tilgungs- 
gründe vor Einleitung der Verfolgung den Ausschluss von Ver- 
folgung sowohl wie von Verurteilung. Nicht aber bewirkt der 
nachherige Eintritt derselben die Unmöglichkeit der Verurteilung. 
Es bleibt also von dem Beginn der Strafverfolgung ab der in- 
ländische Strafanspruch gegen die Gefahren des § 5 immun. 

Vgl. Olshausen Anm. 1 zu § 5 S. 67 ; R.G.Urt. vom 8. Fe- 
bruar 1892 E. 22, 341; A. A. v. Meyer S. 123 Anm. 44. 

Die Vernichtung inländischen Strafrechts wird nun im em< 
meinen bewirkt: 

a) durch rechtskräftige Freisprechung eines ausländischen 
Gerichts. 

Ausländische Gerichte sind hier nicht alle die, die 
nicht inländisch sind; sondern, wie sich aus dem Zusammen- 
hang des § 5 mit Nr. 3 von § 4 ergiebt, die Gerichte des 
ausländischen Staats beziehungsweise der ausländischen 
Staaten, in denen die Begehungsorte liegen. Dasselbe 
gilt von den ausländischen Gesetzen im Sinn von Nr. 2 
und Nr. 3 von § 5. Daraus folgt: Beruht die Kon- 
kurrenz mehrerer ausländischer Staaten mit dem Inland 
darauf, dass ein ausländischer Staat die Handlung nach 
seinem Recht bestraft, obgleich er nicht Staat des Be- 
gehungsorts ist, so findet § 5 keine Anwendung ; es gehört 
diese Eventualität zu den Fällen sub III, für welche § 7 
Regelung giebt. 
Vgl. V. Bar, Lehrbuch S. 228. 

Letztere Konsequenz ist unerwünscht. So sehr es 
verständlich ist, dass bei Vorliegen mehrerer ausländischer 
Strafansprüche und bei Konkurrenz der Gesetze mehrerer 
Staaten Einfluss auf die Existenz des inländischen Straf- 
anspruchs nur den Gesetzen des Staats des Begehungs- 
orts eingeräumt wird, so wenig ist es angebracht, zwischen 
den Strafverfolgungsakten der einzelnen ausländischen Ge- 
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richte einen Unterschied zu machen und zwar dem Er« 
kenntnis desjenigen Gerichts, welches dem Staat de» 
Begehungsorts angehört, die Kraft der Vernichtung in- 
ländischen Strafanspruchs beizulegen, nicht aber den Er- 
kenntnissen der Gerichte anderer auswärtiger Staaten. 

Der Wortlaut des Gesetzes giebt jedoch keine Hand- 
habe, das „Ausland" in § 6 in verschiedener Weise auf- 
zufassen, je nachdem es sich um „die Gerichte des Aus- 
lands" oder um „die Gesetze des Auslands" handelt. Der 
bereits hervorgehobene enge Zusammenhang mit Nr. 3- 
von § 4 nötigt vielmehr zu der Auffassung, dass unter 
„Ausland" im Sinn des gesamten Inhalts des § 5 eben- 
falls der ausländische Staat des Begehungsorts zu ver- 
stehen ist. 

Ein ausländisches Gericht muss erkannt haben;, 
was unter einem Gericht zu verstehen ist, bestimmt sich 
nach der Auffassung des Inlands ; ausgeschlossen sind da- 
her jedenfalls Polizei- und Verwaltungs-Behörden; das^ 
Gericht muss über dieselbe Handlung erkannt haben; 
„Handlung" ist hier nach prozessualen Grundsätzen zu 
fassen; gemeint ist dasselbe „historische Vorkommnis". 
Ein freisprechendes Erkenntnis ist erforderlich ; nicht 
genügt blosse Einstellung des Verfahrens (a. M. v. Bar, 
Lehrbuch S. 229); die weiter noch notwendige Rechtskraft 
des Urteils bemisst sich nach ausländischem Prozessrecht, 
b) Durch Vollzug eines rechtskräftigen Straferkenntnisses 
eines ausländischen Gerichts. 

Sind, was ausländisches Gericht, Rechtskraft des 
Erkenntnisses und Beschaifenheit des letzteren anbelangt,, 
die bereits unter a genannten Voraussetzungen erfüllt, 
so vernichtet zwar nicht schon die Verurteilung, wohl 
aber der Vollzug der erkannten Strafe den inländischen 
Strafanspruch in gleicher Weise wie die Freisprechung. 
Verlangt wird vollständiger Vollzug; ist auch nur ein 
minimaler Teil der Strafe noch nicht abgebüsst, so tritt 
keine Konsumption des inländischen Strafanspruchs ein; 
letzterer bleibt unberührt und nur seine Vollstreckung 
modifiziert sich durch die Bestimmung von § 7 Str.G.Bs. : 
Vgl. unten sub Tu und v. Bar, Lehrbuch S. 231. 
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c) Durch Veijährung der Strafverfolgung oder StrafvoU- 
streckuBg nach ausländischem Gesetz. 

Gemeint ist das Gesetz des ausländischen Staats, 
dem der Begehungsort angehört. Siehe oben sub a. Dass 
es inkonsequent ist, der Verjährung des ausländischen 
Strafverfolgungsanspruches Einfluss auf den inländischen 
einzuräumen, obgleich es in solchem Fall im Ausland noch 
zu keiner oder wenigstens keiner nennenswerten Reaktion 
gegen das Delikt gekommen ist, wurde bereits hervorge- 
hoben (a. M. hierüber v. Bar, Lehrbuch S. 229) siehe 
oben sub I, S. 152. 

Trotz der Beschränkung auf das Gesetz des Staats 
des Begehungsorts kann sich die Notwendigkeit ergeben, 
. Gesetze verschiedener Staaten berücksichtigen zu müssen, 
nämlich dann, wenn sich die That über die Gebiete meh- 
rerer Staaten erstreckte. 

d) Durch gnadenweisen Erlass der Strafe gemäss dem aus- 
ländischen Gesetz. 

Unter Erlass sind alle Arten von Gnadenakten zu 
verstehen, nicht nur die eigentliche Begnadigung (Erlass 
einer bereits erkannten Strafe), sondern auch Nieder- 
schlagung der Verfolgung durch Abolition oder Erlass 
durch Amnestie. 

Als „Gesetz des Auslands" kommt wiederum nur das 
Gesetz desjenigen Staates in Betracht, in welchem der 
Ort der Begehung liegt; nicht, wie Olshausen Note 6 b 
zu § 5 S. 69 irrigerweise und im Widerspruch mit 
seinen Ausführungen in Note 2 zu § 5 S. 67 annimmt, 
das Gesetz „desjenigen Staates, durch dessen Gerichte die 
Verurteilung ausgesprochen wurde". Hat z. B. bei 
konkurrierenden Strafansprüchen mehrerer ausländischer 
Staaten das Gericht eines Staats, in dessen Gebiet der 
Begehungsort nicht liegt, eine Verurteilung ausgesprochen 
und ist hienach gemäss den Gesetzen dieses Staats ein 
Straferlass erfolgt, so kann dies ebensowenig zur Kon- 
sumption des inländischen Strafanspruchs genügen, wie 
das freisprechende Urteil eines solchen Gerichts oder der 
Vollzug der durch sein Erkenntnis ausgesprochenen Strafe 
(vgl. Nr. 1 und § 5 Str.G.Bs., oben sub a und b). 
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lu dem hervorgehobenen Fall führt dies allerdings 
zu misslichen Resultaten. Denn da bei jenem auch eine 
Anrechnung gemäss § 7 nicht stattfindet, da eine solche 
eine vollzogene, nicht eine nur erlassene Strafe voraus- 
setzt, kann der gnadenweise Erlass der Strafe nur bei 
der Strafzumessung berücksichtigt werden. 

e) Durch das Fehlen des nach den Gesetzen des Auslandes 
zur Verfolgbarkeit der Handlungen erforderlichen Antrags 
des Verletzten. 

In Betracht kommt ebenfalls nur das Gesetz des 
Staats der Begehung; wer Verletzter ist, beurteilt sich 
nach dem ausländischen Gesetz ; ebenso ob eine Frist und 
welche für die Stellung des Antrags vorgeschrieben ist. 
Die richtige Adresse für die letztere ist aber die in- 
ländische Behörde und aus diesem Grunde ist auch die 
nach inländischem Recht vorgeschriebene Form des An- 
trags erforderlich. 
Vgl. R.G.Urt. vom 9. April 1895 E. 27, 161. 

f) Ein weiterer Fall der Konsumption, auf den Binding I 
S. 437 aufmerksam gemacht hat, ergiebt sich nicht aus 
§ 5, wohl aber aus § 4 Nr. 3. Diese Vorschrift verlangt 
zur inländischen Bestrafung des auswärts delinquierenden 
Deutschen Strafbarkeit am Thatort. Entscheidend ist hie- 
für die Zeit der Begehung. Verliert sich aber in der 
Zwischenzeit der zur Zeit der Begehung vorhandene Cha- 
rakter der Strafbarkeit infolge Wechsels in der auslän- 
dischen Gesetzgebung, so kann dieser Fall nicht anders 
behandelt werden, als der der ausländischen Begnadigung 
oder der ausländischen Verjährung; er muss ebenfalls 
Vernichtung des inländischen Strafanspruchs zur Folge 
haben. 

Die Wirkung des § 5 Str.G.Bs. bedeutet eine teilweise 
Wiederherstellung des Territorialprinzips in Fällen, die zu seinen 
generellen Ausnahmen gehören, nämlich denen der Nr. 3 des § 4. 
Aber auch im Rahmen des § 5 ist diese Wiederherstellung keine 
uneingeschränkte. Nicht in sämtlichen Fällen des § 5 tritt eine 
totale Vernichtung inländischen Strafanspruchs ein; in einer Gruppe 
von solchen bleibt der inländische Strafanspruch in konkreter 
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Richtung, soweit es sich um Verhängung von Ehrenstrafen handelt, 
bestehen. Es bestimmt nämlich § 37 Str.G.Bs. : 

„Ist ein Deutscher im Auslande wegen eines Verbrechens 
oder Vergehens bestraft worden, welches nach den Gesetzen des 
Deutschen Reichs den Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte über- 
haupt oder einzelner bürgerlicher Ehrenrechte zur Folge hat oder 
zur Folge haben kann, so ist ein neues Strafverfahren zulässig, 
um gegen den in diesem Verfahren für schuldig Erklärten auf 
jene Folge zu erkennen." 

Voraussetzung des § 37 Str.G.Bs. ist die im Auslande erfolgte 
Bestrafung ; es gehört also in erster Linie hieher der Vollzug der 
ausgesprochenen Strafe im Sinn der Nr. 1 von § 5 ; fernerhin aber 
auch die Fälle der eingetretenen Verjährung der Strafvollstreckung 
und des Erlasses der Strafe (§ 5 Nr. 2). 

Es rechtfertigt sich diese Ausdehnung über den eigent- 
lichen Gesetzeswortlaut hinaus durch die Gleichheit des Grundes. 
Das Interesse des Inlands an der Verhängung von Ehrenstrafen 
bei ehrenrührigen Delikten cessiert nicht in den Fällen, in 
Avelcheu an die Stelle des Vollzugs der Strafe Verjährung oder 
gnadenweiser Erlass tritt. 

A. M. Hälscher I S. 169 ; ebenso bezügl. der Begnadigung 
Binding I S. 448. 

§ 4 Nr. 3, auf welche Stelle der § 5 Bezug nimmt, spricht 
nur von Verbrechen und Vergehen; trotzdem ist die Bestimmung 
des § 5 auf die Übertretung analog anzuwenden, falls sie gemäss 
^ 6 auch bei ausländischem Begehungsort im Inland für strafbar 
erklärt werden. Die analoge Anwendung rechtfertigt sich durch 
Schluss a majore ad minus. Erlöscht der inländische Strafan- 
spruch unter bestimmten Voraussetzungen bei Verbrechen und Verr 
gehen, so kann seine Fortdauer bei Vorliegen derselben Be- 
dingungen als dem Willen des Gesetzes entsprechend nicht an- 
genommen werden, wenn es sich um die weniger schweren 
Übertretungen handelt. 

III. Alle sonstigen Fälle des Zusammentreffens von inländi- 
schem und ausländischem Straf anspruch unterstehen der Regel des 
§ 7 Str.G.Bs. 

„Eine im Auslande vollzogene Strafe ist, wenn wegen derr 
selben Handlung im Gebiet des Deutschen Reichs abermals eine 
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Verurteilung erfolgt, auf die zu erkennende Strafe in Anrechnung- 
zu bringen." 

Es bleibt also der inländische Strafanspruch vollkommen 
intakt; die ausländische Freisprechung berührt ihn gar nicht; 
die ausländische Bestrafung nur in dem modifizierten Sinn der 
obligatorischen Anrechnung. 

Das Anwendungsgebiet des § 7 ergiebt sich indirekt aus 
oben Nr. 11 und Nr. I a — c ; es erstreckt sich somit 

1. Auf diejenigen Delikte, welche sowohl im Inland als im 
Ausland begangen sind und bei welchen auch unter der unein- 
geschränkten Herrschaft des Territorialprinzips eine Mehrheit der 
Strafansprüche vorliegen würde; 

2. Auf diejenigen im Auslande verübten Verbrechen und 
Vergehen, wegen deren auch im Inland eine nochmalige Ver- 
urteilung erfolgen kann. Dies sind zunächst die in § 4 Nr. 1 und 2 
aufgeführten Delikte, also die von einem Deutschen oder einem 
Ausländer begangenen hochverräterischen Handlungen gegen das^ 
Deutsche Reich oder einen Bundesstaat, Mün^verbrechen und 
Amtsdelikte; femer die landesverräterischen Handlungen eines 
Deutschen gegen das Deutsche Reich oder einen Bundesstaat oder 
die von ihm begangenen Beleidigungen eines Bundesftirsten ; auch 
die Handlungen, welche die Integrität des deutschen Staats be- 
treflFen, können im Auslande unter dem Gesichtspunkte der Ver- 
letzung befreundeter Staaten strafrechtlicher Ahndung unterliegen ; 
ihre abweichende gesetzliche Qualifikation ist für die Anwendung 
des § 7 gleichgültig, denn es liegt trotzdem Einheit der Hand- 
lung vor; 

3. Auf die Fälle der Nr. 3 von § 4, soweit sie nicht der 
besonderen Behandlung des § 5 unterliegen. Dies sind z. B. die 
von Deutschen im Auslande begangenen strafbaren Handlungen, 
die sich zwar nach inländischem Recht als Verbrechen oder Ver-^ 
gehen charakterisieren, deren inländische Strafbarkeit aber nicht 
auf der generellen Vorschrift der Nr. 3 von § 4, sondern auf 
speziellen Bestimmungen sei es des Strafgesetzbuchs selbst, § 4 
Abs. 2, § 102, § 140 Nr. 1, § 298, oder der strafrechlichen Neben- 
gesetze beruht; sie werden, wie bereits erwähnt, ganz gesondert 
behandelt und es findet auf sie ebenfalls § 7, nicht § 5 Str.G.Bs, 
Anwendung. 
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Dasselbe gilt für die von Deutschen im Ausland begangenen: 
an und für sich unter § 4 Nr. 3 fallenden Delikte, wegen derer 
durch ein ausländisches Gericht eine Verurteilung erfolgt, aber 
nicht durch- ein Gericht des Staats, in dessen Gebiet die That 
begangen worden, sondern durch ein Gericht eines andern aus^ 
ländischen Staats, der sich aus irgend einem sonstigen Gesichts- 
punkte Strafanspruch beilegte. 

4. Auf alle auswärtigen Übertretungen, welche gemäss § 6 
St.G.Bs. dem inländischen Strafgesetze verfallen, und welche nicht 
wegen analoger Anwendung des § 5 Str.G.Bs. gesonderter Behand-^ 
lung unterliegen. 

5. Auf alle auswärts begangenen Delikte, wegen welcher 
kraft besonderer Vorschrift eines Reichsstrafgesetzes auch im In- 
lande Bestrafung erfolgt. 

6. Auf sämtliche im Inlande selbst begangenen strafbaren 
Handlungen, auch wenn sie vom Auslande, aus welchem Grunde 
immer, zur Strafe gezogen wurden. Denn niemals begiebt sich 
das Inland der ihm auf Grund des Territorialprinzips erwachsenen 
Strafgewalt. 

Zur Anwendung des § 7 ist nicht erforderlich, dass die er« 
kannte Strafe im Ausland vollständig zur Vollziehung gelangt 
sei; auch eine teilweise vollzogene findet Anrechnung. Letztere 
ist obligatorisch ; für die Art ihrer Vornahme sind keine besonderem 
Vorschriften getroffen, es hat hierüber der Richter nach pflicht- 
gemässem Ermessen zu entscheiden. 

§ 12. 

Die Strafgesetznovelle vom 26. Februar 1876 und Betrachtungen de 

lege ferenda. 

I. Nach kaum vierjähriger Dauer wurde das Reichsstraf- 
gesetzbuch einer Revision unterworfen. Der vom Bundesrat aus- 
gehende Revisionsentwurf liess auch die Vorschriften des inter- 
nationalen Strafrechts nicht unberührt. Die Revision der auf das- 
selbe bezüglichen Vorschriften kam jedoch infolge des Wider- 
stands des Reichstags nicht in der von den verbündeten Regie- 
rungen geplanten, weitgehenden Weise zu stände. Das Ergebnis 
des Revisionsversuchs beschränkte sich auf die Einfügung eines 
die Amtsdelikte auswärtiger Beamten betreffenden Erweiterung 
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•der Nr. 1 des § 4. Vgl. oben § 4, VI, S. 20. Dessenungeachtet 
ist es von Interesse, die im Revisionsentwurf vorgeschlagenen 
Änderungen einer Betrachtung zu unterziehen, da er zweifelsohne 
erhebliche Verbesserungen gegenüber dem bestehengebliebenen 
Gesetzesinhalt aufwies. 

In dem durch Ausschreiben des Reichskanzlers vom 23. No- 
vember 1875 dem Reichstag vorgelegten Entwurf war den §§ 4 
»und 5 folgende Gestalt gegeben worden: 

§4. 
„Nach den Strafgesetzen des Deutschen Reichs kann verfolgt 
werden : 

1. ein Ausländer, welcher im Auslande eine hochverräterische 
Handlung gegen das Deutsche Reich oder einen Bundesstaat, ein 
Jülünzverbrechen oder gegen einen Deutschen eine Handlung be- 
gangen hat, die nach den Gesetzen des Deutschen Reichs als 
Verbrechen oder Vergehen anzusehen ist; 

2. ein Deutscher, welcher im Auslande eine Handlung be- 
dangen hat, die nach den Gesetzen des Deutschen Reichs als 
Verbrechen oder Vergehen anzusehen ist. 

Die Verfolgung ist auch zulässig, wenn der Thäter bei Be- 
gehung der Handlung noch nicht Deutscher war." 

„Insofern es sich nicht um eines der im § 4 Nr. 1 bezeich- 
neten Verbrechen oder Vergehen handelt, ist im Falle des § 4 
Nr. 2 Abs. 2 das ausländische Strafgesetz anzuwenden, soweit 
•dieses milder ist, und bleibt die Verfolgung ausgeschlossen, wenn 

1. die Handlung durch die Gesetze des Orts, an welchem 
sie begangen wurde, nicht mit Strafe bedroht ist; 

2. von den Gerichten des Auslandes über die Handlung 
rechtskräftig erkannt und entweder eine Freisprechung erfolgt 
oder die ausgesprochene Strafe vollzogen; 

3. die Strafverfolgung oder die Strafvollstreckung nach den 
Gesetzen des Auslandes verjährt oder die Strafe erlassen, oder 

4. der nach den Gesetzen des Auslandes zur Verfolgbarkeit 
der Handlung erforderliche Antrag des Verletzten nicht gestellt 
worden ist." 

n. In erster Linie fällt die Streichung des Abs. 1 von § 4 
auf. Über die Bedeutung des Abstrichs geben die Motive keine 
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Auskunft. Gerade dieser erste Absatz gilt aber als wesentlichste- 
Stütze der prinzipiellen Geltung der Territorialmaxime und seine 
Weglassung legt in Verbindung mit den übrigen Abänderungen', 
den Gedanken nahe, ob nicht der Entwurf die Herrschaft des 
Territorialprinzips beendigen und an dessen Stelle die eines ver- 
einigten Schutz- und Personalitätsprinzips zu setzen beabsichtigte^ 
Bedenklich muss aber hiebei erscheinen die Beibehaltung der 
exzeptionellen Behandlung der auswärtigen Delikte durch die Vor- 
schrift der nur fakultativen Verfolgung. Gerade die auswärtigen 
Delikte sind das einzige Gebiet, auf welchem die Gedanken des 
Schutz- oder des Personalitätsprinzips sich praktisch bethätigen. 
können. Die Annahme, dass das Gesetz gerade diese beiden. 
Prinzipien als grundsätzlich geltend habe aufstellen wollen, lässt 
sich zu schwer mit der Thatsache der Ausnahmestellung der 
einzigen auf sie bezüglichen Vorschriften vereinigen, als dass sie 
acceptiert werden könnte. 

ni. Hochbedeutsam ist die Veränderung, welche der Entwurf 
bezüglich der Nr. 1 plante: Alle auswärtigen Handlungen des^ 
Ausländers bestraft das Inland, sofern sie gegen einen Inländer 
gerichtet und nach inländischem Gesetz als Verbrechen oder Ver- 
gehen anzusehen sind. Nr. 1 in seiner derzeitigen Fassung be- 
schränkte sich auf die Wahrung des inländischen Staats gegen: 
ausländische Angriffe. Den Schutz des Deutschen im Ausland über-^ 
liess man dem letzteren. Soweit der Delinquent Inländer war, kami 
allerdings das Personalitätsprinzip zu Hilfe. Hinsichtlich der An- 
griffe von Ausländern war dagegen der im Auslande befindliche 
Deutsche lediglich auf den guten Willen des Auslandes angewiesen^ 

Der absolute Schutz des Inländers, wo immer er sich be- 
finde, durch den Staat, dem er angehöre, war nun immer eine- 
der wichtigsten und berechtigtsten Forderungen des ßealprinzip& 
gewesen. 

Bereits gegenüber den diesbezüglichen Vorschriften des 
norddeutschen Entwurfs hatten sich viele warnende Stimmen er^ 
hoben, welche auf die bedauerlichen Konsequenzen des von demj 
§ 4 eingenommenen Standpunkts hinwiesen. 

Vgl. Binding, Entwurf eines Strafgesetzbuchs für den Nord- 
deutschen Bund; v. Wächter, Beitrag zur Geschichte und 
Kritik des Entwurfs eines Strafgesetzbuchs für den Nord- 
deutschen Bund, S. 80 ff. 
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Der Gedanke, das auswärtige Delikt des Ausländers im In- 
lande zu strafen, wenn es gegen einen Angehörigen des Inlands 
^idi richte, ist kein neuer. Immer mehr hatten die modernen 
Kodifikationen, dem dringenden BedürMsse folgend, sich mit ihm 
befreundet; so hatten ihm eine Reihe von den deutschen parti- 
kulären Gesetzgebungen Eingang in die Gesetzbücher verschafft; 

vgl- die Strafgesetzbücher von Bayern, Württemberg, Thü- 
ringen, Hamburg u. a.; vgl. näheres oben § 3, Vni, S. 16. 

Das Strafgesetzbuch für das Deutsche Reich war ihnen nicht 
•gefolgt. Bald aber machte sich, wie die Motive zur Novelle 
hervorheben, dieser Mangel in der Pi^axis in bedenklicher Weise 
fühlbar. Eine Anzahl von Fällen wurde konstatiert, in wd.ehen 
man die Unmöglichkeit, gegen den im Inland betroffenen Aus- 
länder wegen seiner auswärts an einem Inländer begangenen 
Strafthaten strafrechtlich einzuschreiten, als bedeutenden Übel- 
stand empfand. Trotzdem fand die vorgeschlagene Änderung des 
Entwurfs, der dem abhelfen sollte, keine Gegenliebe beim Reichs- 
tag; sie teilte mit so vielen anderen Bestimmungen der Novelle 
«das Schicksal der Ablehnung. — Dies ist um so mehr bedauerlich, 
als es sich hier um eine wirkliche Verbesserung von bedeutender 
Tragweite handelte. Die Gründe, welche gegen die Ausdehnung 
des inländischen Strafanspruchs ins Feld geführt wurden, waren 
wenig tiberzeugender Natur und haben in der Litteratur vielfache, 
gründliche Widerlegung erfahren. 

Vgl. insbesondere Binding I, S. 389 ff. 

Übertriebene Rücksicht auf das Ausland und unangebrachte 
Humanität gegen den delinquierenden Ausländer sprachen in erster 
Linie mit. Die vielfach behauptete Ungerechtigkeit gegen den 
Ausländer, der ohne Kenntnis des inländischen Rechts die Gefahr 
inländischer Bestrafung laufe, existiert in Wirklichkeit gar nicht. 
Ganz abgesehen davon, dass die meisten, irgendwie erheblichen 
Delikte gegen Freiheit, Ehre, Vermögen und sonstige Rechtsgüter 
in allen Kulturstaaten gleichmässige Reprobation durch das Gesetz 
erfahren, ist das heilsame Regulativ des Opportunitätsprinzips 
ganz dazu angethan, etwaigen Härten die Spitze abzubrechen. 
Umgekehrt ist es gerade ein Gebot der Gerechtigkeit^ dem In- 
länder auch ausserhalb der Staatsgrenzen den Schutz seines 
Heimatstaats zu gewähren. Der Strafunterworfenheit, der der 
Inländer im Auslände unter dem Einfluss der Personalitätsmaxime 
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-auch nach dem Strafgesetzbuch ausgesetzt ist, entspricht es als 
Oegenstück, dass ihm daselbst auch erhöhter Strafschutz gewährt 
wird. Nicht darf der Staat sich auf den Standpunkt stellen, da 
zu versagen, wo er selbst verlangt. Auch hat der Staat 
selbst au den Besitz eines Strafanspruchs gegen den seine An- 
gehörigen verletzenden Ausländer das regste Interesse; denn der 
gesteigerte Schutz, den die Staatsangehörigkeit dann verleiht, wird 
ihren Wert steigen machen. Zwar bleibt die Möglichkeit der 
Auslieferung des im Inland betroffenen Ausländers an den aus- 
ländischen Staat; dies ist aber kein Ersatz fdr den fehlenden 
eigenen Strafanspruch. Denn ob der Ausländer wirklicher Be- 
strafung unterzogen wird, bleibt auch dann noch dem guten Willen 
des Auslands überlassen ; erzwungen kann es nicht werden. Eine 
derartige Abhängigkeit vom Ausland bei Wahrung der vitalsten 
Interessen des Inlands ist aber kein eines grossen, mächtigen 
Reiches würdiger Zustand. Mit Eecht heben die Motive zur 
Novelle hervor, es entspreche dies nicht der Macht und der 
Pflicht des Deutschen Reichs. 

rV. Die dritte Abänderung betraf die Nr. 3 des jetzigen § 4. 

Die Beschränkung der inländischen Strafbarkeit des im Aus- 
land delinquierenden Deutschen durch das Erfordernis der Straf- 
barkeit am Ort der That sollte beseitigt werden. Bereits oben 
I 10, B, I, 5, e, S. 74 wurde hervorgehoben, welch grosse Un- 
zuträglichkeiten für die Praxis der Zwang, die That auch einer 
Beurteilung nach ausländischem Recht zu unterwerfen, mitsich- 
ftthre, um so mehr, als es nicht dem Delinquenten nachgelassen 
werde, im einzelnen Fall die ausländische Straflösigkeit nachzu- 
weisen, sondern die ausdrückliche Feststellung der Strafbarkeit 
■eine Amtspflicht des Richters bilde. Dieser überaus lästigen 
Pflicht sollte ein Ende gemacht werden und insofern war die 
Neuerung mit Freude zu begrüssen. Sie hatte um so weniger 
Bedenkliches an sich, als auch hier in Fällen, in denen die Ver- 
folgung wegen Straflosigkeit der That am Ort ihrer Begehung 
unbillig erschien, wiederum das Opportunitätsprinzip die gewünschte 
Möglichkeit der Abhilfe bot. 

Für die Fälle des ünterabsatzes von Nr. 3 blieb es bei dem 
Erfordernis der Strafbarkeit am Thatort und der Entwurf behielt 
auch die Bestimmung bei, dass das ausländische Strafgesetz an- 
zuwenden sei, soweit es milder sei. Beides rechtfertigte sich 
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durch die Betrachtung, dass in diesen Fällen in der That kein 
Anlass vorliegt, das inländische Strafrecht ganz unabhängig vom 
Kechte des Thatons zu gestalten, da doch der Thäter zur Zeit 
der Begehung noch nicht Deutscher, daher auch nicht deutschen 
Strafgesetzen unterworfen ist. — Dagegen strich der Entwurf 
das Erfordernis des Antrags der ausländischen Behörde auf Ver- 
folgung. Dieser Abstrich ist nicht zu billigen. Die Vorschrift 
des Unterabsatzes von Nr. 3 bildet das notwendige Korrelat zu 
dem Grundsatz der Nichtauslieferung Nationaler; es erscheint 
nur billig, den Delinquenten nicht schlechter zu stellen, als wenn 
die Auslieferungspflicht bestünde. Solchenfalls wäre aber gleicher- 
massen ein Antrag des Auslands erforderlich, der das Interesse 
desselben an der Bestrafung des naturalisieiten Thäters bewiese. 

Der Entwurf beschränkt die Anwendung des im übrigen in- 
haltlich gleichen § 5 auf die Fälle des ünterabsatzes von Nr. 3. 
Der Begründung der Motive, die Grundsätze, welche in § 4 des 
Entwurfs zur Geltung gelangt seien, führten mit Notwendigkeit 
zu dieser Beschränkung, ist nicht beizutreten. Zwar muss bei 
der im Entwurf angenommenen Unabhängigkeit der Fälle der Nr. 3 
vom Rechte des Begehungsorts die ausländische Freisprechung 
und Verjährung einflusslos auf den inländischen Strafanspruch 
bleiben; nicht abzusehen ist aber, warum ein Einfluss der aus- 
ländischen Strafverbüssung auf den inländischen Strafanspruch 
begrifflich unmöglich sein soll. Im übrigen ist jedoch die be- 
schränkung der Nr. 5 auf die Fälle des Unterabsatzes von Nr. 3 
sachlich durchaus zu billigen. Danach verhält sich der inländische 
Strafanspruch in dem Regelfall von Nr. 3 gänzlich indifferent 
gegen die Behandlung, die die ausländische That im Auslande er- 
fährt; weder die Verfolgungsakte ausländischer Gerichte noch die 
Bestimmungen der ausländischen Gesetze alterieren ihn. Gegen 
Übelstände im einzelnen schützt der § 7 Str.G.Bs., der die An- 
rechnung der ausländischen Strafe vorschreibt, und weiter auch 
der Grundsatz der nur fakultativen Verfolgung, der gestattet 
auch den Thatsachen der ausländischen Freisprechung oder des 
ausländischen Gnadenaktes oder der ausländischen Verjährung 
«twa billig erscheinende Berücksichtigung im Inlande zu teil 
werden zu lassen. 

V. Es hat sich gezeigt, dass der Entwurf der Novelle auf 
dem Gebiet des internationalen Strafrechts glückliche Änderungen 
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aufwies. Besonders der gesteigerte Rechtsschutz, der nach seinen 
Intentionen künftighin dem Deutschen im Auslande durch sein 
Vaterland gewährt werden sollte, war eine mit Freuden zu be- 
grüssende Neuerung. Auch die übrigen Aenderuugen: die Ver- 
stärkung des Personalitätsprinzips, die Verminderung der Fälle 
Yon Konsumption inländischer Strafansprüche durch auswärtige 
Verfolgungsakte bedeuteten durchweg erhebliche Verbesserungen 
gegenüber dem früheren Eechtszustand, wie andererseits auch das 
Festhalten an der Opportunitätsmaxime bei Behandlung auswär- 
tiger Delikte durchaus zu billigen war. 

Bedauerlicherweise blieb es sämtlichen Verbesserungsvor- 
schlägen versagt, Gesetzeskraft zu erlangen. 

Es «teilt nur zu hoffen, dass die längst geplante Revision 
des Strafgesetzbuchs auch auf dem Gebiete des internationalen 
Strafrechts eine dem Staatsbedürfnis entsprechende endgültige 
Refoim des bestehenden ßechtszustandes in der von dem Entwurf 
der Novelle bereits eingeschlagenen Richtung herbeiführen wird. 



